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Vorwort. 


Über  den  bearbeiteten  Stoff  war  bis  jetzt  noch 
keine  Literatur  vorhanden,  R,  Soudek  und  A.  Müller 
behandelten  in  ihren  Arbeiten:  „Die  Arbeitersekre- 
tariate“ (1902)  nur  die  ersten  Anfänge  der  Rechts- 
hilf ebewegung,  Gerade  im  letzten  Jahrzehnt  hat  diese 
sich  aber  außerordentlich  entwickelt  und  zu  großarti- 
gen Organisationen  zusammengefügt.  Das  mir  von 
allen  in  Betracht  kommenden  Stellen  — Generalkom- 
mission der  Gewerkschaften  Deutschlands  (Berlin), 
Generalsekretariat  des  Gesamtverbandes  der  christl, 
Gewerkschaften  Deutschlands  (Cöln),  Hauptsekreta- 
riat des  Verbandes  der  Deutschen  Gewerkvereine  (Ber- 
lin), Volksvereinszentralen  (kath,  und  evangel,)  in  M,- 
Gladbach,  Zentralstelle  des  Verbandes  der  süddeut- 
schen kath,  Arbeitervereine  (München),  Zentralstelle 
des  Berliner  Verbandes  kath,  Arbeiter  (Berlin),  Sozia- 
les Museum  (Frankfurt  a,  M,),  Geschäftsstelle  des 
„Verbandes  der  deutschen  gemeinnützigen  und  unpar- 
teiischen Rechtsauskunftsstellen“  (Lübeck),  Schweize- 
risches Arbeitersekretariat  (Zürich)  ausgiebig  zur 
Verfügung  gestellte  gedruckte  und  geschriebene  Mate- 
rial hat  die  Grundlage  zur  vorliegenden  Arbeit  ge- 
geben, In  dieser  wird  auf  die  dem  vorerwähnten  Ma- 
terial entnommenen  Quellen  verwiesen. 
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Die  liberale  Ordnung  des  staatlichen  und  bürger- 
lichen Lebens  legte  die  Verhältnisse  der  Bürger 
untereinander,  des  Bürgers  gegenüber  Staat,  Ge- 
meinde, Kirche  und  Schule  durch  eine  große  Anzahl 
rechtlicher  Bestimmungen  fest.  Die  moderne  Gesetz- 
gebung hat  sich  das  ganze  Lebensgebiet  bis  in  seine 
kleinsten  Winkel  hinein  unterworfen,  sodaß  ein  Heer 
staatlich  sanktionierter  Rechtsbeistände  notwendig 
wurde.  Doch  auch  dieses  genügte  mit  der  Zeit  nicht 
mehr,  für  die  vierte  Gesellschaftsklasse  mußte  noch 
ein  besonderer  Rechtsschutz  organisiert  werden.  Dies 
geschah  durch  die  Gründung  der  sogenannten  Arbei- 
ter-Sekretariate und  ähnlicher  Einrichtungen, 

Es  handelt  sich  bei  ihnen,  soweit  sie  Rechtshilfe- 
büros sind,  im  ersten  Grunde  nicht  darum,  minder  be- 
mittelten Personen,  namentlich  den  Arbeitern,  zu 
ihrem  Rechte  zu  verhelfen,  sondern  ihnen  überhaupt 
erst  die  Möglichkeit  zu  geben,  sich  einer  Rechtshilfe 
bedienen  zu  können. 

Die  Notwendigkeit  einer  Rechtshilfe  in  diesem 
Sinne  entwickelte  sich  infolge  besonderer  wirtschaft- 
licher und  sozialer  Verhältnisse,  Einmal  hatte  sich 
eine  zusammenhängende  Volksmasse  gebildet,  die  eine 
freie  aber  minderbemittelte  Klasse  darstellte;  dann 
trat  an  diese  Volksklasse  die  Tatsache  eines  Rechts- 
anspruches und  Rechtskonfliktes  nahe  heran.  Unter 
diesem  doppelten  Einfluß  wurde  eine  besondere 
Rechtshilfe  für  Minderbemittelte  unentbehrlich. 
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Die  ersten  derartigen  Rechtshilfebüros  rief  man 
in  Deutschland  ins  Leben.  Hier  fanden  diese  Institute 
auch  eine  schnelle  Verbreitung,  da  die  aufgestellten 
Grundlagen  in  besonderem  Maße  vorhanden  waren, 
Deutschland  hat  bekanntlich  keinen  so  natürlichen  und 
ruhigen  Gang  seines  Wirtschaftslebnes  genommen  wie 
die  westeuropäischen  Großstaaten.  Erst  die  politische 
Einigung  brachte  die  deutschen  Kräfte  zur  Entfaltung, 
namentlich  setzte  nachGründung  des  Deutschen  Reiches 
ein  so  plötzlicher  und  schneller  Aufschwung  seines  ge- 
samten Wirtschaftslebens  ein,  wie  ihn  kein  anderer 
Kulturstaat  in  so  kurzer  Zeit  erlebt  hat.  Die  notwen- 
dige Folge  war  eine  starke  Bevölkerungszunahme 
innerhalb  der  deutschen  Grenzen,  Ein  großer  Prozent- 
satz dieser  Zunahme  wurde  von  den  gewerblichen  Ar- 
beitern gebildet,  von  diesen  stellten  wiederum  das 
Hauptkontingent  die  neu  entstandenen  und  vergrößer- 
ten Industrien,  Das  Charakteristische  an  dieser  neuen 
Arbeiterklasse  war  die  geringe  Wehr-  und  Wider- 
standsfähigkeit der  einzelnen  Person  gegenüber  dem 
Unternehmer,  Zunächst  kam  hier  das  Arbeitsverhält- 
nis in  Betracht. 

Es  galt,  diese  Grundlage,  auf  der  die  Existenz  des 
Arbeiters  beruht,  zu  kräftigen,  und  zwar  lag  dies  im 
Interesse  der  Volkswirtschaft,  die  infolge  ihrer  erhöh- 
ten Intensität  quantitativ  und  qualifativ  gesteigerte 
Arbeitsleistungen  erforderte.  Die  Arbeiter  konnten  bei 
ihrer  großenAnzahl  zu  guten,  schnellen  Arbeitsleistun- 
gen durch  besonders  dazu  angestellte  Aufseher  oder 
gesetzliche  Maßregeln  nicht  mehr  gezwungen  werden, 
es  mußte  ihnen  vielmehr  in  irgend  welcher  Form  ein 
Selbstinteresse  verschafft  werden.  Dies  geschah  be- 
kanntlich durch  die  Umgestaltung  des  ehemaligen  Ar- 
beitsverhältnisses zwischen  Herr  und  Knecht  in  ein 
Verhältnis  zwischen  ,, Käufer  und  Verkäufer  . 

Obwohl  indessen  die  Proklamierung  des  freien 
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Arbeitsvertrages  für  die  Massen  formalrechtlich  einen 
Fortschritt  geschaffen  hatte,  liefen  diese  dennoch  in- 
folge entgegengesetzter  Interessen  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  und  der  tatsächlichen  Macht 
auf  Seiten  des  ersteren  Gefahr,  in  materieller  und  sitt- 
licher Beziehung  auf  das  denkbar  tiefste  Niveau  zu 
sinken,  was  nicht  nur  sie  selbst,  sondern  die  Volks- 
wirtschaft in  ihrem  Lebensnerv  getroffen  hätte  Dar- 
aus ergab  sich  eine  sozialökonomische  Frage  von  großer 
Bedeutung. 

Es  entstanden  die  Arbeiterschutzgesetze  und  die 
Arbeiterversicherung, 

Der  Arbeiterschutz  besteht  aus  einer  großen  An- 
zahl von  Normen  und  Einrichtungen,  die  bezwecken, 
allen  jenen  sittlichen  und  materiellen  Schädigungen 
vorzubeugen,  denen  der  Arbeiter  im  Betriebe  ausge- 
setzt ist.  So  wurden  z.  B.  Arbeitsart  der  Frauen  und 
jugendlichen  Arbeiter,  Ausgestaltung  der  Betriebsein- 
richtungen, Regulierung  und  Sicherung  des  Lohnes, 
Arbeitsdauer,  Begründung,  Inhalt  und  Auflösung  des 
Dienstverhältnisses  gesetzlich  geregelt.  Hieraus  allein 
schon  ergab  sich  die  leichte  Möglichkeit  eines  Rechts- 
konfliktes zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer. 

Dazu  kam  noch  die  Arbeiterversicherung,  Der  Be- 
rufsarbeiter baut  seine  ökonomische  Existenz  auf  das 
regelmäßige  Funktionieren  seiner  physischen  Arbeits- 
kraft, Diese  kann  aber  durch  Krankheit,  Unfall,  In- 
validität und  Alter  ganz  oder  teilweise,  dauernd  oder 
vorübergehend  zerstört  werden.  In  allen  diesen  Fäl- 
len muß  dem  betroffenen  Arbeiter  von  anderer  Seite 

1)  Die  Erscheinung,  daß  die  nunmehr  einsetzende  Aus- 
bildung zum  Großbetrieb  und  zur  Betriebskonzentration  die 
Tendenz  mit  sich  brachte,  den  Arbeitslohn  gegen  früher  be- 
deutend zu  erhöhen  und  die  Arbeitszeit  zu  kürzen,  berührt 
diese  Tatsache  nicht. 
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geholfen  werden.  In  früheren  Zeiten  genügten  hierzu 
staatliche  Armenpflege  und  allgemeine  Wohltätigkeit, 
Gegen  die  Mitte  des  19,  Jahrhunderts  bildeten  sich 
dazu  Versicherungskassen  der  Unternehmer  und  Ar- 
beiter, auch  diese  reichten  seit  den  70er  Jahren  nicht 
mehr  aus.  Die  seit  jener  Zeit  schnell  wachsende  In- 
tensität der  Volkswirtschaft  führte  zur  Vervollkomm- 
nung der  maschinellen  Technik  und  zum  ungesunden 
Zusammendrängen  großer  Arbeitermassen,  Hierdurch 
wurden  die  oben  bezeichneten  Gefahren  für  den  ge- 
werblichen Arbeiter  in  hohem  Maße  verstärkt.  Der 
Laie  hat  durchschnittlich  keinen  Begriff  von  den  vielen 
kleinen  und  großen  Gefahren,  in  denen  eine  Anzahl 
Arbeiter  täglich  schweben,  Folgende  Zahlen  mögen 
für  sich  sprechen.  Seit  Bestehen  der  Unfallgesetze 
Oktober  1885  haben  über  10  Millionen  Arbeiter  ihre 
Erwerbsfähigkeit  ganz  oder  teilweise  auf  dem  Felde 
der  Arbeit  lassen  müssen,  über  190  000  büßten  ihr 
Leben  ein  infolge  von  erlittenen  Unfällen.  Wenn  trotz 
aller  Vorsichtsmaßregeln  immer  wieder  zahlreiche  Un- 
fälle Vorkommen,  so  liegt  das  in  unserer  ganzen  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  begründet,  die  das  frühere 
kleingewerbliche  Wirtschaftsleben  änderte  und  immer 
weitere  Kreise  in  den  Dienst  der  Gütererzeugung  zog. 
Je  mehr  sie  immer  größere  Massen  in  diesen  Dienst 
stellte  und  in  diesem  selbst  in  immer  höherem  Maße 
elementare  Mächte  verwertete,  desto  größer  mußten 
auch  die  aus  der  Gütererzeugung  erwachsenen  Gefah- 
ren werden.  Dazu  kommt,  daß  diejenigen,  die  mit  der 
Gefahr  sozusagen  täglich  umgehen,  diese  nicht  mehr 
genügend  beachten.  Das  kleinste  Versehen  aber  kann 
oft  zu  schweren,  ja  tötlichen  Unfällen  führen.  Es  ent- 
stand bei  uns  die  auf  dem  Prinzip  des  Zwangs  be- 
ruhende Arbeiterversicherung, 

Diese  sowohl  wie  der  eben  erwähnte  Arbeiter- 
schutz lassen  die  arbeitende  Bevölkerung  mit  den  Ge- 
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setzen  weit  mehr  in  Berührung  kommen,  als  jede  an- 
dere Klasse, 

Dazu  hat  auch  das  rein  private  Recht  für  die  Ar- 
beiter Bedeutung  gewonnen.  Das  Emporschnellen  des 
allgemeinen  Wohlstandes  übte  auch  auf  das  Proletariat 
seine  Wirkung  aus,  bestätigt  doch  die  Statistik,  daß  die 
Einkommenssteigerung  erheblich  stärker  ist  als  die 
Zunahme  der  Bevölkerung  und  die  stattgefundene 
Preissteigerung,  sodaß  der  allgemeine  Wohlstand  der 
Bevölkerung  in  stetem  Steigen  begriffen  ist.  Im  großen 
Ganzen  können  die  niederen  Klassen  in  dieselben 
Rechtskonflikte  geraten  wie  die  höheren,  man  denke 
nur  an  Erbschaftssachen,  Sachenrecht,  Familienrecht, 
Mietrecht,  Schadensersatz,  Haftpflicht  usw. 

Zudem  haben  gerade  für  die  arbeitende  Bevölke- 
rung ihre  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  besonders  das 
Schwanken  des  niedrigen  Einkommens,  von  der  Ver- 
sicherung abgesehen,  noch  eine  Fülle  von  Rechts- 
ansprüchen auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  und  pri- 
vaten Rechts  im  Gefolge, 

Endlich  mußte  das  Leben  und  Treiben  in  den 
schnell  sich  entwickelnden  Städten  für  die  niedere, 
namentlich  die  arbeitende  Bevölkerung  von  Konflikten 
aller  Art  begleitet  sein.  Besonders  kann  das  enge  Bei- 
sammenowhnen  vieler  Familien  in  einem  Hause  zu 
Streitigkeiten  aller  Art  führen.  Zudem  beweisen  Kri- 
minalstatistik , Selbstmordstatistik , Ehescheidungs  - 
Statistik  usw,,  daß  die  moralische  Ungesundheit  vor- 
nehmlich in  den  großen  Städten  mit  der  Zeit  größer 
wird.  Gerade  das  Proletariat  wird  in  dieser  Hinsicht 
in  Mitleidenschaft  gezogen.  Auch  darin  ist  also  ein 
weites  Feld  gegeben,  auf  dem  für  die  vierte  Gesell- 
schaftsklasse Rechtskonflikte  der  verschiedensten  Art 
wie  Unkraut  emporschießen  können. 

Alle  vorgenannten  Faktoren  waren  in  Deutschland 
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um  so  wirkungsvoller,  als  sie  hier  ziemlich  plötzlich 
einsetzten. 

Bisher  sind  nur  die  eigentlichen  Quellen  aufge- 
sucht worden,  aus  denen  die  Notwendigkeit  einer  be- 
sonderen Rechtshilfe  für  die  arbeitende  Bevölkerung 
entspringen  mußte. 

Die  näheren  Gründe  für  die  Entstehung  der  Ar- 
beitersekretariate sind  zu  suchen  in.  dem  Aufwärts- 
streben des  Arbeiters  und  seiner  ganzen  Klasse, 

Die  körperlichen  Arbietsleistungen  wurden  mit 
der  zunehmenden  Intensität  unserer  Volkswirtschaft 
bedeutend  qualifiziert,  namentlich  stieg  die  Verant- 
wortlichkeit der  einzelnen  Arbeiter  gegen  früher  in 
hohem  Maße.  Deshalb  mußten  die  geistigen  Kräfte 
der  arbeitenden  Bevölkerung  durch  staatlichen  Zwang 
geschult  werden.  Infolge  aller  dieser  Faktoren  stieg 
das  Bewußtsein  des  Menschenwertes  in  der  Arbeiter- 
klasse, Diese  stellt  daher  keine  vollendete  Entwick- 
lung dar,  sondern  hat  dieTendenz  des  Emporkommens, 
So  ist  es  natürlich,  daß  der  moderne  Arbeiter  die  Mög- 
lichkeit wirksamster  Selbsthilfe  leidenschaftlich  an- 
strebt, Die  in  der  Konzentration  der  Kräfte  liegende 
Selbsthilfe  ist  das  Charakteristikum,  aus  dem  sich  der 
Vorgang  der  besonderen  Rechtsschutzbewegung  inner- 
halb der  Arbeiterorganisationen  selbst  erklärt.  Die 
verschiedenen  Organisationen  erlangten  durch  ihre 
Rechtshilfestellen  einen  starken  Einfluß  auf  die  soziale 
Gesetzgebung,  auch  gewannen  sie  ein  neues  Mittel  zur 
geistigen  Bildung  des  Arbeiters,  Gerade  Gesetzes- 
kenntnis ist  für  diesen  unerläßlich  geworden.  Ganz 
abgesehen  von  dem  allgemein  gültigen  Rechtsprinzip 
„ignorantia  iuris  nocet"  zwingt  ihn  der  Ausbau  einer 
sozialen  Gesetzgebung  erst  recht,  sich  mit  dem  Rechts- 
leben zu  befassen.  Der  einzelne  Arbeiter  ist  an  Orga- 
nisationen gebunden,  die  ihm  die  Aufgabe  stellen,  sich 
entweder  selbst  an  der  Ausführung  der  Gesetze  und 
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der  Leitung  der  Geschäfte  zu  beteiligen,  oder  dies 
durch  gewählte  Vertreter  zu  bewerkstelligen.  Man 
denke  nur  an  die  einzelnen  Wahlen  im  Versicherungs- 
wesen, die  Gewerbegerichtswahlen,  die  Arbeiter-Aus- 
schüsse in  den  einzelnen  Fabriken. 

Durch  eine  solche,  dem  Arbeiter  überlassene,  so- 
ziale Tätigkeit  stieg  bei  ihm  das  Selbstbewußtsein  und 
damit  auch  die  Erkenntnis,  daß  er  der  staatlichen  Ge- 
sellschaft ein  unentbehrliches  Gut  sei  und  volle  Be- 
friedigung seiner  Rechtsansprüche  verlangen  könne. 

Das  Aufwärtsstreben  der  Arbeiter- 
klasse einerseits  und  die  leichte  Mög- 
lichkeit eines  R e c h t s k o n f 1 i k t e s an- 
dererseits ließenalso  geradeunter  der 
arbeitenden  Bevölkerung  das  Bedürf- 
nis nach  Rechtsrat  und  -hilfe  mit  eie- 
rn, entarer  Gewalt  hervortreten. 

Die  Hilfe  des  berufsmäßigen  Beistandes,  des 
Rechtsanwaltes,  hat  für  die  arbeitende  Bevölkerung  ver- 
sagt, Man  hat  zwar  auch  von  gewerkschaftlicher  Seite 
den  Versuch  mit  dem  gegebenen  Rechtsbeistand  ge- 
macht, indem  in  Fällen  aus  dem  Arbeiterschutz  und 
der  Arbeiterversicherung  ein  Rechtsanwalt  bestellt 
wurde.  Dieser  entsprach  aber  den  Bedürfnissen  viel- 
fach nicht  ^),  Es  ist  natürlich,  daß  ein  Rechtsanwalt 
sich  nicht  gerne  mit  so  geringwertigen  Objekten  abgibt, 
wie  es  die  Arbeiterrechtssachen  sind  , daraus  ergibt 
sich  von  selbst  die  Folge,  daß  er  nicht  bestrebt  ist,  sich 
in  Arbeiterrecht  und  Arbeiterverhältnisse  einzuarbei- 
ten, Auch  an  den  Universitäten  ist  diese  Gesetzes- 
materie bislang  so  gut  wie  vollständig  übergangen  wor- 
den, Von  Seiten  der  Arbeiter  wird  auch  den  Rechts- 
anwälten wenig  Vertrauen  entgegengebracht,  da  sie 
sich  selbst  sagen,  daß  das  Interesse  für  ihre  Sache  nicht 

1)  Vgl,  Jahresbericht  des  Sekretariates  Stuttgart  pro  1897. 
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groß  sein  kann  und  deshalb  der  Meinung  sind,  bei 
ihnen  nicht  am  „richtigen  Kontor“  zu  sein.  Zudem  ist 
die  Aufgabe  des  Rechtsanwaltes  hauptsächlich  die 
Rechtshilfe,  weniger  der  Rechtsrat,  die  Rechtsauskunft, 
Gerade  nach  letzterer  aber  hat  der  Arbeiter  ein  star- 
kes Bedürfnis, 

Es  wurde  schon  unentgeltliche  Rechtsaus- 
kunft erteilt,  bevor  irgend  ein  Arbeitersekretariat 
bestand,  und  zwar  an  den  verschiedensten  Behörden, 
Gewerbe-,  Kaufmannsgerichten,  Redaktionen  und  vie- 
len anderen  Einrichtungen,  Aber  das  Bedürfnis  nach 
Rechtsauskunft  und  Rechtshilfe  war  ins  Riesenmaß 
gewachsen.  Die  vorgenannten  Einrichtungen  genüg- 
ten bei  weitem  nicht  mehr,  es  fehlte  an  diesen  Stellen 
die  Pflicht,  die  Zeit  und  in  vielen  Fällen  die  Kenntnis 
zur  Auskunftserteilung,  Das  neu  entstandene  Bedürf- 
nis der  Arbeiterklassen  nach  Rechtsauskunft  und 
Rechtshilfe  mußte  durch  eigens  dazu  geschaffene  In- 
stitute befriedigt  werden. 


Entstehungsgeschichte. 

Die  Idee  einer  besonderen  Rechtshilfestelle  ist  an 
mehreren  Stellen  zu  gleicher  Zeit  aufgetaucht  und 
zwar  Ende  der  90er  Jahre  kurz  nach  Vollendung  der 
Arbeiterversicherung  (in  ihren  Grundzügen)  auf  Seiten 
der  öffentlichen  Verwaltung  wie  der  christlichen  und 
sozialistischen  Arbeiterorganisationen.  Das  Jahr  1890  ist 
das  Geburtsjahr  für  die  besonderen  Rechtshilfestellen  ^), 

1)  Das  bereits  1884  gegründete  „Schweizerische  Arbeiter- 
sekretariat" kam  damals  als  Rechtshilfebüro  noch  kaum  in 
Betracht,  es  war  vielmehr  eine  Arbeitskammer,  wenn  es  auch 
nicht  diese  Benennung  trug.  Heute  ist  es  ja  allerdings  auch 
ein  bedeutendes  Rechtshilfsbüro.  Ebenso  hatten  die  damals 
schon  bestehenden  ländlichen  Rechtsauskunftsorganisationen 
nichts  gemein  mit  dem  Charakter  der  nunmehr  entstehenden 
Einrichtungen, 


I 
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Göttingen  hat  im  benannten  Jahre  eine  städtische 
Rechtsauskunftsstelle  für  die  Arbeiter  eingerichtet. 
Das  Armenwesen  war  an  diesem  Orte  schon  in  den 
70er  Jahren  so  zweckmäßig  geordnet,  daß  es  Auf- 
merksamkeit erregte.  Es  scheint,  daß  hier  soziales 
Empfinden  stark  ausgeprägt  war.  Dies  mag  an  der 
Persönlichkeit  des  Bürgermeisters  gelegen  haben. 

In  den  Arbeiterorganisationen  tauchte  zu  näm- 
licher Zeit  der  Gedanke  einer  besonderen  Rechtshilfe- 
stelle an  zwei  hervorragenden  Industrieplätzen  auf 
und  zwar  in  Essen  und  zu  gleicher  Zeit  in  Nürnberg, 

Zum  ersten  Male  öffentlich  ausgesprochen  wurde 
der  Gedanke  an  besondere  Rechtshilfebureaus  von 
dem  verstorbenen  ersten  Arbeiterabgeordneten  im 
Deutschen  Reichstage,  einem  bei  der  Firma  Krupp 
beschäftigten  Arbeiter  namens  Stötzel,  der  im  sozi- 
alen Ausschuß  einer  1889  in  Bochum  abgehaltenen 
Katholikenversammlung  die  Frage  des  Rechtsschutzes 
für  Minderbemittelte  aufrollte  und  Volksbureaus  vor- 
schlug, die  als  ihre  Aufgaben  anzusehen  hätten: 

1,  Den  Angehörigen  der  minder  bemittelten 
Stände , insbesondere  den  Arbeitern  in  Versiche- 
rungs-,  Miets-  und  ähnlichen  Rechtsangelegenheiten 
Auskunft  zu  erteilen. 

2,  Die  zur  wirksamen  Rechtsverfolgung  etwa 
notwendigen  Schriftsätze  anzufertigen,  evtl,  auch 
Reiseunterstützungen  zu  den  Terminsorten  zu  zahlen^). 

Das  neu  zu  gründende  Institut  sollte  an  bereits 
bestehende  kath,  Organisationen  angeschlossen 
werden. 

Es  wurde  daraufhin  (1890)  in  Essen  das  erste 
Volksbureau  gegründet.  Dieses  Institut  war  seinem 
ganzen  Charakter  nach  ein  Arbeitersekretariat,  ob- 
wohl es  nicht  diesen  Namen  trug,  denn  dem  Grund- 


1)  Vgl.  Jahrbuch  der  christl.  Gewerkschaften  (1910). 
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Charakter  nach  ist  ein  Arbeitersekretariat  ein  Rechts- 
hilfebureau für  Arbeiter,  das  von  einer  Arbeiterorga- 
nisation zur  Wahrung  ihrer  rechtlichen  Interessen  ge- 
schaffen wurde  und  unterhalten  wird.  Das  hier  in 
Betracht  kommende  Volksbureau  war  von  einem  Ar- 
beiter, dem  Vertreter  einer  ganzen  Organisation,  für 
die  Arbeiter  ins  Leben  gerufen  worden.  Die  beteilig- 
ten Arbeitervereine  hatten  wesentlichen  Anteil  an  der 

Finanzierung  und  Verwaltung  des  neu  gegründeten 
Instituts. 

Es  ist  kein  Zufall,  daß  gerade  in  Essen  dieses 
erste  Volksbureau  entstand.  Die  Arbeiterschaft 
Essens  und  Umgebung  ist  von  jeher,  was  die  Ver- 
tretung ihrer  besonderen  Interessen  anging,  rührig 
gewesen.  Dies  erklärt  sich  daraus,  daß  hier  eine 
kompakte  Masse  von  Arbeitern  zusammenwohnt, 
auch  mußte  sich  im  „Gelobten  Lande“  unserer  In- 
dustrie bei  den  Arbeitern  ein  starkes  Selbstbewußt- 
sein herausbilden. 

Zu  gleicher  Zeit  wie  in  Essen  wurde  auch  unter 
den  freigewerkschaftlichen  Arbeitern  Nürnbergs  der 
Plan  erwogen,  eine  Rechtshilfestelle  zu  schaffen. 
Daraufhin  brachte  im  Jahre  1890  die  Nürnberger  Ar- 
beiterzeitung „Fränkische  Tagespost“  einen  Leit- 
artikel über:  ,,Eine  neue  Aufgabe  der  Gewerkschaften“ 
aus  der  Feder  des  bayrischen  Abgeordneten  Grilien- 
berger,  welcher  als  früherer  Schlosser  dem  deutschen 
Metallarbeiterverbande  angehörte.  Der  erwähnte 
Artikel  befaßte  sich  mit  der  gewerkschaftlichen 
Rechtshilfe.  Diese  Anregung  der  ,, Fränkischen 
Tagespost  wurde  in  den  Arbeiterkreisen  sympathisch 
aufgenommen,  besonders  waren  es  die  gelernten  Ar- 
beiter, die  sich  der  Durchführung  der  aufgeworfenen 
Idee  energisch  annahmen.  Von  dem  Erscheinen  des 
erwähnten  Artikels  in  der  „Fränkischen  Tagespost“ 
verstrichen  indessen  bis  zur  Eröffnung  des  Rechts- 
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hilfebüros  drei  Jahre.  Man  versuchte  es  zunächst 
mit  einer  Kommission,  die  Rechtshilfe  gewähren  sollte, 
und  zwar  bestand  diese  aus  einem  Schreiner,  Bild- 
hauer, Brauer,  Buchbinder  und  Dreher,  die  sich  an 
bestimmten,  öffentlich  bekannt  gegebenen  Abenden 
zusammenfanden  ^).  Schon  in  den  ersten  Tagen 
wurden  sie  mit  Beschwerden  an  den  Fabrikinspektor 
und  Fragen  aller  Art  in  solchem  Maße  überhäuft,  daß 
man  sofort  erkannte,  in  dieser  W^eise  dem  vorhan- 
denen Bedürfnisse  nicht  genügen  zu  können.  Durch 
diese  Erkenntnis  gelangte  die  Nürnberger  Arbeiter- 
schaft zu  der  Überzeugung,  daß  für  die  neuentstan- 
dene Aufgabe  nur  eine  ständige  Einrichtung  die 
Lösung  geben  könne.  Man  berief  eine  Arbeiterver- 
sammlung, bei  der  sich  auch  Frauen  einfanden.  Die 
Versammlung  wurde  polizeilich  aufgehoben,  da  sie  als 
eine  politische  angesehen  wurde,  an  der  nach  dem 
Vereinsgesetz  Frauen  sich  nicht  beteiligen  durften. 
In  einer  weiteren  Versammlung  wurde  von  der  organi- 
sierten Arbeiterschaft  die  Errichtung  eines  gewerk- 
schaftlichen Rechtshilfebüros  endgültig  beschlossen. 
Sie  reichten  bei  dem  Magistrate  in  Anbetracht  dessen, 
daß  es  sich  bei  der  Neugründung  um  ein  gemein- 
nütziges Institut  handelte,  ein  Gesuch  um  kommunale 
Unterstützung  ein.  Die  Behörde  bewilligte  einen  Zu- 
schuß unter  der  Bedingung,  daß  die  Verwaltung  nicht 
in  den  Händen  der  Gewerkschaft,  sondern  der  Stadt 
ruhe.  Die  Arbeiter  gingen  darauf  nicht  ein,  sondern 
gründeten  das  gewerkschaftliche  Institut  und  nannten 
es:  „Arbeitersekretariat  der  Stadt  Nürnberg“.  Diese 
Bezeichnung  paßte  den  Behörden  nicht,  weil  sie  an- 
geblich zu  Irrtümern  führe,  und  die  Gewerkschaften 
wurden  veranlaßt,  die  Bezeichnung  zu  ändern.  Dar- 
auf wurde  dieses  erste  gewerkschaftliche  Rechtshilfe- 


1)  Vgl.  Jahresbericht  des  Sekretariates  Nürnberg  pro  1904. 
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bureau  „Arbeitersekretariat  Nürnberg“  getauft.  Das 
neu  entstandene  Institut  ließ  bald  viel  von  sich  reden. 
In  den  ersten  Jahren  seines  Bestehens  schon  wurde 
es  von  angesehenen  Persönlichkeiten,  Professoren, 
Redakteuren,  Reichstagsabgeordneten  usw.  aufgesucht. 
Auch  im  Ausland  zeigte  sich  lebhaftes  Interesse  für 
dieses  neue  Institut  ^]. 

Der  Umstand  wiederum,  daß  gerade  in  Nürnberg 
eines  der  ersten  Rechtshilfebureaus  und  zwar  das 
erste  gewerkschaftliche  entstand,  hat  seine  tieferen 
Gründe,  Bekanntlich  hat  schon  im  Mittelalter  in 
Nürnberg  ein  reges  wirtschaftliches  und  soziales 
Leben  geherrscht.  Damals  bildete  das  Städtchen  eine 
starke  Feste  der  alten  Gesellenverbände,  In  der  Neu- 
zeit wurde  Nürnberg  der  Zentralpunkt  für  die  gewerk- 
schaftlichen Organisationen  in  Nord-Bayern  und  Sitz 
verschiedener  Körperschaften  der  freien  Gewerk- 
schaften, Hier  konnte  sich  auch  eine  seßhafte,  relativ 
wohlhabende  Arbeiterschaft  bilden.  Bereits  im  Jahre 
1876  zählte  Nürnberg  570  Fabriken  mit  12  000  Ar- 
beitern, auch  war  dort  damals  schon  der  Geld-  und 
Wechselverkehr  auf  der  Höhe,  Zur  Zeit  der  Grün- 
dung des  in  Betracht  kommenden  Institutss  zählte 
Nürnberg  rund  30  000  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  die 
in  gewerblichen  Betrieben  beschäftigt  waren.  Damals 
stand  zudem  die  lokale  Industrie  unter  dem  Zeichen 
einer  günstigen  Konjunktur, 

Die  weitere  Entstehungsgeschichte  der  deutschen 
Arbeitersekretariate  möchte  ich  als  ein  weit  aus- 
gedehntes Manöver  auf  dem  Gebiete  der  Parteipolitik 
Dezeichnen,  Gerade  der  Konkurrenzkampf 
zwischen  den  verschiedenen  Arbeiter- 
organisationen war  der  entscheidende 

1)  Vgl.  Jahresbericht  des  Sekretariats  Nürnberg  pro  1904 
>.  28—32. 
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Faktor  für  die  Schnelligkeit,  mit 
der  sich  die  A r b e i t e r s e k r e t a r i a t e in 
Deutschland  verbreiteten.  Die  Zeit,  in  der 
die  Notwendigkeit  einer  besonderen  Rechtshilfe  für 
die  Arbeiterklasse  auftauchte,  war  nämlich  für  die 
Arbeiterbewegung  eine  politisch  gespannte.  Im  Jahre 
1890  wurde  bekanntlich  das  Sozialistengesetz  auf- 
gehoben, Infolgedessen  erhielt  die  Sozialdemokratie 
wieder  politische  Bewegungsfreiheit,  Bald  entstand 
zwischen  der  konfessionellen  und  sozialistischen  Ar- 
beiterbewegung ein  leidenschaftlicher  Konkurrenz- 
kampf, da  sich  jetzt  auf  beiden  Seiten  die  Organisati- 
onen zu  entwickeln  begannen  . Es  galt,  mit  den  Arbei- 
tern selbst  möglichst  Fühlung  zu  bekommen,  und  dies 
ist  nicht  der  letzte  Grund,  weshalb  von  beiden  Organi- 
sationen der  einmal  notwendig  gewordene  Rechts- 
schutz in  so  kurzer  Zeit  organisiert  wurde,  zumal  da 
er  einen  hohen  agitatorischen  Wert  in  sich  barg.  Bei 
der  Gründung  des  ersten  Volksbureaus  in  Essen  hatte 
der  Arbeiter  Stötzel  von  vornherein  nur  ein  solches 
Rechtshilfebureau  im  Sinne,  das  den  bestehendenkath. 
Organisationen  angeschlossen  werden  sollte;  er  dachte 
nicht  daran,  die  Kommune  oder  den  Staat  um  Errich- 
tung gemeinnütziger  Rechtshilfebureaus  anzugehen, 
obwohl  dieser  Gedanke  sehr  nahe  lag.  Ferner  ent- 
hielt der  schon  erwähnte  Artikel  der  „Fränkischen 
Tagespost“  den  Satz:  „Daß  dadurch  — gemeint  ist 
das  zu  gründende  Arbeitersekretariat  — „eine  große 
Anzahl  jetzt  noch  indifferenter  Leute  den  Organi- 
sationen zugeführt  werden  würden,  bedarf  wohl  keiner 
ausführlichen  Beweisführung.“  Man  kann  somit  bei 
der  Gründung  und  Entwicklung  einiger  Arbeiter- 
sekretariate folgende  Erscheinung  beobachten.  Das 
Sekretariat  wurde  von  einerArbeiterorganisation  an 
einem  Platze  errichtet,  an  dem  die  in  Betracht 
kommende  Organisation  noch  wenig  Mitglieder  zählte. 
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Sofern  es  nur  auf  die  Mitglieder  ankam,  konnte  also 
von  einer  Rechtshilfetätigkeit  nur  in  beschränktem 
Maße  die  Rede  sein.  Unter  diesen  Umständen  ver- 
tilgte der  angestellte  Sekretär  über  freie  Zeit,  die  er 
der  Agitation  widmete.  Auf  diese  Weise  wurde  eine 
Anzahl  neuer  Mitglieder  gewonnen,  die  natürlich  nur 
die  Einrichtung  ihrer  Organisation  benutzten.  Die 
Folge  war,  daß  die  Tätigkeit  des  Sekretärs  immer 
mehr  von  der  Rechtsauskunft  und  Rechtshilfe  in  An- 
spruch genommen  wurde,  und  somit  entwickelte  sich 
das  gegründete  Institut  aus  einem  ursprünglichen 
Agitationsbureau  langsam  aber  sicher  zu  einer  Rechts- 
hilfestelle heraus.  Das  trifft  indessen  für  die  frei- 
gewerkschaftlichen Sekretariate  nur  sehr  beschränkt 
zu.  Im  allgemeinen  wurden  diese  nur  da  errichtet,  wo 
ein  Stamm  von  gewerkschaftlichen  Arbeitern  vor- 
handen war,  der  das  Sekretariat  unterhalten  konnte. 


Die  Entwicklung  von  Arbeitersekretariaten  aus 
der  konfessionellen  Arbeiterbewegung  heraus 
läuft  parallel  zum  Entstehen  von  entsprechenden  In- 
stituten innerhalb  der  gewerkschaftlichen 
Arbeiterbewegung, 

Auf  konfessionellem  Gebiet  gab  das  Essener 
Volksbureau  den  Anstoß  dazu,  weitere  Rechtshilfe- 
stellen im  Anschluß  an  bereits  bestehende  Organi- 
sationen zu  gründen.  Es  handelt  sich  bei  diesen 
Organisationen  um  die  Vereinigungen  innerhalb  der 
evangelischen  und  katholischen  Arbeitcjrbewegung, 


Der  organisierte  kath,  Arbeiter  kann  an  drei 
Körperschaften  zugleich  beteiligt  sein  und  zwar; 
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Der  Volksverein  für  das  kath,  Deutschland  will 
das  Verständnis  der  verschiedenen  Stände  unterein- 
ander fördern;  er  zählt  daher  auch  Mitglieder  aus 
allen  Klassen,  Die  Gebildeten  und  Besitzenden  sollen 
die  untere  breite  Masse  in  ihren  spezifischen  Eigen- 
schaften kennen  und  verstehen  lernen.  Das  Proleta- 
riat wird  durch  den  Verein  allgemein  gebildet.  Die 
Arbeitervereine  dagegen  bezwecken  eine  „staats- 
bürgerliche Erziehung“  ihrer  Mitglieder,  Die  christ- 
lichen Gewerkschaften  endlich  verfolgen  als  wirtschaft- 
liche Vereinigungen  das  Ziel,  ihre  Mitglieder  wirt- 
schaftlich zu  heben,  und  beschäftigen  sich  daher  haupt- 
sächlich mit  praktischen  Fragen  aus  dem  Arbeitsver- 
hältnis, 

Die  Gründung  von  Rechtshilfestellen,  d,  h,  Volks- 
büros, und  Arbeitersekretariaten  geht  vom  Volks  ver- 
ein und  den  Arbeitervereinen  aus,  doch  wurden  die 
Neugründungen  von  den  christlichen  Gewerkschaften 
finanziell  unterstützt.  Man  erkennt  also  ein  Zusammen- 
arbeiten der  genannten  drei  Organisationen,  Die  Ar- 
beitervereine bilden  die  Hauptträger  der  Sekretariate. 
Sie  sind  lokale  Vereine,  die  Arbeiter  aus  den  ver- 
schiedensten Branchen  eines  bestimmten  Bezirkes  ent- 
halten, und  eignen  sich  daher  gut  zur  Gründung  und 
Unterhaltung  von  Rechtshilfebüros,  Die  Gesamtorga- 
nisation der  kath,  Arbeitervereine  zerfällt  in  6 Ver- 
bände, von  denen  jeder  Verband  für  sich  vollständig 
unabhängig  von  den  anderen  arbeitet.  Jeder  Verband 
hat  seine  eigene  Zentrale.  Diese  6 Verbände  sind: 

1.  Verband  der  kath.  Arbeitervereine  West- 
deutschlands, umfassend  die  Diözesen  Cöln, 

1)  Einige  anfänglich  gegründete  Volksbüros  waren 
solche  Institute,  wie  sie  bereits  als  Arbeitersekretariate  defi- 
niert wurden,  wenn  sie  auch  damals  noch  nicht  diese  Benen- 
nung  trugen. 
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Münster,  Paderborn,  Hildesheim,  Osnabrück,  Fulda, 

1 71 000  Limburg  und  Mainz,  171  000  Mitglieder  umfassend. 

2.  Verband  der  kath.  Arbeitervereine  mit  der  Zen- 
trale in  Berlin,  dessen  Mitgliederzahl  sich  in  der 

Hauptsache  aus  den  Diözesen  Breslau  und  Trier  rekru- 
,,  liOOOOtiert, 

3,  Verband  der  kath,  Arbeitervereine  Süd- 
deutschlands, umfassend  die  Diözesen  München, 

Augsburg,  Regensburg,  Passau,  Eichstadt,  Bamberg,’ 

„ 1(5  000  Würzburg,  Speyer,  Freiburg  und  Rottenburg, 

Verband  der  katholischen  Vereine  p o 1 n i - ! 

„ : 1 948  s c h e r Arbeiter,  *■ 

5.  Ostdeutscher  Verband  der  kath,  Arbeiter- 
13  000  vereine  mit  der  Zentrale  in  Neisse, 

6,  Verband  der  kath,  Männervereine  Elsaß-  [ 

„ 1142oLothringens,  I 

Insg,  46 1 368  Man  hat  es  also  auch  innerhalb  der  Organisation 
der  katholischen  Arbeitervereine  mit  einer  wenig  ein- 
heitlichen Bewegung  zu  tun,  ungefähr  eine  halbe  Mil- 
lion Arbeiter  sind  auf  6 Zentralverbände  verteilt.  So 
ist  es  auch  zu  erklären,  daß  die  Gründung  von  Volks- 
büros und  Arbeitersekretariaten  ein  mehr  oder  weni-  ^ 

ger  lokaler  Vorgang  war.  Die  lokalen  Verhältnisse, 
nicht  der  höhere  Wille  einer  Zentrale  waren  entschei- 
dend, eine  Tatsache,  die  für  die  Arbeitersekretariate 
manche  Schattenseite  im  Gefolge  haben  mußte. 

Die  Anregung  zu  Neugründungen  ging  vielfach 
vom  Volksverein  aus,  der  durch  Flugschriften  und  ge- 
druckte Formulare,  die  Gründungsvorschläge  enthiel- 
ten, für  die  ganze  Bewegung  des  besonderen  Rechts- 
schutzes innerhalb  der  kath,  Organisationen  Propa- 
ganda machte;  auch  hat  die  kath.  Presse  manches  dazu  ** ' 

beigetragen.  Doch  war  das  Temperament  der  am 
Gründungsorte  selbst  einflußreichen  Männer  ent- 

L scheidend,  denn  die  Gründungen  bedurften  von  Seiten  f 

der  lokalen  Vereine  und  ihrer  Vorstände  einer  ziel- 
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bewußten  energischen  Arbeit,  Finanziert  wurden  die 
Neugründungen  von  Mitgliedern  der  angeschlossenen 
Organisationen  — Arbeitervereine,  Gesellenvereine, 
Männervereine,  Volksverein  — , Mäcenen  und  Stadt- 
gemeinden; Je  nach  den  lokalen  Verhältnissen  trat 
diese  oder  jene  Art  bei  der  ersten  Finanzierung  her- 
vor. Waren  die  Organisationen  an  den  Orten,  an 
denen  das  Rechtshilfebüro  gegründet  wurde , so 
schwach,  daß  sie  allein  das  Institut  nicht  finanzieren 
konnten,  so  halfen  Volksverein,  Mäcene  und  Stadt- 
gemeinden nach.  Natürlich  brachten  die  von  allen  Ar- 
beitern freundlichst  begrüßten  Einrichtungen  neue  Mit- 
glieder für  die  in  Betracht  kommenden  Organisationen 
mit  sich.  Es  mußte  damit  ein  Erstarken  der  ganzen 
Bewegung  stattfinden,  welches  die  Gründung  weiterer 
Rechtshilfebüros  begünstigte.  Oft  wurden  die  in  einem 
größeren  Bezirke  vorhandenen  Arbeitervereine  zu 
einem  Bezirksverband  zusammengeschlossen,  um  so- 
mit ein  zu  errichtendes  Sekretariat  finanziell  möglich 
zu  machen  ^). 

Die  Entstehung  Jedes  einzelnen  Institutes  zu  schil- 
dern, wäre  unmöglich  und  zwecklos,  doch  mögen  einige 
charakteristische  Institute  herausgegriffen  werden,  um 
die  Art  und  Weise  ihres  Entstehens  kennen  zu  lernen. 

Bayern  erhielt  sein  erstes  kath,  Volksbüro  1894 
in  München.  Um  den  Bestand  dieses  Institutes  zu 
sichern,  wurde  eine  besondere  Körperschaft  gegründet 
mit  dem  Titel:  ,, Volksbüroverein  München“,  dessen 
Mitglieder  gegen  einen  Jährlichen  Beitrag  von  50  Pfg. 
kostenlos  Auskunft  erhielten.  Dem  Verein  waren  in 
erster  Linie  kath,  Arbeitervereine  und  christl,  Gewerk- 
schaften, daneben  auch  Männer-,  Gesellen-,  religiöse 
und  gesellschaftliche  Vereine  angeschlossen.  Die  Ver- 


1)  Vgl,  das  Vorwort  zum  Jahresbericht  1904  des  Sekre- 
tariats  Cöln-Mülheim* 
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eine  hatten  ihren  Sitz  in  München  und  dessen  Um- 
gebung. 

Bayern  erhielt  noch  in  demselben  Jahr  ein  zwei- 
tes Volksbüro  in  Würzburg  als  allgemeines  Institut  für 
ganz  Unterfranken,  Dieser  ausgedehnte  Tätigkeits- 
bereich veranlaßte  die  Anwaltskammer,  dagegen  vor- 
zugehen. Der  rechtskundige  Leiter  des  Volksbüros 
mußte  sich  zurückziehen,  und  es  durfte  nur  den  Mit- 
gliedern der  dem  Volksbüro  angeschlossenen  Vereine 
Rechtsrat  und  Rechtshilfe  erteilt  werden.  Mit  der 
Zeit  entstanden  in  der  Diözese  Würzburg  noch  weitere 
Volksbüros  und  Arbeitersekretariate,  da  der  kath.  Ver- 
ein für  Würzburg  und  den  Kreis  Unterfranken-Aschaf- 
fenburg eine  Hauptverwaltung  bildete  behufs  Erhal- 
tung der  bereits  bestehenden  und  Gründung  neuer 
Arbeitersekretariate  innerhalb  der  Diözese  Würzburg, 
sowie  behufs  Aufbringung  der  hierzu  erforderlichen 
MitteP). 

In  München  wie  in  Würzburg  waren  also  die  Ar- 
beitervereine die  eigentlichen  Träger  der  Volksbüros 
resp,  Arbeitersekretariate,  die  Präsides,  d,  h,  die  Vor- 
steher der  Arbeitervereine,  die  Führer  der  Bewegung, 
Dies  war  das  übliche  Verfahren  auch  an  vielen  ande- 
ren Orten, 

Baden  erhielt  sein  erstes  Volksbüro  1901  in  Mann- 
heim, Eine  soziale  Konferenz  von  Geistlichen  der 
badischen  und  bayrischen  Pfalz  hatte  die  Gründung 
dieses  Institutes  beschlossen.  Es  bestanden  in  Mann- 
heim und  Umgebung  bereits  mehrere  kath,  Arbeiter- 
vereine, die  ein  Rechtshilfebüro  finanzieren  konnten, 

Elsaß  erhielt  1896  ein  Volksbüro  in  Straßburg,  Die 
Arbeiterschaft  war  hier  trotz  der  Industrie  noch  wenig 
organisiert.  Die  Neugründung  konnte  daher  nur  durch 
materielle  Unterstützung  mildtätiger  Personen  ge- 
lt Nach  den  Satzungen  für  die  christl,  Arbeitersekretariate 
in  der  Diözese  Würzburg, 
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schehen.  Indessen  wurde  dieses  Volksbüro  bald  an 
die  neu  entstandenen  Vereine  angeschlossen,  sodaß  die 
mildtätigen  Beiträge  wegfallen  konnten. 

Die  angeführten  Beispiele  mögen  genügen,  um  zu 
erkennen,  wie  lokal  verschieden  die  Neugründungen 
der  Rechtshilfebüros  waren.  Von  einem  zentralen  Vor- 
gehen kann  insofern  gesprochen  werden,  als  die  Grün- 
dung von  Volksbüros  und  Arbeitersekretariaten  im 
Anschluß  an  die  kath,  Vereine  von  allerhöchster  In- 
stanz, dem  Vatikan,  empfohlen  wurde, 

Folgende  drei  Tabellen,  die  der  ,, Sozialen  Kul- 
tur“ (Dezember  1906]  entnommen  sind,  mögen  ein 
zusammenhängendes  Bild  geben  über  die  an- 
fängliche Bewegung  der  kath,  Volksbüros  und  Arbei- 
tersekretariate. 


Tabelle  I, 

Jahr  1890 

91  92 

93 

94 

95 

96 

97 

Volksbüros  1 

— 1 

3 

6 

6 

3 

2 

Arb, -Sekret,  — 



— 

— 

Jahr  1898 

99  1900 

01 

02 

03 

04 

05 

Volksbüros  — 

1 5 

2 

3 

2 

3 

5 

Arb, -Sekret.  — 

1 — 

1 

1 

4 

9 

25 

Jahr 

1906 

Volksbüros 

3 

Arb, 

-Sekretariat 

27 

Diese  Tabelle  zeigt  zunächst,  daß  bis  zum  Jahre 
1899  nur  Volksbüros  gegründet  wurden.  Diese  ent- 
standen an  bedeutenden  Industriezentren;  St,  Johann, 
Aachen,  Krefeld  und  Duisburg,  Das  erste  Institut, 
welches  von  Seiten  des  Volksvereins  für  das  kath, 
Deutschland  Arbeitersekretariat  getauft  wurde,  war 
keine  Rechtshilfestelle,  sondern  eine  Organisationszen- 
trale und  zugleich  auch  ein  Agitationsbüro,  Es  wurde, 
wie  die  Tabelle  I zeigt,  1899  und  zwar  in  M.-Gladbach 
errichtet.  Der  Vertreter  dieses  Institutes  widmete  sich 
nur  der  Verwaltung  und  Ausdehnung  der  kath,  Ar- 
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beitervereine,  während  die  Rechtsauskunft  nur  neben- 
sächlich in  Betracht  kam.  Solche  Arbeitersekretariate 
sind  auf  konfessioneller  Seite  mehrere  entstanden,  und 
zwar  an  Orten,  wo  eine  systematische  Agitation  viel 
Erfolg  versprach,  z,  B.  in  Augsburg,  Bochum,  Münster, 
Düsseldorf,  Essen,  Osnabrück,  Städte,  an  denen  zahl- 
reiche kath.  Arbeiter  wohnten,  aber  nicht  organisiert 
und  einer  gegnerischen  Agitation  ausgesetzt  waren. 
Wie  die  vorstehende  Tabelle  zeigt,  ging  seit  1903 
die  Gründung  von  Volksbüros  relativ  zurück,  während 
diejenige  von  Arbeitersekretariaten  in  die  Höhe  ging. 
Im  Jahre  1905  wurden  ja  allein  25,  1906  27  Sekreta- 
riate gegründet.  Es  handelt  sich  indessen  nicht  in 
allen  diesen  Eällen  um  Neugründungen,  sondern  an 
einigen  Orten  wurden  bereits  bestehende  Volksbüros 
von  nun  an  Arbeitersekretariat  benannt,  ein  Zeichen 
dafür,  daß  sich  an  den  betreffenden  Orten  die  kath. 
Arbeitervereine  zu  entwickeln  begannen.  So  geschah 
es  unter  anderem  mit  den  schon  erwähnten  Volksbüros 
in  München  und  Mannheim,  Einige  bereits  bestehende 
Volksbüros  erhielten  die  Bezeichnung  „Volksbüro  und 
Arbeitersekretariat",  Dies  war  gewöhnlich  in  solchen 
Städten  der  Fall,  in  denen  das  betreffende  Rechtshilfe- 
büro sowohl  mit  kleinen  Geschäftsleuten,  Handwerkern 
usw,  als  auch  mit  Arbeitern  zu  tun  hatte,  wie  z.  B,  in 
Bonn.  Das  betreffende  Institut  bildet  dann  vielfach 
nur  ein  Büro  mit  einem  Beamten,  trotz  der  doppelten 
Benennung,  Durch  die  Bezeichnung  ,, Volksbüro  und 
Arbeitersekretariat"  soll  sowohl  dem  Arbeiter  als  den 
kleinen  Leuten  überhaupt  gezeigt  werden,  daß  ihnen 
hier  geholfen  wird.  Zwischen  beiden  Instituten  sind 
auch  Wechselwirkungen  vorhanden,  so  daß  eines  das 
andere  unterstützt  und  fördert,  indessen  läßt  sich  auch 
heute  noch  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
Volksbüro  und  Sekretariat  nicht  finden,  denn  beide 
sind  Rechtshilfebüros,  von  denen  das  eine  mehr  für  den 
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Volksverein,  das  andere  für  die  Arbeitervereine  agi- 
tiert, Nach  der  Tabelle  fand  in  der  Gründung  von 
Rechtshilfebüros  eine  allmähliche  Steigerung  statt,  eine 
besonders  starke  Zunahme  bemerkt  man  seit  1904, 
Wenn  auch  die  hohen  Zahlen:  1904:8,  1905:24,  1906:16 
nicht  alle  Neugründungen  bedeuten,  so  sind  sie  doch 
ein  Zeichen  der  in  diesem  Jahre  zunehmenden  Orga- 
nisationen: Arbeitervereine,  christliche  Gewerkschaf- 
ten, Volks  verein.  In  den  Jahren  1900  bis  1908  ist  allein 
die  Zahl  der  Mitglieder  der  christlchen  Gewerkschaften 
von  112  000  auf  2 7 0 0 0 0 gestiegen.  Ebenfalls  hatten 
die  Mitglieder  der  kath.  Arbeitervereine  und  des  Volks- 
vereins stark  zugenommen,  nur  so  wurden  die  zahl- 
reichen  Volksbüros  und  Sekretariate  finanziell  möglich, 
Folgende  Tabelle  gestattet  eine  Übersicht  über  die 
geographische  Verteilung  der  kath,  Sekretariate  inner- 
halb der  Grenzen  des  Deutschen  Reiches, 

Rlieinl.  Wpstf.  Hannover  Hessen  Sachsen  Brandb. 

Sekret.  32(5)  19  (— ) 6 (- ) 4 (— ) 3(2)  1(1) 

Ausk.  61  (17)  63  (— ) 8 (— ) 7 (— ) 9 (8)  — 

Ostpr,  Westpr.  Schlesien  Schlesw. -Holst.  Bayern 

Sekret.  — 3 (1]  12  (10)  — 12  (— ) 

Ausk.  — 2 (1)  23  (17)  3 (--)  6 (— ) 

Württemb,  Sachsen  Baden  Hessen-D.  Mecklb.  Oldenb. 

Sekret.  1 (-)  1 (1)  4 (-)  3 (-)  - 3 (-) 

Ausk.  — — 4 (— ) 1 (— ) 1 (— ) — 

Elsaß-Lothringen 
Sekret,  3 (- — ) 

Ausk,  11  ( — ) 

Man  kann  eine  sehr  ungleiche  Verteilung  der  In- 
stitute auf  die  einzelnen  Provinzen  und  Staaten  er- 
kennen^), Am  dichtesten  liegen  die  Sekretariate  in 

1)  Es  handelt  sich  bei  dieser  Tabelle  nur  bei  den  unter 
der  Rubrik:  „Sekret.“  stehenden  Ziffern  um  Arbeitersekreta- 
riate und  Volksbüros,  während  die  sogen.  Auskunftsstellen 
darin  bestehen,  daß  ein  Arbeitersekretär  an  gewissen,  in  der 
Nähe  des  eigentlichen  Sekretariats  liegenden  Ortschaften  ein- 
mal in  der  Woche  Sprechstunden  abhält. 
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Rheinland,  Westfalen,  Schlesien  und  Bayern,  einmal 
wegen  der  vornehmlich  kath,  Bewohnerschaft,  dann 
auch  infolge  des  Reichtums  und  der  dichten  Bevölke- 
rung dieser  Gegenden.  In  den  mehr  oder  weniger 
evangelischen  Provinzen  liegen  sie  natürlich  vereinzelt. 
Die  in  Klammern  stehenden  Zahlen  bedeuten  die  vom 
Berliner  Verband  gegründeten  Institutionen.  Bekannt- 
lich war  für  diesen  Verband  ein  bedeutender  Sozial- 
politiker, der  verstorbene  Fürstbischof  Kardinal  Dr. 
V.  Kopp,  die  einflußreichste  Persönlichkeit.  Der  Ver- 
band hält  noch  streng  an  sogen.  Fachabteilungen  fest. 
Es  sind  dies  konfessionelle  Organisationen  gewerk- 
schaftlichen Charakters,  die  aber  ganz  bedeutungslos 
sind;  sie  zählen  nur  gegen  9000  Mitglieder.  Die  übri- 
gen Verbände,  namentlich  der  Westdeutsche  und  Süd- 
deutsche Verband,  die  auf  dem  Standpunkte  inter- 
konfessioneller, d.  h.  christlicher  Gewerkschaften 
stehen,  sind  demnach  mit  dem  Berliner  Verband  nicht 
in  allen  Punkten  einverstanden.  Ihre  freiere  Richtung 
paßt  in  den  engherzigen  Standpunkt  des  Berliner  Ver- 
bandes nicht  hinein.  Es  ist  daher  zu  verwundern,  wenn 
der  besagte  Verband  sogar  im  Rheinland,  d.  h.  im  Her- 
zen des  Westdeutschen  Verbandes,  5 Sekretariate  und 
mehrere  Auskunftsstellen  unterhält. 

Siche  Tabelle  S.  26, 

Diese  Tabelle  gibt  Aufschluß  darüber,  wie  sich  die 
kath.  Volksbüros  (V)  und  Arbeitersekretariate  (A) 
über  das  Deutsche  Reich  verbreitet  haben,  und  zwar 
kann  man  erkennen,  daß  die  Bewegung  im  Rheinland 
ihren  Ursprung  nahm  und  sich  allmählich  von  Westen 
nach  Osten  vorschob,  selbst  in  dem  industriereichen 
Schlesien  setzte  sie  erst  1905  ein. 

In  der  Tabelle  machen  einige  Zahlen  den  Ein- 
druck, wie  auf  einer  Landkarte  die  Inseln  im  Meere. 
Es  handelt  sich  hier  um  die  Gründungen  in  Berlin, 


Elsaß-Lothr. 
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München  und  Straßburg,  also  an  politisch  charakteri- 
stischen Stellen, 

Wie  sehr  sich  die  Bewegung  seit  1906  noch  aus- 
gedehnt hat,  geht  daraus  hervor,  daß  der  West- 
deutsche Verband  allein  über  53  Sekretariate  ver- 
fügt, die  sich,  von  den  süddeutschen  Bundesstaaten  ab- 
gesehen, über  ganz  Deutschland  verteilen. 

Der  Süddeutsche  Verband  besitzt  22  Sekre- 
tariate in  den  süddeutschen  Bundesstaaten, 

Der  Berliner  Verband  verfügt  über  29  Sekre- 
tariate, die  hauptsächlich  im  Osten  Deutschlands  liegen. 
Auch  die  drei  anderen  Verbände  haben  eigene 
Sekretariate, 

Im  ganzen  besitz!  die  kath,  Arbeiterbewegung 
heute  über  115  Sekretariate,  die  in  allen  Bezirken  des 
Reiches  zerstreut  liegen. 

Für  den  organisierten  evangelischen  Arbeiter  sind 
folgende  drei  Körperschaften  von  Bedeutung;  1,  der 
evang,  Volks  verein;  2,  die  evang,  Arbeitervereine; 
3,  die  Gewerschaften, 

Die  evang,  Arbeitervereinsbewegung  verfügt  eben- 
falls über  32  Arbeitersekretariate,  auch  diese  befinden 
sich  in  allen  Teilen  Deutschlands, 

Die  evang,  Arbeiterbewegung,  die  z,  Z,  etwa 
140  000  Mitglieder  umfaßt,  ist  ein  noch  weniger  ein- 
heitliches Gebilde  als  die  nach  Diözesen  zusammen- 
gehaltenen kath,  Organisationen,  Der  ,, Gesamtver- 
band evangelascher  Arbeitervereine  Deutschlands" 
zerfällt  in  16  Landes-  bezw,  Provinzialverbände  in 
580  Vereinen,  Dazu  gibt  es  noch  einige  Lokalver- 
bände, die  dem  Gesamtverbande  nicht  angeschlossen 
sind,  wie  z,  B,  der  ,,Bund  evangelischer  Arbeiter- 
vereine in  Bayern"  mit  etwa  16  000  Mitgliedern,  ferner 
der  ,,Württembergische  Landesverband"  (5000  MitgL), 
der  ,,Bochumer  evangelische  Arbeiterbund"  mit  10  000 
Mitgl,,  der  ,, Verband  evangelischer  Arbeitervereine 
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Berlins  und  Umgebung"  (1000  Mitglieder),  sowie  eine 
größere  Anzahl  alleinstehender  Vereine,  In  letzter 
Zeit  haben  sich  die  evangelischen  ost-  und  westpreußi- 
schen Arbeitervereine  (Masuren)  des  Ruhrreviers  zu 
einem  Bunde  vereinigt.  Endlich  bilden  noch  eine 
Reihe  ,, Evangelischer  Knappenvereine"  den  „Rhei- 
nisch-westfälischen Verband  evangelischer  Knappen- 
vereine", Jeder  Verein  (Verband)  hat  fast  seine 
eigene  Richtung,  und  zwar  kommt  sowohl  die  ortho- 
doxe als  die  liberale  Richtung  der  evangl,  Kirche  zum 
Ausdruck,  Von  politischen  Parteien  kommen  die 
Konservativen,  Christlich-Sozialen,  Deutsch-Sozialen, 
Nationalliberalen,  National-Sozialen  und  Freisinnigen 
zur  Geltung^), 

In  dieser  Bewegung  ging  die  Gründung  der  Sekre- 
tariate von  verschiedenen  Seiten  aus.  Der  Verband 
evangl,  Arbeitervereine  hat  schon  vor  längeren  Jahren 
seinen  Kreisverbänden  ein  derartiges  Vorgehen  emp- 
fehlen, auch  hat  die  am  3,  Februar  1904  in  Berlin  ge- 
gründete soziale  Geschäftsstelle  für  das  evanglische 
Deutschland,  welche  mit  den  auf  evangelisch-sozialem 
Gebiete  praktisch  tätigen  Vereinen  im  engsten  Zu- 
sammenhänge steht,  zur  Errichtung  von  evangl,  Volks- 
büros und  Arbeitersekretariaten  angeregt.  Kirchliche 
Konferenzen  in  Berlin  haben  die  Gründungen  befür- 
wortet, Die  Christlich-soziale  Partei  hat  auch  einen 
Einfluß  ausgeübt.  Im  Prinzip  ist  hier  die  Entwicklung 
die  nämliche  wie  bei  den  kath,  Organisationen, 

Die  finanziellen  Mittel  zu  den  Neugründungen 
flössen  wie  bei  ihren  kath,  Schwesterinstituten  haupt- 
sächlich aus  den  angeschlossenen  Vereinen,  zum  Teil 
wurden  sie  von  Mäcenen  und  Stadtgemeinden  er- 
gänzt. 

Die  Entwicklungsgeschichte  der  g e w e r k - 


1)  Vgl.  Jahrbuch  der  christl,  Gewerkschaften  1909. 
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schaftlichen  Sekretariate  bietet  im  Vergleich  zur 
vorgeschilderten  ein  einheitlicheres  und  klareres  Bild 
dar,  wie  denn  die  gewerkschaftliche  Arbeiterbewe- 
gung überhaupt  einen  geschlosseneren  und  abgeklär- 
teren Charakter  aufweist  als  die  Bewegung  der  kon- 
fessionellen Organisationen, 

Das  erste  gewerkschaftliche  Arbeiter- 
sekretariat wurde,  wie  bereits  geschildert,  von  den 
freien  Gewerkschaften  in  Nürnberg  gegründet.  Die 
weiteren  gewerkschaftlichen  Neugründungen  richteten 
sich  nach  dem  Vorbilde  dieses  ersten  Institutes. 

Auf  Seiten  der  freien  Gewerkschaften  stand  der 
erste  Arbeitersekretär  Nürnbergs,  der  spätere  Ab- 
geordnete Segitz,  den  ersten  Neugründungen  mit  Rat 
und  Tat  zur  Seite,  Bestanden  am  Gründungsorte  be- 
reits Organisationen,  so  geschah  die  Einrichtung  durch 
Abstimmung  der  organisierten  Arbeiterschaft.  Die 
Generalkommission  hat  in  einer  Minderzahl  von 
Fällen  Beihülfe  zur  Erhaltung  von  Sekretariaten  ge- 
leistet, aber  immer  verlangt,  daß  die  Arbeiter  am 
Orte  die  Hauptstütze  derselben  sein  müßten.  Sie  hat 
wohl  Agitationsbüros  in  den  gewerkschaftlich  zurück- 
gebliebenen Gegenden  errichtet,  die  sich  in  erster 
Linie  dem  Ausbau  und  der  Förderung  der  gewerk- 
schaftlichen Organisationen  zu  widmen  haben,  Rechts- 
hilfe dagegen  wird  in  diesen  von  der  Generalkommis- 
sion errichteten  Büros  nur  nebenbei  gewährt. 

Von  den  119  bestehenden  Sekretariaten  der  freien 
Gewerkschaften  wurden  errichtet:  1894:  1,  1897:  2 
1898:  3,  1899:  10,  1900:  5,  1901:  6,  1902:  8,  1903:  2, 
1904:  12,  1905:  20,  1906:  11,  1907:  13,  1908:  9,  1909 
10,  1910:  5,  1911:  6,  Diese  Zahlen  zeugen  von  einem 
energischen  und  schnellen  Vorgehen, 

Von  Bedeutung  für  die  Einrichtung  der  frei- 
gewerkschaftlichen Arbeitersekretariate  war  der  im 
Jahre  1899  in  Frankfurt  abgehaltene  Kongreß  der 
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Gewerkschaften,  Hier  wurde  ein  Antrag  angenom- 
men, der  für  die  weitere  Entwicklung  der  Sekretariate 
eine  feste  Grundlage  schuf.  Um  ein  eigenwilliges 
planloses  Vorgehen  zu  verhüten,  stellte  der  Kongreß 
die  Grundsätze  auf,  die  bei  den  Gründungen  maß- 
gebend sein  sollten.  Er  bestimmte  ferner  feste  Vor- 
aussetzungen, die  an  dem  Orte  vorhanden  sein  muß- 
ten, wo  das  Sekretariat  eingerichtet  werden  sollte. 
Vor  allem  war  Voraussetzung,  daß  am  Gründungs- 
orte genügend  organisierte  Arbeiter  vorhanden  waren, 
die  das  Institut  unterhalten  konnten. 

Infolgedessen  ist  die  Gründung  von  Sekretariaten 
eine  planmäßige  gewesen.  Dies  geht  schon  aus  fol- 
gender Tatsache  hervor.  Nach  der  Statistik  der  Ge- 
werkschaftskartelle zählte  man  in  Deutschland  1901 
35  Arbeitersekretariate  und  32  Städte,  in  denen  mehr 
als  3000  in  den  freien  Gewerschaften  Organisierte 
wohnten.  Im  Jahre  1905  war  dasselbe  Verhältnis 
67  : 65,  1906  85  : 81,  Man  erkennt  daraus,  daß  die 
Errichtung  von  Sekretariaten  ziemlich  gleichen  Schritt 
hielt  mit  der  Zunahme  der  Gewerkschaften, 

Alle  in  Betracht  kommenden  freigewerkschaft- 
lichen Sekretariate  sind  von  der  Generalkommission 
selbst,  oder,  wenn  an  dem  Gründungsorte  bereits  eine 
Anzahl  organisierter  Arbeiter  bestand,  mit  ihrer  Zu- 
stimmung von  den  Gewerkschaftskartellen  errichtet 
worden,  wie  denn  überhaupt  alle  wichtigen  Angelegen- 
heiten ihren  Weg  durch  die  Generalkommission 
nehmen  ’). 

Für  die  Art  der  Gründungen  waren  die  örtlichen 
Verhältnisse  maßgebend.  Vor  allem  mußten  bereits 
Mitglieder  der  betreffenden  Organisation  in  genügen- 
der Anzahl  vorhanden  oder  zu  gewinnen  sein;  noch 
mehr  als  bei  den  konfessionellen  Instituten  kam  hier 

1)  Auch  die  Zentralstellen  einzelner  Gewerkschaften  in 
Hamburg  unterstehen  der  Generalkommission 
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die  Opferwilligkeit  der  Arbeiter  in  Betracht-  Unter- 
stützungen von  Mäcenen  und  Stadtgemeinden  gab  es 
nur  in  ganz  beschränktem  Maße.  In  Gotha  und  Bant 
z,  B,  wurden  die  Gründungen  von  der  Stadt  unter- 
stützt- Einige  erhielten  Zuschüsse  von  Parteiorgani- 
sationen und  Genossenschaften. 

War  schon  die  Nürnberger  Gründung  des  ersten 
Sekretariats  mit  Schwierigkeiten  verbunden,  so  be- 
durfte es  auch  bei  den  Gründungen  der  weiteren  Se- 
kretariate vielfach  einer  zielbewußten  energischen 
Arbeit,  die  manches  Hindernis  beseitigen  mußte.  Um 
dies  zu  erkennen,  möge  hier  die  Entstehungsgeschichte 
des  bedeutenden  Sekretariates  Hamburg  - Altona 
folgen  ,und  zwar  soll  der  Leiter  des  Institutes  selbst 
zu  Worte  kommen.  Derselbe  schreibt  in  seinem  elften 
Jahresbericht:  ,,Das  Arbeitersekretariat  wurde  am 
1,  September  1900  auf  dem  Pferdemarkt  unter  dem 
Namen  , .Arbeitersekretariat  Hamburg'  eröffnet-  Der 
Eröffnung  waren  eingehende  Verhandlungen  in  der 
Kartellkommission  und  in  mehreren  Kartell  Versamm- 
lungen sowie  zwei  Urabstimmungen  vorausgegangen. 
Schon  im  Jahre  1897  anläßlich  der  Beratung  eines 
Antrages  des  Holzarbeiterverbandes,  die  Kartell- 
kommission zu  verpflichten,  Beschwerden  an  die 
Fabrik-  und  Gewerbeinspektion  zu  übermitteln,  wurde 
von  verschiedenen  Seiten  in  der  Kartellkommission 
betont,  daß  die  Errichtung  eines  Arbeitersekretariats 
für  Hamburg  eine  Notwendigkeit  sei.  Indessen  — 
.Jeicht  beieinander  wohnen  die  Gedanken,  doch  hart 
im  Raume  stoßen  sich  die  Sachen“  — sollte  auch  die 
Gründung  dieses  Institutes  ohne  schwere  Geburts- 
wehen nicht  vonstatten  gehen.  Nach  längerer  Vor- 
beratung durch  die  Kartellkommission  wurde  am 
31,  Mai  1899  in  einer  Versammlung  von  Kartelldele- 
gierten und  Gewerkschaftsvorständen  die  Errichtung 
eines  Arbeitersekretariates  empfohlen.  Als  Resultat 


f 


33 


I 

I 


der  Beratung  wurde  beschlossen,  den  Mitgliedern  der 
Gewerkschaften  folgende  Fragen  zur  Urabstimmung 
vorzulegen, 

a)  Sind  Sie  für  die  Errichtung  eines  Arbeiter- 
sekretariates in  Hamburg? 

b)  Sind  Sie  für  die  Erhebung  eines  Beitrages  von 
5 Pfennig  pro  Monat  und  pro  Mitglied? 

An  der  Urabstimmung,  die  in  den  (nach  Gewerk- 
schaften geordneten)  Versammlungen  vorzunehmen 
war,  beteiligten  sich  von  24  261  organisierten  Gewerk- 
schaftsmitgliedern nur  4650.  Hiervon  stimmten  4361 
für  und  1975  gegen  die  Errichtung  eines  Arbeitersekre- 
tariates, Die  Errichtung  war,  da  die  von  der  Kartell- 
versammlung geforderte  Mehrheit  von  der  Stimmen 
nicht  erreicht  wurde,  abgelehnt.  Dieses  Abstimmungs- 
recht war  darauf  zurückzuführen,  daß  eine  große  Ge- 
werkschaft, der  Verband  der  Maurer,  die  von  vorn- 
herein in  der  Frage  einen  ablehnenden  Standpunkt  ein- 
genommen hatte,  die  Abstimmung  in  einzelnen  Bezirks- 
versammlungen vornehmen  ließ,  wodurch  sie  eine  über- 
wiegende Anteilnahme  in  ablehnendem  Sinne  erzielte, 
während  die  übrigen  Gewerkschaftsversammlungen  nur 
einen  mäßigen  Besuch  aufwiesen.  Die  Mitglieder  der 
verschiedenen  Gewerkschaften  waren  von  dem  Abstim- 
mungsresultat überrascht,  man  hatte  im  Vertrauen  auf 
seinen  lieben  Kollegen,  der  ja  immer  zur  Versammlung 
geht,  angenommen,  daß  es  auch  diesmal,  wie  schon  so 
oft,  ohne  persönliche  Anteilnahme  gehen  würde.  Nun 
sah  man  sich  getäuscht.  Da  indessen  das  Bedürfnis 
nach  einem  Arbeitersekretariat  vorhanden  war,  tauch- 
ten schon  einige  Wochen  nach  der  Abstimmung  in  den 
Gewerkschaftsversammlungen  Anträge  auf,  eine  noch- 
malige Abstimmung  vornehmen  zu  lassen.  Die  Kartell- 
kommission verhielt  sich  zunächst  ablehnend,  erst  als 
die  Kartellversammlung  sich  auf  Antrag  der  Tabak- 
arbeiter von  neuem  mit  der  Frage  beschäftigt  hatte, 
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wurde  seitens  der  Kartellkommission  die  zweite  Ab- 
stimmung vorbereitet.  Das  Resultat  dieser  Abstim- 
mung war  folgendes:  Es  beteiligten  sich  an  der  Ab- 
stimmung 14  568  Gewerkschaftsmitglieder  , 12  644 

stimmten  für,  2524  gegen  die  Errichtung  eines  Sekre- 
tariates. Damit  war  die  Errichtung  eines  Arbeiter- 
sekretariats für  Hamburg  nunmehr  endgültig  beschlos- 
sen. Der  Verband  der  Maurer  hatte  sich  an  dieser 
zweiten  Abstimmung  nicht  beteiligt,  akzeptierte  aber 
die  Beschlüsse  und  blieb  dem  Kartell  angeschlossen. 
Dagegen  erklärte  der  Verband  der  Zimmerer,  von  des- 
sen Mitgliedern  140  für  und  438  gegen  das  Sekretariat 
gestimmt  hatten,  seinen  Austritt  aus  dem  Kartell. 
Ebenso  verließen  die  Metallarbeiter  und  die  Schuh- 
macher das  Kartell.  Sie  hatten  nämlich  Befreiung  von 
den  Sekretariatsgebühren  verlangt,  da  sie  das  Institut 
nicht  in  Anspruch  zu  nehmen  wünschten.  Diese  Forde- 
rung konnte  aus  organisatorischen  Gründen  nicht  be- 
willigt werden." 

Das  Sekretariat  ist  also  auch  nicht  ohne  Kämpfe 
innerhalb  der  Partei  selbst  entstanden.  Die  in  der 
Hitze  des  Gefechts  abgefallenenVerbände  traten  aller- 
dings später  dem  Kartell  wieder  bei.  Solche  Zeichen 
lokalen  Unwillens  waren  relativ  selten;  meist  trat  er 
bei  solchen  Gewerkschaften  auf,  die  zwar  sozialistisch, 
aber  der  Generalkommission  nicht  angeschlossen 
waren. 

Der  an  die  Generalkommission  angeschlossene 
Bergarbeiterverband  hat  seine  eigenen  Rechtshilfe- 
büros (Arbeitersekretariate)  gegründet.  Es  hängt  dies 
damit  zusammen,  daß  die  Rechtsfälle  hier  ganz  eigener 
Natur  sind.  Für  die  Bergarbeiter  wurden  in  der  Ge- 
werbeordnung eine  Reihe  besonderer  Bestimmungen 
vorgesehen.  Zudem  sind  auch  die  Bergarbeiter  ganz 
eigentümlichen  Gefahren  ausgesetzt,  man  denke  nur 
an  schlagende  Wetter,  Einsturz,  Sprenggefahr  und 
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dergl.  mehr.  Daher  hat  denn  auch  der  Zentralvorstand 
des  Verbandes  der  Bergarbeiter  Deutschlands  dem 
Rechtsschutz  besondere  Aufmerksamkeit  zugewandt. 
Der  Verband  ist  zudem  einer  der  ältesten  aller  Ge- 
werkschaften und  verfügte  daher  über  die  notwendi- 
gen finanziellen  Mittel  zur  Errichtung  eigener  Sekre- 
tariate. 

Die  Ausbreitung  der  freigewerkschaftlichen  Sekre- 
tariate innerhalb  der  deutschen  Grenzen  hat  ebenfalls 
von  Westen  nach  Osten  stattgefunden.  Dies  hat  seinen 
natürlichen  Grund  in  der  höheren  Kultur  unseres  We- 
stens mit  seinem  ausgeprägteren  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Charakter. 

Auch  ist  bei  den  freien  Gewerkschaften  die  Ver- 
teilung der  Sekretariate  auf  die  einzelnen  Bundesstaa- 
ten und  Provinzen  eine  ähnliche  wie  bei  den  konfessio- 
nellen Organisationen.  Folgende  Tabelle  (Korrespon- 
üenzblatt  1913)  für  das  Jahr  1912  mag  dies  zeigen. 

Siehe  Tabelle  S.  36. 

Am  dichtesten  liegen  die  Sekretariate  in  West- 
falen, im  Rheinland  und  in  Bayern,  zahlreich  sind  sie 
auch  in  der  Provinz  und  dem  Königreich  Sachsen,  in 
Schlesien  und  den  thüringischen  Staaten.  Sie  haben 
ihren  Sitz  sowohl  an  kleinen  Orten  wie  mittleren  und 
großen  Städten.  Bremen  allein  hat  nach  der  Tabelle 
mit  seinen  Vororten  3 freie  Sekretariate. 

Die  freien  Gewerkschaften  verfügen  gegenwärtig 
über  rund  2 531  000  Mitglieder;  es  fallen  also  auf  1 Se- 
kretariat — im  ganzen  bestehen  120  — rund  21  000 

Mitglieder,  sodaß  man  von  einer  Überproduktion  nicht 
sprechen  kann. 

Auch  die  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkschaften 
haben  ihren  eigenen  Rechtsschutz  organisiert.  Sie  be- 
sitzen etwa  44  Rechtsschutzeinrichtungen,  die  nur  z.  T. 
Arbeitersekretariate  sind.  Letztere  befinden  sich  in 
folgenden  Städten:  Berlin  (Hauptsekretariat),  Aachen, 


36 


s 

c 

CA 

P 

3 

3 

a 

c 

c 

ro 

D 


O 

u 


& 

s 


t J 

» ^ 


X 

sr 

3^ 

ST 

3 

CU 


(^  3“ 

(/i  ►— 

SL“' 

=*  o; 

CA 


X 

P 

3 

3 

O 

< 

*-t 


T3C/) 

*n 

< & 
?r 

p 2. 

O CA 

3- 

m ^ 
2 

P MJ 


- ; - o 

<1 


*-t 

p 

3 

CU 

O 

3 

er 


<5  CA 

3 S «o 

p T3 
o c 

3 S *== 
^ c fo 

• p 3 


3*  CA 

ST*  ^ 

(v  ^ 
CA  ^ 
^ • . 

rt> 

3 • 


*-t 

o 

c 

CO 

o 

3 


U) 


un  ^ 


o** 

3: 

o 

?r 

rt> 

3 


o 

o* 
er 

p 
3 

CA 

^2 

o^P 

5'  ?o 

70.  o 

§ 3 

o 

3- 


mn 

CA 

ß •-►» 
3 

p 

3 

CA 

o 6« 

i-1  « 

P E 

o 

■=«  »1 


U 

C: 


S-2o 


> 

p a- 

s-g 

2 w 
53  o 

^ 3 

CO 

P 

■1 

3 

CO 

3 

I 

s 

<0 

•t 

<0 

► • 

CU 


CO 

p 

p 

t 


p 3 

£i« 

cTcrO 

3 O: 
3"ffO.  3 


3 

Cu 

<0 

3 

3 

3" 

(0 

3 

er 

<0 

*~i 

?P» 

?o 

<0 

0 

3 

»o, 

1 


rcc3 

3:  p a 

D-70.  a 
3 3 
S ffiO 

3-ST2- 

2,  3 

51 5 

P-  3 3 
- 3- 

^ (0  o 
-I  nr 

s § 

«-^9 

> CA  0} 
(0  Q, 

0-2-0= 
O <0 
I— , 5T  O 
P 3 X- 


03^1 

2lg  O 

^i-s 

2-  e ß> 

5:2  o- 

- (K?.  2. 
? p 

n 

S-g. 

CO 


X 

p 

3 

3 

O 

<; 

o 


00 


coro 

NffiS  ” CA 

(0  ro  70i  3t  to 

er  ^ 

•n  rn 

p •-» 


3 53 


N 


3: 

3 

(0 

3 


3 
p 5‘ 

CA  •— > 

2 Z 
P o 

a|: 

2 

^ CA 


ro 

p 

►1 

er 

3 

•t 

70. 


ro 

5: 

<0 

CA 

3* 

<0 


s- 

w 

cro. 

CU  31 

<0  Sr 

"I 

?=•  3 

CO 


CO 

3 

o* 

(0 

•1 

70. 


ro 

•-t 

31  p 
O 3 
^ D- 

2-  « - 
r-  a 

er  . 

O 2 ‘ 
a ^ 

s 2. 


00 


-t 

o 

a- 


p 


ooroc/^O?^ 

;;t  o 15“  p C: 
(0  CA  a 3 


CU 

*0 

3 

er 


c c^ 


p 

D- 


CO 

3 CC 

i-»i  {ij 

<0  ai 

CA  (0 


ro  CA 
3 ' 
n C/5 
?r*o 

3 2 

p ro 
er  ^ 

^ -1 
(0  70. 


^ (0  CA 
a.  CA  <0 

fTg"» 
■*  s 

ro^ 

2 ro 

CU 

<0  ai 
CA  er 

5T  C 

5-Ä 
r O 

P O: 

3 2 

ro  31 

ftj 

C N 
3 O 


,.33 

N 

a*  ^-70. 

3 70.  CA 

ro 

ro 

>-l 

70. 


ro  ro  CO  ro 

■ - C'-  2 ^ 
(0 


CA 
Q O" 

^ 2 
I o 

ro 

o . 

er  • 

• 

^ • 
<0  • 
3 . 


to 


3 

<0 

3 


3 

ro 

3 

•n 

70. 


H>roos: 

n.  p.g  2 


3 

70. 

« 

C/3 

P 

P 

(0 

3 


^ 3 - 

CA  er  <0 
2-3  “ 

■-t 


3 

7d  a 

2 ^ 
t5 


»J  tsj  I-*  k 


2 

3: 

ro 

ro 

p 

3 

CA 

<0 

3 

C/3 

P 

CO 

er 

3 

70. 


ro 

3: 

ro 

<0 

o 

ro 


ro  ro  > 


a 

2 3 

i ^ 

3 *= 

3 Hl 
* 70. 

ro 

•-I 

<0 

3 

(0 

•-I 

ro 

p 

< 

(0 

3 

< 

(0 

70. 

(0 

CA 

P 

o 

ro 


ro 

(0 


o a 2- 

- Ä??- 

^>ö 

3 2 <0 

P 3 CA 

- CA  CA 


o ^ 


s - 

o O 

O^ 

p e 
*^70» 

b 

<0 

p 


p 

3 


rororo 

2 ^ 

P (A  CA 

a 

3 n.  o 

c«  3 O 
o JO.  ?r 

3 

^ ? 
2.^ 

JO.  ^ 

ro 
(0 

CA 

ro 

p 

CO 

3 


a 

Pi—'* 

o 3 p er 
O CA  3 c 


3 

5r^" 

3 ro 

- CO 

t-*» 

»nj  Q- 
•-^  CO 

° ^ 
N CO 

ro  ^ 


p 

M > 

3 

N 


03 

•-n 

•-»-> 

CO 

3 

ro 

p 

o 

ro 


p 

*-i 

5T 

n 

3 

ro 

co 


ro 

“ra 

3 5;  O: 

70.  3 ro 

g P O 
P 3 

ro* 

3 3 2. 

«-»•  CO  T3 

c;3:i=  ö. 

p ^.7a 
Hi  r - 

7^70. 

3 

P 

2 

CO 

M.« 

30 

CO 

3 


O 

ro  , 
2 

3 o 
- T 

N 

“ ^ . 
3 
CO 

. ■ 

ÖC 

•-I  »l 

CO  r* 

CA 

•-* 

N 

O*' 

ög 

CO  7^ 

CA 

o- 

co 

3 

I 


> P 


• i er  ® ^ K 

^1-2  5 


2.  N 3 

n-  ^ 

»-H 

CO  CO 
3 ^3 

ro^- 

P 3: 

ro3 

ro 

ro  ro 

P (0 

D-a 


•t 

70. 


P ^ 


CO 

3 


2 

CA  r-.  ^ 
►i 


•-! 
o 
3 

P , 

CO 

ro 

' ro 
3 

Hi 


ro  ^ 

P CO 
O w '* 

- p ro 
o.  ^ 

CO  ß> 
3 


CA 

o 

ro 

p 


3 

ro 


tr  ^ 

- CO 

3 
ro 

3 

•-I 
70. 


3 

n 


P 


CO 

3 

ro 

CO 


3: 

Hi 

3 

ro 

CO 

•-t 

70. 


ro 

ffics 
o ^ 


•-C 

CO 

CU 

I 


CA 


ffi 

P 

3 

P 

3 


ro 

3 

3 

Q- 

(O 

CA 

CA 

P 

P 

(0 

3 


g 

5’ 

1.  > 

Hi 

* er 

^ CO 

2. 

er 
3 

s 


X 

0 

CA 

ro 

p 

C/. 

P 

ro 

p 

ro 

p . 

3: 

P 

0 

CA 

(0 

3 

p 

3 

n 

0 

3 

ro 

CA 

P 

3 

-1 

3 

< 

• 

ro 

H-H 

• 

ro 

• 

P 

p 

CA 

• 

•t 

• 

(A 

70. 

• 

P 

3 

« 

* 

< 

• 

. 

* 

!2: 

p 

• 

« 

• 

CA 

CA 

' 

Ul 

N) 

CC 

H-H 

Ul 

c 

o. 

D 

M— 

sO 


*-t 

CA 

CO 

?r 

•-» 

CO 

P 


N>  a 

3. 

O* 

3- 


ro 

3 

3 

O. 

CO 

CA 

CA 

P 

P 

r+* 

CO 

3 


g 

<5' 

I > 

•n 


•» 

o* 

c 
N 
O 

o’ 

3T 
3 

2. 

« (0 
3 


ro 

(0 


<0 


ro 
>1 
CO 

P 

k-  «-t 

tC  P 


3 

■1 

a. 

o 

3 


r> 

=r 


CO 


ü 

> 

»-I 

er 

o 


ct> 

►-t 

C/5 

tC 

►1 

(t) 

•-t 

P 

ö 

P 

n 

2T 

03 

P 

P 

o- 

(0 

C/3 

C/5 

P 

P 

P 

c 

p 

D- 

r 

p 

p 

G- 

O 

c/3 

P 


37 


Bremen,  Düsseldorf,  Duisburg,  Frankfurt,  Magdeburg, 
Nürnberg  und  Saarbrücken. 

Es  sind  diese  Städte  wirtschaftlich  charakteristi- 
sche Stellen. 

Die  Errichtung  wurde  auch  hier  nicht  immer  von  der 
Zentralstelle  veranlaßt,  einige  angeschlossene  Ver- 
bände gingen  selbständig  vor  und  ließen  ihre  Institute 
nur  an  Mitglieder  Auskunft  erteilen.  Die  Mittel  zu 
den  Neugründungen  flössen  aus  verschiedenen  Quel- 
len, politischen  und  gewerkschaftlichen  Organisationen, 
In  der  Hauptsache  sind  sie  von  dem  Verband  und  den 
organisierten  Arbeitern  getragen  worden. 

An  solchen  Orten,  wo  zwar  Mitglieder  vorhanden 
waren,  aber  die  finanziellen  Mittel  zur  Gründung  eines 
vollen  Arbeitersekretariates  fehlten,  errichteten  die 
Gewerkvereine  sog,  Rechtsauskunftsstellen,  die  von 
einem  am  Orte  tätigen  Gewerkschafts-  oder  Genossen- 
schaftsbeamten nebenamtlich  verwaltet  werden, 
an  anderen  Orten,  an  denen  die  organisierten  Mitglie- 
der noch  wenig  zahlreich  waren,  wurden  sog,  Aus- 
kunftsbüros eingerichtet,  d,  h,  irgend  ein  Mitglied,  das 
dem  Ortsverbande  angehört  und  im  Arbeitsverhältnis 
steht,  erteilt  zu  gewissen  Stunden  in  der  Woche  an 
einer  bestimmten  Stelle  einfache  Rechtsauskünfte, 
Diese  beiden  Einrichtungen  sollten  hauptsächlich  der 
Agitation  dienen. 

Die  christlichen  Gewerkschaften  haben  keinen 
Rechtsschutz  organisiert,  also  keine  Arbeitersekreta- 
riate gegründet.  Die  meisten  Mitglieder  der  christ- 
lichen Gewerkschaften  sind  an  einem  der  konfessionel- 
len Arbeitervereine  beteiligt,  und  diese  haben  ihren  or- 
ganisierten Rechtsschutz,  zudem  werden  von  einigen 
Gewerkschaften  die  Arbeitersekretariate  finanziell 
unterstützt,  sodaß  die  betreffenden  gewerkschaftlichen 
Mitglieder  die  Sekretariate  benutzen  können,  ohne  zu- 
gleich einem  Arbeiterverein  anzugehören.  Eine  Aus- 
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nähme  macht  nur  der  christl.  Bergarbeiterverband,  der 
25  eigene  Rechtshilfebüros  besitzt. 

Der  Bund  der  unternehmerfreundlichen  Arbeiter- 
vereine hat  zwar  auch  Rechtshilfebüros  in  Berlin  und 
Augsburg,  indessen  haben  diese  beiden  Institute  nichts 
von  dem  Charakter  eines  Arbeitersekretariates,  schon 
allein  deshalb,  weil  sie  nur  an  einem  bestimmten  Tage 
in  der  Woche  zu  einer  festgesetzten  Stunde  geöffnet 
und  zudem  nur  für  ihre  Mitglieder  bestimmt  sind,  wäh- 
rend die  Arbeitersekretariate  ganztätig  geöffnet  und 
für  jeden  Bedürftigen,  wenn  nötig,  kostenlos  zugängig 
sind. 

In  allerjüngster  Zeit  haben  auch  die  Handwerker 
ihren  eigenen  Rechtsschutz  zu  organisieren  begonnen. 
Die  zahlreichen  Gründungen  auf  Seiten  der  Arbei- 
terorganisationen veranlaßten  die  Regierung  zu  ener- 
gischer Teilnahme  an  der  jungen  Bewegung,  zumal 
unter  die  breite  Masse  der  Minderbemittelten  eine 
große  Anzahl  solcher  Personen  fallen,  die  dem  Arbei- 
terstande mehr  oder  weniger  fern  stehen^).  Durch 
einen  gemeinsamen  Erlaß  des  Ministers  des  Innern  und 
des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  vom  Jahre  1904 
wurden  die  Regierungspräsidenten  veranlaßt,  den  Ge- 
meinden die  Errichtung  nicht  gewerbsmäßiger  Rechts- 
auskunftsstellen zu  empfehlen.  Der  Erlaß  erschien 
also  erst  10  Jahre  nach  der  Gründung  des  ersten  ge- 
werkschaftlichen Rechtshilfebüros,  In  ihm  war  darauf 
hingewiesen,  man  solle  die  in  Betracht  kommenden 
Institute  hauptsächlich  in  Gemeinden  mit  einer  stärke- 
ren Arbeiterbevölkerung  errichten. 

Fast  alle  größeren  Städte  besitzen  heute  ihre 
eigenen  Rechtshilfebüros, 

Neben  diesen  entstanden  noch  eine  Reihe  gemein- 
nütziger Institute,  die  von  Wohltätigkeits vereinen  ge- 

1)  Es  handelt  sich  hier  um  die  starke  Zunahme  des  alten 
und  die  Entstehung  eines  neuen  umfangreichen  Mittelstandes. 
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gründet  wurden.  Das  erste  dieser  Art  ist  die  dem 
„Sozialen  Museum“  in  Frankfurt  a,  M,  angeschlossene 
Rechtshilfestelle  ^) , Unter  anderem  haben  ferner  der 
kath,  Charitasverband  in  Berlin  und  die  deutsche  Ge- 
sellschaft für  ethische  Kultur  eine  Auskunftsstelle  ein- 
gerichtet, Im  ganzen  bestehen  neben  den  Sekretaria- 
ten der  Arbeiterorganisationen  175  gemeindliche 
(staatliche)  und  gemeinnützige  Rechtshilfestellen  ^), 
Unter  diesen  Instituten  haben  sich  eine  größere  An- 
zahl Rechtsschutzstellen  für  Frauen  herausgebildet, 
die  ihr  Entstehen  einer  Frau,  und  zwar  der  ersten  deut- 
schen Juristin  Dr,  Kempin,  und  die  nötigen  finanziel- 
len Mittel  den  Beiträgen  von  Frauenvereinsmitgliedern, 
größeren  freiwilligen  Unterstützungen  und  Zuschüssen 
vom  Staate  resp,  den  Gemeinden  verdanken. 

Vielfach  findet  ein  zweckmäßiges  Zusammenarbei- 
ten von  Gemeinden  und  Privatvereinen  statt.  Dies  gilt 
für  alle  Rechtshilfestellen,  die  nicht  von  Arbeiterorga- 
nisationen unterhalten  werden. 

Seit  1906  besteht  ein  „Verband  der  deutschen  ge- 
meinnützigen und  unparteiischen  Rechtsauskunftsstel- 
len“ mit  der  Geschäftsstelle  in  Lübeck,  Sämtliche 
kommunale  und  gemeinnützige  Rechtshilfebüros  sind 
ihm  angeschlossen. 

Die  Gründung  des  Verbandes  bezweckt: 

1.  die  bei  der  Einrichtung  und  Geschäftshandhabung 
gewonnenen  Erfahrungen  mit  anderen  Auskunftstel- 
len in  persönlichem  Verkehr  auszutauschen, 

2,  Gemeinsame,  der  Gesamtheit  aller  Rechtsauskunft- 
stellen dienende  Aufgaben  nach  Möglichkeit  zu  er- 
füllen, z.  B,  streitige  Punkte  zu  besprechen,  gemein- 

1)  Vgl.  Richard  Soudeck:  Die  deutschen  Arbeitersekreta- 
riate (1902), 

2)  In  den  beiden  letzten  Jahren  allein  wurden  44  Insti- 
tute gegründet. 
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same  Formulare  zu  schaffen,  Grundsätze  für  die 
Statistik  aufzustellen  etc, 

3.  Die  Grundsätze  und  Ziele  fremder  Auskunftstellen 
kennen  zu  lernen. 

Der  Verband  hat  zudem  auch  die  Bewegung  zur 
Schaffung  der  gemeinnützigen  und  unparteiischen 
Rechtsauskunftstellen  in  lebhaftem  Fluß  gehalten,  und 
zwar  waren  hier  Männer  wie  Prof,  Ph.  Stein,  Prof.  E, 
Francke,  die  Oberbürgermeister  Kaiser-Rixdorf,  Dr, 
Ebeling-Dessau,  Geh,  Ober-Reg.-Rat  Neumann-Berlin, 
Rat  Dr,  Link-Lübeck  maßgebend. 

Die  finanziellen  Mittel  zur  Gründung  der  hier  in 
Betracht  kommenden  Institute  flössen  aus  mildtätigen 
Beiträgen,  die  zum  Teil  hoch  waren,  ferner  aus  staat- 
lichen und  gemeindlichen  Unterstützungen, 

Folgende  Tabelle  möge  einen  Überblick  über  die 
geographische  Verteilung  der  hier  in  Betracht  kommen- 
den Rechtshilfestellen  geben  ^), 


Siehe  Tabelle  S.  41. 


LI)  Die  eingeklammerten  Zahlen  beziehen  sich  auf  den 

Stand  am  Schlüsse  der  vorletzten  Berichtsperiode  (30.  Septem- 
ber 1911)  und  lassen  durch  Vergleich  mit  den  neuesten  Zahlen 
die  Zunahme  erkennen. 
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Die  Ausbreitung  der  gemeinnützigen  Rechtsauskunft. 


Land 

Rechtsans- 

kunftstellen 

Außer- 

ordentliche 

Mitglieder 

Anhalt 

1911  1913 

{ 4)  9 

(-)  - 

Baden  

1 3)  4 

(-)  2 

Bayern 

( 7)  7 

( 2)  3 

Braunschweig 

( 2]  2 

( 2)  4 

Bremen 

{ 1)  1 

( ) - 

Elsaß-Lothringen  , , , , 

( 2)  2 

( 4)  5 

Hamburg 

( 1)  1 

(-)  1 

Hessen-Darmstadt  . , , 

( 3)  3 

(-)  1 

Hohenzollem 

( ) 

(-)  - 

Lippe-Detmold 

(-)  1 

(-)  1 

Lübeck  

( 1)  1 

( 1)  1 

Mecklenburg-Schwerin  . 

(-)  - 

(-)  - 

„ Strelitz  . , 

(-)  - 

( 1)  1 

Oldenburg 

(-)  - 

( 3)  2 

Preußen : 

Brandenburg  

(11)  18 

(19)  30 

Hannover 

( 8)  11 

(11)  11 

Hessen-Nassau 

( 6)  7 

( 9)  15 

Pommern 

( 2]  2 

( 9)  10 

Posen 

( 1)  3 

(11)  12 

Ostpreußen 

( 2)  4 

( 2)  5 

Westpreußen 

( 2)  2 

( 5)  4 

Rheinprovinz 

(29)  36 

(26)  30 

Sachsen  

( 9)  13 

(18)  14 

Schlesien 

( 8)  13 

(19)  17 

Schleswig-Holstein  , , , 

( 8)  9 

(15)  13 

Westfalen 

(13)  14 

( 6)  9 

Reuß  ä.  L 

(-)  - 

(-)  - 

Reuß  j,  L 

(-)  - 

( ) - 

Sachsen,  Königreich  . , , . 

( 4)  6 

( 5)  7 

,,  -Altenburg .... 

(-)  - 

(-)  1 

,,  -Coburg-Gotha  . , 

( ) 2 

(„)  _ 

,,  -Meiningen  . , , 

( 2)  - 

( 1)  1 

,,  -Weimar  .... 

(-)  1 

( 3)  2 

Sa. 

(129)  172 

(172)  202 
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Die  Verhältnisse  liegen  hier  ähnlich  wie  bei  den 
Arbeitersekretariaten.  In  Preußen  kommen  hauptsäch- 
lich in  Betracht  die  Rheinprovinz  (29)  36  und  West- 
falen (13)  14,  des  weiteren  Sachsen  (9)  13,  Schlesien 
(8)  13  und  Brandenburg  (11)  18,  außerdem  von  den 
übrigen  Bundesstaaten  Sachsen  (4)  6 und  Bayern  (7), 
Ein  Unterschied  gegenüber  den  Sekretariaten  ist  inso- 
fern vorhanden,  als  die  Rechtshilfestellen  im  Gebiete 
mit  mehr  ländlicher  Bevölkerung  stärker  vertreten 
sind  als  die  Arbeitersekretariate,  Es  haben  z.  B, 
Schleswig-Holstein  (8)  9,  Pommern  2,  Ostpreußen  (2) 
4 gemeinnützige  Rechtsauskunftstellen,  während  die- 
selben Provinzen  an  Sekretariaten  haben:  Schleswig- 
Holstein  4,  Pommern  1,  Ostpreußen  1, 

Auf  Seiten  der  Arbeiterorganisationen  werden  die 
Gründungen  der  staatlichen  und  gemeindlichen  Insti- 
tute nicht  ungern  gesehen,  Anfangs  wurden  sie  zwar 
mit  Mißtrauen  beobachtet,  zumal  von  Seiten  einfluß- 
reicher Männer,  die  mit  dieser  Bewegung  enge  ver- 
bunden waren,  der  agitatorische  Standpunkt  der  Sekre- 
tariate zu  stark  betont  wurde.  Indessen  hat  sich  be- 
reits in  letzter  Zeit  das  Verhältnis  zwischen  den  ge- 
meinnützigen (städtischen)  Rechtshilfebüros  einerseits 
und  den  Sekretariaten  andererseits  wesentlich  gebes- 
sert, Man  ist  über  die  Kinderkrankheit  des  gegenseiti- 
gen Mißtrauens  hinausgekommen  und  betrachtet  sich 
nicht  mehr  als  Konkurrenzinstitute,  sondern  als  Ein- 
richtungen, die  zu  demselben  Zwecke  berufen  sind  und 
sich  dabei  gegenseitig  vor  Überlastung  schützen.  So 
heißt  es  z,  B,  in  dem  Jahresbericht  des  Nürnberger 
freien  Sekretariates  pro  1910:  „Die  Errichtung  der 
städtischen  Rechtsauskunftstelle  ist  für  unser  Institut 
insofern  von  Bedeutung,  als  wir  uns  eine  weitgehende 
Entlastung  davon  versprechen,“  Einige  Sekretariate, 
namentlich  in  großen  Städten,  konnten  den  Andrang 
der  Auskunftsuchenden  nicht  mehr  bewältigen  und 
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sahen  sich  daher  gezwungen,  die  Auskunftserteilung 
an  die  organisierten  Arbeiter  zu  beschränken  ^), 

Es  sind  auch  von  den  verschiedensten  Parteien 
Rechtshilfestellen  errichtet  worden,  die  sich  zum  Teil 
auch  Arbeitersekretariate  nennen.  So  hat  z,  B,  der 
Reichsverband  gegen  die  Sozialdemokratie  6 „Arbei- 
tersekretariate“ errichtet,  die  Nationalliberale  Partei 
hat  18  Rechtshilfebüros  gegründet,  von  denen  10  allein 
1 ■ auf  den  Wahlkreis  Bochum-Gelsenkirchen  fallen,  in 

Nürnberg  und  Hagen  i,  W,  besteht  ein  Rechtshilfebüro 
^ der  Freisinnigen  Volkspartei,  in  Aachen,  Königsberg 

• . ( und  Nürnberg  solche  der  Fortschrittlichen  Volkspartei, 

j Manche  Gründungsversuche  von  Seiten  politischer 

Parteiorganisationen  scheiterten,  einzelne  ihrer  Grün- 
dungen gingen  ein. 

Von  Arbeitgebern  wurden  9 Rechtshilfebüros  ein- 
gerichtet, und  zwar  R,  A,  f.  Arbeiters ngelegenheiten 
d.  Porti, -Cementfabrik  Dyckerhof  u,  Söhne  G.  m,  b,  H., 
R,  A,  der  Mansfeldischen  Kupferschiefer  bauenden 
Gewerkschaft,  R,  A.  Th,  Goldschmidt  A,-G,,  R.  A,  der 
Gutehoffnungshütte,  R,  A,  für  die  Berg.  Stahl-Ind.- 
Ges,,  R,  A,  der  Firma  Alexanderwerk,  R,  A,  von  der 
Rahmer  A.-G.,  R,  A,  der  Gräflich  von  Ballestrem- 
schen  Güterdirektion,  R,  A,  für  den  Chr,  Dierigschen 
Arbeiterverein,  R,  A.  der  Staatswerke  der  preußischen 
Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltung, 

Sowohl  die  verschiedenen  Arbeiterorganisationen 
wie  der  ,, Verband  der  deutschen  gemeinnützigen  und 
unparteiischen  Rechtsauskunftstellen“  haben  ein  Zen- 
tral-Institut  in  Berlin  gegründet,  das  für  ihre  Klienten 
eine  persönliche  Vertretung  zur  Verteidigung  ihrer 
Ansprüche  vor  dem  Reichsversicherungsamte  ermög- 
lichen soll.  Verschiedene  Bittgesuche  von  Arbeitern 
an  das  Reichsversicherungsamt  um  Reiseunterstützung 

1)  Die  Bezeichnung:  „Gegnerische  Institute"  im  Korre- 
spondenzblatt  bezieht  sich  auf  die  ganzen  Organisationen. 
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nach  dem  Terminsorte  wurden  abgeschlagen.  Manche 
Arbeiter  unternahmen  mit  schweren  finanziellen 
Opfern  die  oft  weite  Reise  nach  Berlin  und  erreichten 
mit  ihrer  Vertretung  dennoch  nichts,  da  sie  den  von 
den  Berufsgenossenschaften  bestellten  Rechtsanwälten 
nicht  gewachsen  waren. 

Es  mußte  also  den  Arbeitern  Gelegenheit  ge- 
geben werden,  sich  durch  einen  Rechtskundigen  ver- 
treten zu  lassen.  Den  Anfang  hiermit  machten  die 
freien  Gewerkschaften.  Der  vierte  1902  abgehaltene 
Kongreß  der  Gewerkschaften  Deutschlands  beschloß: 
„Die  Generalkommission  hat  in  Berlin  ein  Reichs- 
arbeitersekretariat zu  errichten,  welches  die  Rekurse, 
die  von  Mitgliedern  der  Gewerkschaften  bei  dem 
Reichsversicherungsamte  anhängig  gemacht  werden,  zu 
bearbeiten  und  für  mündliche  Vertretung  der  Rekurse 
in  der  Verhandlung  vor  dem  Reichsversicherungsamte 
zu  sorgen  hat.“  Diesem  Beispiele  folgte  dann  die 
christliche  Arbeiterbewegung.  Einige  Monate  nach  der 
gewerkschaftlichen  Gründung  wurde  das  dem  Berliner 
Verband  angehörende  kath.  Volksbüro  in  Berlin  zu 
einem  Reichsarbeitersekretariat  erweitert.  Der  Ber- 
liner Verband  wünschte,  daß  sich  die  katholischen  Ar- 
beitervereine der  übrigen  Verbände  ihrem  Institute 
anschlössen.  Der  Westdeutsche  und  Süddeutsche  Ver- 
band konnten  sich  indessen  nicht  einverstanden  erklä- 
ren und  gründeten  ihr  eigenes  Zentralbüro  für  Arbei- 
tervertretung vor  dem  Reichsversichenmgsamte,  dem 
sich  auch  die  evangel.  Arbeitervereine  zum  Teil  an- 
schlossen. Auch  die  Hirsch-Dunckerschen  Gewerk- 
vereine trafen  eine  Einrichtung,  ihre  Mitglieder  vor 
dem  Reichsversicherungsamte  vertreten  zu  lassen, 
ebenso  die  gemeindlichen  und  gemeinnützigen  Rechts- 
hilfestellen. Alle  diese  Einirchtungen  haben  aber  durch 
die  neue  Reichsversicherungsordnung  an  Bedeutung 
viel  verloren. 
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Folgende,  dem  Korrespondenzblatt  vom  9.  August 
1913  entnommene  Tabelle  möge  eine  zusammenhän- 
gende Übersicht  über  sämtliche  Rechtshilfestellen 
innerhalb  des  Deutschen  Reiches  gestatten. 

Nach  dieser  Tabelle  bestanden  in  Deutschland 
1911  etwa  862  und  1912  916  besondere  Auskunftstel- 
len, die  sich  wie  ein  ausgedehntes  Netz  über  das  Deut- 
sche Reich  verteilen.  Von  allen  diesen  Einrichtungen 
sind  allerdings  eine  große  Anzahl  unbedeutend.  Dahin 
gehören  vor  allem  einige  von  den  gemeindlichen  und 
staatlichen  R.  A.,  ferner  mehrere  von  den  Auskunft- 
stellen der  Gewerkschaftskartelle.  Diese  sind,  von 
wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  keine  ständigen  täg- 
lich zugängigen  Büros,  sondern  sie  bestehen  nur 
darin,  daß  ein  Kartellvorsitzender,  also  oft  ein  im 
Arbeitsverhältnis  stehendes  Mitglied  der  Gewerk- 
schaften, zu  bestimmten  Stunden  in  der  Woche  Aus- 
kunft erteilt.  Auch  sind  von  den  Rechtsauskunft- 
stellen der  Hirsch-Duncker’schen  Gewerkvereine  nur 
lö  Arbeitersekretariate,  die  übrigen  Einrichtungen 
sind  Agitationsbüros,  als  Auskunftsstellen  sind  sie  un- 
bedeutend. Ebenso  rekrutiert  sich  die  hohe  Zahl  der 
kath.  Rechtsauskunftsstellen  zum  Teil  aus  unbedeu- 
tenden Einrichtungen,  die  hauptsächlich  der  Agitation 
dienen  sollen. 

Die  vorstehende  Geschichte  der  deutschen  Rechts- 
schutzbewegung zeigt,  daß  von  einer  natürlichen  und 
einheitlichen  Entwicklung  keine  Rede  sein  kann,  sie 
läßt  vielmehr  ein  wirres  Durcheinander  erkennen. 
Insofern  ist  die  Bewegung  als  eine  unglückliche  zu  be- 
zeichnen. Damit  soll  indessen  nicht  gesagt  sein,  daß 
die  Rechtshilfestellen  überhaupt  überflüssig  seien. 
Vielmehr  sind  durch  die  zerrissene  Entstehungs- 
geschichte und  die  daraus  hervorbrechenden  Mängel 
der  ganzen  Bewegung  kostbare  Werte  verloren  ge- 
gangen. Der  Eifer  in  der  Gründung  von  Rechtsaus- 


Sekretariate  und  Auskunftstellen  1911  und  1912. 


Rechtsauskunftstellcn 


I.  Gemeindliche  und  staatliche 

R.  A 

II.  R,  A.  gemeinnütziger  Vereini- 
gungen   

III.  R,  A,  für  Frauen 

IV.  R.  A.  von  Arbeiterinnen; 

1.  Freie  Gewerkschaften: 

a)  Arbeitersekretariate  . 

b)  Auskunftstellen  der  Ge- 
werkschaftskartelle 

2.  Deutsche  Gewerkvereine 
(H.-D.): 

a)  Arbeitersekretariate  . . 

b)  Rechtsauskunftstellen 

c)  Auskunftbureaus  . . , 
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2 
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im  Berichtsjahre  1911 


im  Berichtsjahre  1912 


198 


309997 

51967  - 

119 

337071 

188099 

27956  - 

32 

1 

194292 

34539 

4268  — 

93 

45485 

654013 

149072  6395 

119 

701648 

47367 

15579  873 

211 

51772 

28885 

4155  — 

1 

9 

32422 

22070 

6598  _ 

29 

23839 

1305 

362 

17 

2104 

44731 
6109  873 
603 


3.  Christliche  Gewerkschaften 

54 

40773 

23614 

— 

55 

1 40056 

22490 

1 

4.  Polnische  Berufsvereinigung 

7 

10662 

6983 

— 

8 

21081 

12224 

1235 

5.  Sonstige  Arbeitervereini- 
gungen   

6 

4566 

2019 

— 

6 

3166 

1516 

388 

V.  R.  A.  von  Arbeitgebern  , 

9 

9486 

4903 

— 

9 

12461 

5017 

11 

VI.  Konfessionelle  R.  A. : 

1.  Evangelische 

19 

32268 

14520 

23 

30838 

13434 

504 

2.  Katholische 

128 

264063 

109096 

— 

122 

235638 

90713 

3880 

VII.  R.  A.  politischer  Vereinigungen 

29 

28991 

14667 

— 

32 

33732 

14463 

522 

VIII.  R.  A,  von  Privatangestelltenver- 
bänden   

_ 

. 

23 

58703 

1319 

1160 

IX.  R.  A.  ländliche  Genossenschaf- 
ten   

10 

6456 

f 

478 

9 

17056 

584 

38 

Zusammen 

862 

1 

1 

1683540 

1 

436273 

916 

1 

1841364 

468028 

1 

17580 

*)  Zahlen  nach  dem  Reichsarbeitsblatt.  ')  Das  Arbeitersekretariat  Coburg  ist  vom  Kaiserl.  Statist.  Amt 
unter  Gruppe  L gemcintliche  und  staatliche  Rechtsauskunftstellen  gezählt.  Die  von  uns  ermittelten  Zahlen  inkl. 
der  des  Sekretariats  Coburg  waren  1911  : 119,  658958,  150050,  6426;  1912:  120,  706  788,  174998,  6417. 
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kunftstellen  ergab  sich  aus  der  bis  ans  Komische  gren- 
zenden Uneinigkeit  innerhalb  der  großen  Arbeiter- 
bewegung und  dem  persönlichen  Interesse  außen- 
stehender Organisationen  — Staat,  Gemeinde,  Ver- 
eine. — In  vielen  Fällen  trat  bei  den  Neugründungen 
nicht  das  Motiv  des  Rechtsschutzes  hervor,  sondern 
dasjenige  des  parteilichen  Strebens.  In  dem  Bericht 
einer  preußischen  Stadt  von  37  000  Einwohnern  mit 
zahlreicher  Industriebevölkerung  wurden  die  Gründe 
für  die  Einrichtung  einer  städtischen  Rechtshilfestelle 
folgendermaßen  angegeben:  „Die  Errichtung  einer 
städtischen  Auskunftstelle  wurde  zur  Notwendigkeit, 
als  das  von  der  Sozialdemokratie  hier  errichtete  Ar- 
beitersekretariat aus  seiner  bisherigen  Reserve  heraus- 
trat und  Rechtsauskünfte  nicht  nur  an  organisierte 
Personen,  sondern  an  alle  Personen  ohne  Unterschied 
der  politischen  Gesinnung  unentgeltlich  erteilte.  Hier- 
durch wurden  der  Sozialdemokratie,  da  das  Arbeiter- 
sekretariat großen  Zuspruch  hatte,  nur  neue  Mitglie- 
der zugeführt.  Die  Erweiterung  des  Arbeitersekre- 
tariates hatte  ja  auch  nur  den  Zweck,  zu  der  Stärkung 
der  Sozialdemokratie  beizutragen.  Da  die  Arbeiter- 
sekretariate in  vielen  anderen  Städten  eine  gleiche 
Tätigkeit  entfalten,  erschien  es  als  eine  dringende 
Pflicht  der  städtischen  Verwaltungen,  dieser  Bewe- 
gung der  Sozialdemokratie  durch  Errichtung  von 
Rechtsauskunftstellen  entgegenzutreten.“ 

Wo  es  sich  um  die  Gründung  eines  Sekretariats 
und  einer  gemeinnützigen  Rechtshilfestelle  handelte, 
hätte  in  erster  Linie  die  Bedürfnisfrage  erörtert  wer- 
den müssen,  wie  wenig  dies  aber  geschehen  ist,  geht 
schon  allein  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  eine  Reihe 
von  Instituten  bald  nach  ihrer  Grüdung  wieder  ein- 
gingen, und  andere  aufrecht  erhalten  werden,  ohne 
daß  sie  einen  nennerswerten  Zugang  haben, 

Arbeiterorganisationen,  politische  Parteien,  Un- 
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ternehmer  und  Staat  wollten  und  konnten  sich  den 
Einfluß  nicht  nehmen  lassen,  den  sie  durch  Errich- 
tung von  Rechtshilfebüros  auf  den  weitaus  größten 
und  bildungsbedürftigsten  Teil  unserer  Bevölkerung 
auszuüben  vermögen. 

Somit  erklärt  sich  auch  die  seltene  Erscheinung, 
daß  bei  der  Entwicklung  dieser  Bewegung  die  ver- 
schiedensten im  sozialen  Leben  tätigen  Prinzipien  eine 
gleichbedeutende  Rolle  gespielt  haben,  nämlich  die 
ausgeprägteste  Selbsthilfe,  die  ihr  entgegengesetzte 
Charitas  und  das  Eingreifen  des  Staates,  Dennoch 
ist  die  ganze  Entwicklung  ohne  Kämpfe  vor  sich  ge- 
gangen, sie  hat  sich  in  rein  evolutionärer  Weise  aus 
den  gegebenen  wirtschaftlichen  und  sozialer  Verhält- 
nissen herausgebildet, 

Finanzierung  und  Verwaltung. 

Wie  schon  aus  der  Entstehungsgeschichte  hervor- 
geht, baut  sich  die  konfessionelle  Arbeiterbewegung 
nicht  so  ausschließlich  auf  dem  Prinzip  der  Selbsthilfe 
auf,  wie  dies  bei  den  gewerkschaftlichen  Organisatio- 
nen der  Fall  ist.  Daher  gestaltet  sich  auch  die  Finan- 
zierung und  damit  verbundene  Verwaltung  innerhalb 
dieser  beiden  Arbeiterorganisationen  nach  verschiede- 
nen Prinzipien,  Gemeinsam  ist  nur  die  Teilnahme 
der  finanzierenden  Kräfte  an  der  Verwaltung,  doch 
ist  auch  dies  in  den  beiden  Bewegungen  nicht  in  dem- 
selben Maße  ausgeprägt. 

Die  finanziellen  Mittel  zur  Unterhaltung  der  kath, 
Sekretariate  fließen  der  Hauptsache  nach  aus  den 
Beiträgen  der  an  das  Institut  angeschlossenen  Vereine, 
Diese  Beiträge  sind  lokal  verschieden,  von  25 — 60 
Pfennig  pro  Kopf  und  Jahr,  sie  gelten  nur  für  das 
Sekretariat,  zu  sonstigen  Veranstaltungen  und  Auf- 
gaben der  angeschlossenen  Vereine  werden  besondere 
Beiträge  erhoben,  durchschnittlach  dürften  sie  3,50  M, 
pro  Kopf  und  Jahr  insgesamt  nicht  übersteigen,  so 
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daß  die  Sekretariatsgebühren  nur  einen  geringen  Teil 
ausmachen. 

In  einzelnen  Fällen  werden  bestimmte  Pauschal- 
summen oder  gewisse  Prozente  aus  den  bei  den  Ver- 
einen aufkommenden  Einnahmen  dem  Büro  über- 

lassen, Ein  Sekretariat  erhält  z,  B,  von  allen  katho- 
lischen Vereinen  auf  je  1000  Mitglieder  jährlich  20  M. 
Die  Volksbüros  in  Aachen,  Hannover  und  Metz  wer- 
den von  den  betreffenden  Stadtgemeinden  unter- 

stützt. Eine  weitere  Einnahme  bilden  die  Ehrenmit- 
gliederbeiträge, die  mehrere  Büros  in  Höhe  von 
60  Pfennig  bis  3 Mark  pro  Jahr  erheben,  in  einigen 
Bezirken  werden  feste  Zuschüsse  von  kath,  Geist- 
lichen gegeben  und  zwar  von  Pfarrern  jährlich 

10  Mark,  von  Kaplänen  5 Mark.  Ferner  sind  noch  zu 
nennen  Subskriptionen  und  Zuschüsse  von  Mäcenen 
und  gemeinnützigen  Vereinen,  Von  Nichtmitgliedern 
wird  für  die  Auskunfterteilung  eine  mäßige  Gebühr 
erhoben.  Bei  den  meisten  Büros  kann  für  solche  Per- 
sonen, die  keinem  angeschlossenen  Verein,  sondern 
nur  als  Einzelmitglieder  dem  Büro  angehören,  eine 
Jahreskarte  zum  Preise  von  1 Mark,  bei  einigen  von 
50  Pfennig,  bei  anderen  von  60  Pfennig  gelöst  werden. 
Für  Schriftsätze  wird  durchweg  (auch  von  Mitglie- 
dern) eine  Entschädigung  von  10 — 20  Pfennig  er- 
hoben. 

Den  besten  Einblick  in  die  Finanzgebahrung 
eines  konfessionellen  Sekretariates  gestattet  die 
Jahresabrechnung  eines  solchen  Institutes,  Hier  möge 
diejenige  des  Arbeitersekretariats  Mannheim  folgen. 
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Jahres-Abrechnung  1910, 


I.  Einnahmen. 

Beiträge  der  kath,  Arbeitervereine  Be- 
zirk Mannheim  M.  2064.20 

Beiträge  der  kath.  Arbeitervereine  Be- 
zirk Heidelberg 760.00 

Beiträge  der  kath.  Männervereine  . . „ 477,50 

Beiträge  der  kath,  Volksvereine  , . . „ 459,55 

Beiträge  des  kath.  Gesellenvereins 

Mannheim  . , 60.00 

Beträge  des  christl.  Gewerkschafts- 
kartells Mannheim 60.00 

Beiträge  des  badischen  Eisenbahnver- 
bandes   40.00 

Beiträge  der  Ehrenmitglieder  ....  „ 148,80 

Von  der  Spargesellschaft  des  kath,  Ar- 
beitervereins Mannheim  ....  „ 1907.00 

Für  Schriftsätze „ 17,50 

Sonstige  Einnahmen „ 62.98 

Summa  M,  6080,78 
II,  Vermögensbestand. 

Einnahmen M.  6080.78 

Ausgaben 6053.00 


M,  27.78 

Guthaben  bei  der  Spargesellschaft  des 

kath,  Arbeitervereins 409,14 

Schuld  an  die  Spargesellschaft  des  kath. 


Arbeitervereins  „ 400,00 

Somit  das  Barvermögen „ 36.93 


Nach  dieser  Tabelle  sind  dem  Sekretariate  soziale 
wirtschaftliche  und  gesellige  Vereine  angeschlossen. 
Die  Hauptgrundlage  der  Einnahmen  bilden  die  Bei- 
träge der  Arbeitervereine  eines  größeren  Bezirkes 
(Mannheim-Heidelberg) , 
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Das  Sekretariat  hatte  einen  Barbestand  von  rund 
37. — Mark.  Solche  Überschüsse  werden  von  mehre- 
ren Sekretariaten  erzielt,  so  daß  man  von  einer  durch- 
schnittlich guten  Finanzierung  der  Sekretariate 
sprechen  kann.  Ein  eventuelles  Defizit  kann  durch 
Zuschüsse  der  Verbandszentrale  und  des  Volks- 
vereins gedeckt  werden.  Letztere  ist  überhaupt  eine 
best  fundierte  Organisation.  Im  allgemeinen  geht 
betreffs  der  Finanzierung  der  konfessionellen  Sekre- 
tariate die  Tendenz  dahin,  daß  die  Notwendigkeit  von 
anderseitigen  Zuschüssen  abnimmt.  Dies  erklärt  sich 
aus  dem  Erstarken  der  betreffenden  Vereine, 

Infolge  der  wenig  einheitlichen  Organisationen 
innerhalb  der  ganzen  Bewegung  ist  keine  übersicht- 
liche Statistik  über  die  Finanzen  der  konfessionellen 
Sekretariate  vorhanden,  doch  möge  hier  noch  ein 
Jahresabsvhluß  folgen,  der  von  einer  Zentrale  aus- 
geht und  einen  Blick  in  die  finanziellen  Verhältnisse 
der  ihm  angeschlossenen  Sekretariate  gestattet. 

Siehe  Tabelle  S.  53. 

Man  kann  aus  dieser  Tabelle  die  Art  der  Bei- 
träge erkennen,  es  handelt  sich  um  Gründungsmit- 
gliederbeiträge, Aufnahmegebühren,  Beitragsgebühren 
von  Einzelmitgliedern,  Ehrenmitglieder-  und  Redak- 
tionsbeiträge, Der  Grundstock  sind  indessen  die  Bei- 
träge der  obligatorisch  angeschlosseren  Vereine, 

An  Gesamteinnahmen  hatte  der  Volksbüro  verein 
18  476,03  M,  Die  Ausgaben  betrugen  17  779,35  M, 

Ein  Sparkessenguthaben  (4204,46  M,),  und  ein 
Darlehen  an  den  Süddeutschen  Verband  (1600  M.) 
lassen  die  Anlage  des  Kapitals  erkennen.  Die  Gelder 
werden  demnach  auch  innerhalb  des  Verbandes  selbst 
angelegt. 

Die  Verwaltung  und  Beaufsichtigung  der  kath, 
Sekretariate  geschieht  meist  durch  ein  Kuratorium 
(Verwaltungskommission),  das  aus  den  Vorsitzenden 
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der  betreffenden  Arbeitervereine,  den  Präsides,  und 
Vorstandsmitgliedern  aus  den  dem  Institut  angeschos- 
senen Vereinen  besteht,  auch  können  einflußreichere 
Persönlichkeiten,  sog,  Patrone,  die  das  Institut  finan- 
ziell unterstützten,  als  Ehrenmitglieder  darin  enthal- 
ten sein.  Diese  Verwaltungskörper  setzen  sich  an  den 
verschiedenen  Orten  ziemlich  gleichmäßig  zusammen. 

Vielfach  sind  auch  christl.  Gewerkschaften  den 
Sekretariaten  der  Arbeitervereine  angeschlossen.  In 
diesen  Fällen  befindet  sich  auch  ein  Mitglied  der  Ge- 
werkschaft in  der  Verwaltungskommission.  Die  kath, 
Arbeitervereine  stehen  mit  den  christlichen  Gewerk- 
schaften in  gutem  Einvernehmen,  die  Arbeitersekretäre 
sind  vielfach  Mitglieder  einer  Gewerkschaft,  Dies 
bedeutet  ein  innerer  Zusammenhang  in  der  Verwal- 
tung der  beiden  Organisationen,  Der  einzige  Feind 
der  christlichen  Gewerkschaften  ist  bekanntlich  der 
Berliner  Verband,  dessen  Sekretariate  infolgedessen 
mit  den  christlichen  Gewerkschaften  in  keinem  Zu- 
sammenhang stehen. 

Bei  einigen  bayrischen  Sekretariaten  (z,  B. 
Passau)  besteht  der  Aufsichtsrat  nur  aus  dem  Diö- 
zesanpräses  und  den  Bezirkspräsides  der  einzelnen  an 
das  Sekretariat  angeschlossenen  Vereine,  Den  Vor- 
stand bildet  nur  der  Bezirkspräses,  der  am  Orte  des 
Sekretariates  wohnt.  Die  Arbeitervereine  selbst,  die 
das  Institut  finanzieren,  haben  keinen  Anteil  an  der 
Verwaltung 

Es  bestehen  also  innerhalb  der  Verwaltung  der 
hier  in  Betracht  kommenden  Sekretariate  prinzi- 
pielle Unterschiede, 

Was  die  Verwaltung  der  einzelnen  Institute  an- 
geht, so  kann  von  einer  Einheitlichkeit  schon  deshalb 
keine  Rede  sein,  weil  die  Arbeitervereine  in  sechs 

1)  Nach  den  betreffenden  Statuten  §§  4 und  5, 
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voneinander  getrennten  Verbänden  organisiert  sind, 
eine  oberste  Instanz  gibt  es  nicht,  es  sei  denn  die 
oberste  kirchliche  Behörde, 

Die  Volks  Vereins  Verwaltung  in  München-Glad- 
bach übt  allerdings  einen  gewissen  höheren  Einfluß 
auf  die  einzelnen  Organisationen  und  Verbände  aus, 
aber  man  kann  hier  nicht  von  einer  Zentrale  sprechen, 
weil  sie  nicht  Recht,  oder  vielmehr  die  Macht  zu  be- 
fehlen besitzt.  Indessen  befinden  sich  die  konfessio- 
nellen Arbeiterorganisationen  augenblicklich  in  einer 
Reformbewegung,  die  es  namentlich  auf  Konzentration 
der  einzelnen  Verbände  abgesehen  hat.  Diese  Bestre- 
bungen zeigten  sich  neuerdings  darin,  daß  ein  sog. 
Kartellverband  zwischen  den  einzelnen  Verbänden 
gegründet  wurde.  Mit  diesem  Versuch  ist  es  indessen 
nicht  weit  her,  da  der  Verband  noch  ein  sehr  locke- 
rer ist. 

Die  evangel,  Arbeitersekretariate  sind  im  Grund- 
prinzip ähnlich  finanziert  und  verwaltet  wie  ihre  kath, 
Schwesterinstitute,  doch  ist  ein  bedeutender  Unter- 
schied in  der  Verwaltung  insofern  vorhanden,  als  die 
Pfarrer  zwar  größtenteils  im  Vorstande  der  Arbeiter- 
vereine sind,  aber  nicht  den  Einfluß  ausüben  wie  die 
Präsides  in  den  katholischen  Vereinen, 

Die  Sekretariate  der  gewerksc  ha  ftlichen  Orga- 
nisationen werden  einheitlicher  finanziert  und  verwaltet 
wie  die  entsprechenden  Institute  in  der  konfessionel- 
len Arbeiterbewegung,  Lokale  Unterschiede  sind  auch 
hier  nicht  zu  vermeiden,  da  gerade  bei  solchen  Organi- 
sationen, wie  sie  die  Gewerkschaften  darstellen,  mit 
den  jeweiligen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  derjeni- 
gen Orte  und  Bezirke  gerechnet  werden  muß,  an  denen 
das  Institut  besteht,  doch  sind  die  Unterschiede  hier 
nur  äußerer,  nicht  prinzipieller  Natur,  Der  demokra- 
tische Charakter  ist  überall  gewahrt. 


56 


Man  kann  bei  den  einzelnen  Arbeitersekretaria- 
ten der  freien  Gewerkschaften  von  einem  Durch- 
schnittseinkommen von  rund  5600  Mark  sprechen. 
Wie  hoch  dagegen  die  jährlichen  Einnahmen  der 
größeren  freigewerkschaftlichen  Sekretariate  sind, 
mögen  die  folgenden  Zahlen  zeigen , die  dem 
Korrespondxcnzblatt  vom  9,  August  1913  entnommen 
sind.  Di«  Gesamteinnahmen  im  Jahre  1912  betrugen 
bei  den  Sekretariaten  Berlin:  31  500  M.,  Bremen: 
12  900  M.,  Dresden:  12  355  M,,  Frankfurt  a.  M,:  12  210 
Mark,  Hamburg:  24  494  M.,  Hannover:  15  000  M.,  Kiel 
12  021  M.,  Königsberg:  12  554  M,,  Leipzig:  17  451  M., 
Lübeck:  11  982  M„  Nürnberg:  21  807  M„  Rostock: 
1 1 942  M.  Die  Bedeutung  solch  hoher  Summen  wird 
genügend  illustriert  durch  die  Tatsache,  daß  es  ledig- 
lich Arbeiter  sind,  die  sie  aufbringen. 

Die  Gesamteinnahmen  aller  freigewerkschaftlichen 
Sekretariate  betrugen  1912  607  115  M.,  also  weit  über 
eine  halbe  Million,  die  Gesamtausgaben  beliefen  sich 
auf  575  392  M.,  es  wurde  also  im  Jahre  1912  ein  Ge- 
winn erzielt  vom  31  723  M,  Man  kann  sonach  von 
einer  guten  Finanzierung  der  Sekretariate  sprechen. 
Das  sich  bei  einzelnen  Sekretariaten  durch  einen  jähr- 
lichen Gewinn  ansammelnde  Vermögen  wird  je  nach 
Bedarf  im  Sinne  der  Organisationen  verwandt. 

Wie  sich  die  einzelnen  Einnahmen  verteilen,  geht 
aus  Tabelle  5 des  Korrespondenzblattes  vom  9,  August 
1913  hervor,  und  zwar  betrugen  1912  von  den  Gesamt- 
einnahmen die  aus  den  Kassen  der  Gewerkschafts- 
k arteile  gezahlten  Gelder  248  283  M,,  die  beson- 
deren Beiträge  der  beteiligten  Gewerkschaften  165  403 
Mark,  die  laufenden  ,d,  h,  besonderen  Beiträge  der  ein- 
zelnen Mitglieder  der  Gewerkschaften  91  384  M„  die 
Zuwendungen  von  Parteiorganisationen,  Genossen- 
schaften, sonstigen  Arbeiterunternehmungen  36  402  M. 
und  die  Gebühren  für  Schriftsätze,  Vertretungen  etc. 
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15  250  M,  Die  Generalkommission  zahlte  im  Jahre 
1911  an  einmaligen  und  laufenden  Zuschüssen  an  die 
Sekretariate  1 7 927  M, 

Die  Haupteinnahmequellen  sind  demnach  die  Kar- 
tellkassen, die  Beiträge  der  einzelnen  dem  Sekretariat 
angeschlossenen  Gewerkschaften  und  die  besonderen 
Beiträge  der  einzelnen  Gewerkschaftsmitglieder,  Letz- 
tere haben  sehr  verschiedene  Höhen,  sie  schwanken 
zwischen  20  und  156  Pfg,  pro  Jahr  und  Mitglied.  Es 
zahlen  heute  nach  einer  Tabelle  1910  pro  Jahr  und 
Mitglied  an  die  besonderen  Sekretariatskassen: 

‘ 20  Pfg.  an  einem  Orte,  40  Pfg.  an  1,  44  Pfg.  an  1, 

48  Pfg,  an  1,  60  Pfg,  an  6,  80  Pfg,  an  1,  96  Pfg,  an  1, 
100  Pfg,  an  1,  104  Pfg,  an  4,  120  Pfg,  an  7,  156  Pfg. 
an  1 Orte, 

Diese  niedrigen  Beiträge  erzielen  bei  größeren 
Sekretariaten  hohe  Summen,  Die  Höhe  der  besonde- 
ren Beiträge  betrug  z,  B,  für  die  Sekretariatskasse  in 
Hamburg  (1911)  21  600  M„  in  Rostock  10  470  M. 

An  solchen  Orten,  wo  zahlreiche  Arbeiter  organi- 
siert sind  oder,  was  dasselbe  bedeutet,  ein  starkes  Kar- 
tell vorhanden  ist,  sind  natürlicherweise  besondere 
Beiträge  weniger  notwendig.  Die  Arbeiter  haben  nicht 
das  Interesse,  möglichst  viel  zu  zahlen.  In  solchen  Be- 
zirken, wo  die  Arbeiter  noch  nicht  in  dem  Maße  orga- 
nisiert sind,  müssen  an  die  Opferwilligkeit  der  Arbei- 
ter höhere  Ansprüche  gestellt  werden.  Es  findet  auch 
ein  Ausgleich  durch  Unterstützung  seitens  der  General- 
kommission, der  Parteiorganisationen  und  Genossen- 
schaften statt.  Zwei  Sekretariate,  und  zwar  Kattowitz 
und  St,  Johann-Saarbrücken,  werden  vollständig  von 
' der  Generalkommission  unterhalten,  zwei  weitere  er- 

halten von  der  Generalkommission  einen  Zuschuß,  Das 
Sekretariat  Coburg  wird  aus  Staats-  und  Gemeinde- 
mitteln unterhalten,  dasjenige  in  Bant  von  Staats-  und 
Gemeindemitteln  unterstützt.  Es  erhalten  41  Sekre- 
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tariate  bestimmte  Zuwendungen  von  den  sozialdemo- 
kratischen Parteiorganiastionen,  Aus  sonstigen  Ar- 
beiterunternehmungen, z.  B.  Genossenschaften,  Kon- 
sumvereinen etc.  erhalten  6 Sekretariate  Zuschüsse 
Im  allgemeinen  geht  die  Tendenz  der  Finanzie- 
rung dahin,  daß  die  besonderen  Sekretariatskassen 
mehr  und  mehr  mit  den  Kartellkassen  verschmelzen, 
a so  die  Organisationen,  nicht  mehr  die  einzelnen  Mit- 
glieder, die  Träger  der  Sekretariate  werden.  So  zahl- 
en im  Jahre  1908  noch  an  35,  1909  an  31  Orten  die 
Mitglieder  besondere  Beiträge  an  die  Sekretariats- 
kasse, wahrend  1910  nur  mehr  an  25  Orten  besondere 
Beiträge  gezahlt  wurden,  sodaß  diese  1910  gegen  das 

Vorjahr  um 

291  M.  abnahmen,  während  die  Gesamteinnahmen 
der  Sekretariate  stiegen,  und  zwar  von  1909  : 484  316 
Mark  auf  1910  : 523  176  M.  und  1911  : 556  373  M.  Dies 
ist  ein  Zeichen  für  die  Zunahme  der  Mitglieder  und  die 
damit  vor  sich  gehende  Zentralisation  der  Finanzen 
und  Verwaltung  innerhalb  der  Gewerkschaften,  mit 
denen  ,a  die  Sekretariate  per  se  in  Verbindung  stehen. 

In  der  Verwaltung  unterstehen  die  größere  Hälfte 
der  freigewerkschaftlichen  Sekretariate  den  örtlichen 
Kartellen,  Für  42  Sekretariate  ist  eine  besondere  Ver- 
waltungskommission gebildet,  die  sich  dann  je  nach 
der  Art,  wie  die  Finanzierung  des  Sekretariats  statt- 
findet, zusammensetzt.  Zwölf  Rechtsschutzbüros  des 
sozialistischen  Bergarbeiterverbandes  unterstehen  dem 
Vorstande  dieses  Verbandes.  Von  den  noch  übrig 
bleibenden  zwei  Sekretariaten  werden  ihrer  Finanzie- 
rung entsprechend  dasjenige  in  St.  Johann-Saar- 
brucken von  der  Generalkommission  allein,  dasjenige 
in  Coburg  von  einem  Kuratorium  verwaltet,  welches 
sich  aus  je  einem  Vertreter  der  Regierung  und  der 

Stadt  und  je  zwei  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
zusammensetzt. 
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Bei  den  übrigen  Gewerkschaften  (christl.,  Hirsch- 
Dunckerschen)  vollzieht  sich  die  Finanzierung  und 
Verwaltung  der  Sekretariate  nach  demselben  Prinzip 
wie  bei  den  vorhergehenden,  doch  sind  die  Einnahmen 
hier  bedeutend  geringer.  Tabelle  IV  des  Gewerkver- 
eins vom  3,  Juli  1912  gibt  die  Einnahmen  der  bedeu- 
tendsten Sekretariate  der  Gewerkvereine  folgender- 
maßen an:  Bremen  7333.22  M.,  Duisburg  3107.38  M., 
Magdeburg  3649.15  M,,  Nürnberg  2836.70  M.,  Saar- 
brücken 3573.60  M. 

Bei  einem  kurzen  Rückblick  auf  Finanzierung  und 
Verwaltung  sämtlicher  Sekretariate  erkennt  man  ein 
ähnlich  verworrenes  Bild  wie  in  ihrer  Entstehungs- 
geschichte, Dies  ist  natürlich,  da  die  Entwicklung  in 
aller  jüngster  Zeit  zwar  einen  großen  äußeren  Umfang 
annahm,  in  ihrer  inneren  Gestaltung  aber  noch  nicht 
als  abgeschlossen  betrachtet  werden  kann.  Eine  größere 
Zentralisation  und  Einheitlichkeit  in  der  Verwaltung 
der  Sekretariate  wird  in  den  Parteipressen  und  Ge- 
werkschaftsblättern lebhaft  verlangt.  Wie  verschiedent- 
lich gezeigt,  sind  bereits  Ansätze  zur  Erreichung  dieses 
Zieles  vorhanden.  Eine  bessere  Zentralisation  in  der 
Verwaltung  würde  von  den  daraus  entstehenden  Vor- 
teilen für  die  Organisationen  selbst  — Kapitalanlage 
— abgesehen,  eine  wesentlich  intensivere  Durchfüh- 
rung des  Rechtsschutzes  im  Gefolge  haben. 

Im  Vorhergehenden  handelte  es  sich  um  Institute, 
die  sich  mehr  oder  weniger  auf  die  Selbsthilfe  auf- 
bauen. In  der  Entstehungsgeschichte  war  bereits  ge- 
zeigt worden,  wie  sich  neben  diesen  Arbeitersekreta- 
riaten Schwesterinstitute  herausbildeten,  die  ihrer  Fi- 
nanzierung gemäß  einen  zum  Teil  charitativen,  zum 
Teil  öffentlichen  Charakter  tragen.  Ihre  Verwaltung 
baut  sich  nicht  auf  einer  demokratischen  Unterlage 
auf,  wie  dies  bei  den  Sekretariaten  der  Gewerk- 
schaften der  Fall  ist,  sie  ist  vielmehr 
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von  der  städtischen  Verwaltung  ab- 
hängig, Die  Einnahmen  der  größeren  gemein- 
nützigen Rechtsauskunftstellen  sind  hoch  und  ent- 
sprechen im  allgemeinen  denjenigen  der  größeren 
Sekretariate  auf  Seiten  der  freien  Gewerkschaften: 
Groß-Berlin  20  145  M.,  Cöln  20  900  M,,  Frankfurt 
16  500  M.,  Bremen  20  000  M.,  Kiel  11  253  M,,  Lübeck 
16  000  M,  Die  Gesamteinnahmen  (rund  248  000  M.) 
der  hier  in  Betracht  kommenden  Rechtshilfestellen 
sind  indessen  bedeutend  geringer  als  diejenigen  der 
Arbeitersekretariate  (freie  Sekret,  allein  556  373  M, 
pro  1911). 

Die  Aufwendungen  des  Staates  und  namentlich 
der  Kommunen  sind  nicht  gering,  selbst  die  privaten, 
d,  h,  die  von  gemeinnützigen  Vereinen  gegründeten 
Rechtsauskunftstellen,  erhalten  hohe  Zuschüsse  aus 
öffentlichen  Mitteln;  hierbei  wären  zu  nennen  die 
Rechtshilfebüros  in  Berlin,  Dresden,  Leipzig,  Frank- 
furt a,  M.,  Krefeld,  Lübeck,  Zwickiiu, 

Der  Verband  wird  von  folgenden  Regierungen 
durch  Gewährung  von  Beihilfen  unterstützt: 

1,  Deutsches  Reich, 

2,  Herzogtum  Anhalt, 

3,  Großherzogtum  Baden, 

4,  Königreich  Bayern, 

5,  Herzogtum  Braunschweig, 

6,  Freie  Hansestadt  Bremen, 

7,  Großherzogtum  Hessen, 

8,  Freie  und  Hansestadt  Lübeck, 

9,  Königreich  Sachsen, 

10,  Königreich  Preußen, 

11,  Herzogtum  Sachsen-Coburg  und  -Gotha, 

12,  Fürstentum  Schwarzburg-Rudolstadt, 

13,  Königreich  Württemberg, 

Von  Hamburg  ist  die  Gewährung  einer  Beihilfe  in 
Kürze  zu  erwarten.  Einige  weitere  Bundesstaaten 
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haben  ebenfalls  die  Gewährung  von  Beiträgen,  bezw. 
die  Erhöhung  ihrer  Beiträge  in  Aussicht  gestellt. 

Auch  sind  die  Mitgliederbeiträge  und  freiwilligen 
Zuwendungen  zum  Teil  sehr  erheblich,  so  kommen 
z,  B.  die  Einnahmen  des  Bremer  Rcchtshilfebüros 
(20  000  M.)  durch  diese  allein  zustande. 

Die  ,, gemeinnützigen  und  unparteiischen“  Rechts- 
auskunftstellen erhalten  zum  Teil  auch  von  den  Han- 
dels-, Handwerks-,  Gewerbe-  und  Landwirtschafts- 
kammern Beiträge,  Der  preußische  Minister  für  Han- 
del und  Gewerbe  hat  anläßlich  eines  Gesuches  um 
staatliche  Unterstützung  einer  gemeinnützigen  Rechts- 
auskunftstelle die  Gesuchstellerin  darauf  hingewiesen, 
daß  in  erster  Linie  die  Kreise  und  Gemeinden,  in 
denen  Rechtsauskunft  in  erheblichem  Umfange  erteilt 
wird,  zur  Kostenaufbringung  heranzuziehen  seien;  wei- 
ter kämen  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Rechtsbera- 
tung in  gewerbereichen  Gegenden  vorwiegend  für  die 
Arbeiterschaft  der  Industrie,  die  in  den  Handelskam- 
mern ihre  gesetzliche  Vertretung  finden,  von  Bedeu- 
tung sei,  und  daß  erfahrungsgemäß  die  gemeinnützige 
Rechtsauskunft  auch  für  die  kleineren  Kaufleute  und 
Handwerker,  sowie  für  die  landwirtschaftliche  Be- 
völkerung von  nicht  unwesentlichem  Nutzen  sei,  Zu- 
schüsse der  Handelskammern,  der  Gewerbekammern 
und  der  Landwirtschaftskammern  in  Betracht, 

Um  einen  lückenlosen  Einblick  in  die  Verwaltung 
einer  größeren  städtischen  Rechtsauskunftstelle  zu 
geben,  möge  hier  ein  Auszug  der  Satzungen  der  „Stadt- 
kölnischen Gemeinnützigen  Rechtsauskunftstelle“  fol- 
gen, Es  sollen  nur  diejenigen  Paragraphen  angeführt 
werden,  die  sich  auf  die  Verwaltung  beziehen: 

§ 6,  Der  Vorstand  der  Rechtsauskunftstelle  be- 
steht aus: 

a)  dem  Oberbürgermeister  oder  dessen  Stellver- 
treter als  Vorsitzenden, 
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b)  4 Vertretern  der  Stadtverordnetenversammlung, 

c)  4 A r b e i t n e h m e r n,  die  Mitglieder  der  so- 
zialpolitischen Deputation  sind, 

d)  je  einem  Arbeitgeber  und  einem  Arbeitnehmer, 
die  dem  Vorstande  der  allgemeinen  Arbeitsnachweis- 
anstalt angehören, 

e)  einem  Vertreter  des  Vereins  der  Rechtshilfe- 
stelle für  Frauen, 

Der  Staat,  die  Handelskammer  und  die  Hand- 
werkskammer sind,  sofern  sie  einen  Beitrag  zu  den 
Kosten  der  Auskunftstelle  leisten,  berechtigt,  einen 
Vertreter  mit  vollem  Stimmrecht  zu  entsenden. 

Die  Vertreter  unter  b)  und  c)  sind  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung zu  wählen, 

§ 7,  Der  Vorstand  ist  beschlußfähig,  wenn  minde- 
stens 5 Mitglieder  einschließlich  des  Vorsitzenden  an- 
wesend sind.  Zur  Beschlußfassung  ist  Stimmenmehr- 
heit erforderlich.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet 
die  Stimme  des  Vorsitzenden, 

§ 8,  Der  Vorstand  hat 

a)  den  gesamten  Betrieb  der  Rechtsauskunftstelle 
zu  beaufsichtigen,  die  notwendigen  Anweisungen  für 
den  Betrieb  zu  erlassen  und  in  Beschwerden  über  die 
Geschäftsführung  zu  entscheiden, 

b)  dem  Oberbürgermeister  über  den  Betrieb  und 
die  dabei  gemachten  Wahrnehmungen,  sowie  über  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  Stelle  jährlich  einen 
schriftlichen  Bericht  zu  erstatten. 

Bei  den  übrigen  städtischen  Rechtsauskunftstellen 
ist  die  Verwaltung  im  Grundprinzip  dieselbe. 

Man  erkennt,  daß  auch  bei  diesen  Einrichtungen 
ein  gewisser  demokratischer  Charakter  gewahrt  ist, 
doch  liegt,  wie  leicht  zu  erkennen  ist,  das  Übergewicht 
in  den  Händen  der  städtischen  Verwaltung  selbst. 

Die  Verwaltung  eines  gemeinnützigen  Rechtshilfe- 
büros ist  am  wenigsten  paritätisch,  da  hier  die  Arbei- 
tervertreter in  den  Kommissionen  fehlen.  Indessen 
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gewinnen  die  städtischen  Behörden  immer  mehr  Ein- 
fluß auf  die  Verwaltung  der  von  gemeinnützigen  Ver- 
einen gegründeten  Rechtshilfebüros,  und  zwar  da- 
durch, daß  dem  betreffenden  Institut  öffentliche  Mit- 
tel zur  Finanzierung  zufließen.  Somit  geht  die 
hier  vorliegende  Bewegung  z,  T,  wenig- 
stens in  die  Hände  des  Staates  und  der 
Gemeinden  über. 

Der  ,, Verband  der  deutschen  gemeinnützigen  und 
unparteiischen  Rechtsauskunftstellen",  zu  dem  sämt- 
liche städtische  und  gemeinnützige  Büros  zählen,  hat 
einen  Vorstand,  der  jedes  Jahr  neu  gewählt  wird.  Die 
Namen  dieses  Vorstandes  bürgen  zwar  für  eine  ausge- 
zeichnete Durchführung  der  Organisation  des  hier  in 
Betracht  kommenden  Rechtsschutzes,  doch  wäre  dem 
Charakter  der  Institute  entsprechend  das  Vorhanden- 
sein eines  Vertreters  derjenigen  Klasse,  um  die  es  sich 
hier  handelt,  in  vieler  Beziehung  vorteilhaft.  Die 
städtischen  gemeinnützigen  Rechtshilfestellen  sind  ja 
ebenso  wie  die  Arbeitersekretariate  für  die  minder- 
bemittelten Stände  geschaffen.  Wer  kennt  aber  die 
Lebensweise  und  Bedürfnisse  der  niederen  Klassen 
besser  als  ein  Vertreter  derselben!  Der  Verband  be- 
zweckt, gemeinsame,  der  Gesamtheit  aller  Rechtsaus- 
kunftstellen dienende  Aufgaben  nach  Möglichkeit  zu 
erfüllen.  Hierin  könnte  wohl  gerade  ein  Mitglied  aus 
den  in  Betracht  kommenden  Ständen  selbst  nutzbrin- 
gende Gedanken  äußern.  In  einigen  Fragen  würden 
allerdings  praktisch  und  theoretisch  gebildete  Kräfte 
den  Kern  der  Sache  besser  und  schärfer  treffen  als  ein 
einfacher  Mann  aus  dem  Volke,  in  anderen  wiederum 
würde  gerade  letzterer  das  beste  Urteil  zu  fällen  im 
Stande  sein.  Ein  nicht  zu  unterschätzendes  Moment 
wäre  aber  dasjenige,  daß  das  Vertrauen  des  „Volkes" 
zu  den  hier  in  Betracht  kommenden  Instituten  sich 
noch  wesentlich  steigern  würde,  in  dem  Bewußtsein, 
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daß  auch  hier  wie  bei  den  Sekretariaten  an  führender 
Stelle  Vertreter  seiner  Klasse  tätig  sind. 

Der  Verband  hat  sein  Organ  in  der  „Sozialen  Pra- 
xis“, in  der  eine  besondere  Abteilung  über  die  Tätig- 
keit des  Verbandes  monatlich  erscheint.  In  ihr  wer- 
den Mitteilungen  des  Verbandes,  seine  Beschlüsse,  so- 
wie Auszüge  aus  seinen  Verhandlungen,  die  gemein- 
nützige Rechtsauskunft  betreffende  Erlasse,  Verord- 
nungen, Bekanntmachungen  von  Behörden  und  parla- 
mentarischen Verhandlungen,  Abhandlungen  und  An- 
regungen, sowie  Mitteilungen  über  den  Stand  und  Fort- 
schritt der  Rechtsauskunftstellenbewegung  veröffentlicht. 

Bei  einer  vergleichsweisen  Gegenüberstellung  mit 
den  Arbeitersekretariaten  erkennt  man  einen  wesent- 
lichen Vorteil  der  städtischen  (gemeinnützigen)  Rechts- 
auskunftstellen in  der  besser  durchgeführten  Zentrali- 
sation ihrer  Verwaltung,  die  bei  letzteren  auch  den 
Rechtsschutz  vorteilhafter  gestaltet. 

Die  gemeindlichen  und  gemeinnützigen  Rechts- 
hilfestellen und  die  Sekretariate  der  freien  Gewerk- 
schaften (von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen)  erteilen 
kostenlose  Auskunft  an  jeden  Minderbemittelten, 
also  an  alle,  die  für  die  Institute  überhaupt  in  Be- 
tracht kommen,  während  die  übrigen  Sekretariate  nur 
an  ihre  Mitglieder  oder  an  Nichtmitglieder  gegen  eine 
geringe  Gebühr  Auskunft  erteilen.  Für  Schriftsätze 
werden  überall  kleine  Gebühren  erhoben,  ebenso  für 
persönliche  Vertretungen,  Es  ist  durchaus  zweck- 
mäßig, für  Schriftsätze,  Vertretungen  und  sonstige  Un- 
kosten verursachende  Umstände  eine  kleine  Gebühr  zu 
erheben.  Der  weitaus  größte  Prozentsatz  der  Aus- 
kunft und  Rechtshilfe  Suchenden  ist  imstande,  eine 
kleine  Gebühr  zu  zahlen.  Solange  diese  Gebühren  ge- 
ring  sind,  leidet  der  Charakter  der  Gemeinnützigkeit 
keine  Einbuße. 

Es  ist  selbst  gegen  geringe  Gebühren  für  eine  Aus- 
kunft nichts  einzuwenden.  Einmal  ist  es  den  meisten 
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Auskunftsuchenden,  wie  schon  erwähnt,  sehr  wohl 
möglich,  eine  kleine  Gebühr  zu  zahlen,  dann  ist  es  ge- 
rechtfertigt, wenn  die  kleinen  Leute  auch  ihr  Scherf- 
lein dazu  beitragen,  eine  Bewegung  zu  unterstützen, 
die  gerade  ihre  wirtschaftlichen  Verhältnisse  regelt 
und  bessert.  Es  ist  nicht  nötig,  daß  ihnen  die  Äpfel  in 
den  Schoß  fallen,  was  eine  Verweichlichung  der  niede- 
ren Klassen  bedeuten  würde.  Anders  wäre  es,  wenn 
es  sich  nur  um  Armenrechtssachen  handelte.  Das  ist 
aber  durchaus  nicht  der  Fall.  Für  die  Armen  haben 
wir  besondere  Gesetze  und  eine  besondere  Verwal- 
tung. Das  entscheidende  Moment  aber  ist,  daß  jedes 
Unternehmen  um  so  besser  gedeihen  und  wirken  kann, 
je  mehr  Kapital  ihm  zur  Verfügung  steht.  Auch  die 
Bewegung,  um  die  es  sich  hier  handelt,  muß  wirt- 
schaften, Je  erfolgreicher  sie  wirken  soll,  umso  mehr 
Auslagen  werden  notwendig,  man  denke  nur  an  die 
Anstellung  möglichst  guter  Leiter  für  die  einzelnen 
Institute,  Verbreitung  von  rechtsbelehrenden  Bro- 
schüren, Aufstellen  guter  Statistiken,  zweckmäßige 
Ausstattung  der  Büros  usw.  Der  Gedanke,  die  niede- 
ren Klassen  selbst  mehr  als  bisher  zur  finanziellen 
Unterstützung  der  Institute  heranzuziehen,  ist  daher 
natürlich, 

Tätigkeit  und  Bedeutung. 

Wie  unentbehrlich  die  im  vorhergehenden  ge- 
schilderten Institutionen  für  die  minderbemittelten 
Volksklassen  geworden  sind,  zeigten  schon  die  Fre- 
quenzziffern des  von  dem  erwähnten  Stötzel  gegrün- 
deten Volksbüro  in  Essen  während  den  ersten  Jahren 
seines  Bestehens.  Diese  waren  folgende : 


1890: 

1528  Auskünfte, 

367 

Schriftsätze 

1891: 

3659 

616 

ff 

1892: 

7845 

1429 

1893: 

11071 

1986 

ff 
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1894: 

14194 

Auskünfte, 

2758  Schriftsätze 

1895: 

17422 

ff 

3709 

ff 

1896: 

19884 

ff 

4340 

ff 

1897: 

21662 

ff 

5166 

ff 

1898: 

23023 

ff 

5580 

ff 

Sa. 

120310  Auskünfte, 

25951 

Schriftsätze 

Die  Besucher  des  Büros  rekrutierten  sich  haupt- 
sächlich aus  den  Arbeitern  Essens  und  seiner  Um- 
gebung, zu  einem  geringeren  Teile  auch  aus  kleinen 
Geschäftsleuten,  Beamten  ,Armen  usw.  Der  Zu- 
sammensetzung der  dortigen  Bevölkerung  entspre- 
chend, waren  unter  den  Klienten  auch  Polen,  Littauer, 
Holländer,  Russen,  Slaven,  Ungarn,  Italiener,  Dänen 
usw,,  so  daß  in  vielen  Fällen  unter  Hinzuziehung  eines 
Dolmetschers  verhandelt  wurde.  Die  Bemühungen 
und  Arbeiten  des  Büros  waren  in  sehr  vielen  Fällen 
von  bestem  Erfolg  ^), 

Es  handelt  sich  um  Versicherungswesen  (Arbei- 
ter- und  Privatversicherung),  Arbeits-  und  Dienstver- 
trag, bürgerl.  Recht,  Gemeinde-  und  Staatsangelegen- 
heiten (Steuern-,  Schul-,  Militärsachen  usw.),  Strafrecht 

Im  Jahre  1911  wurden  die  kath,  Arbeitersekretariate 
des  westdeutschen  Verbandes  von  rund  70 000 
Personen  in  Anspruch  genommen.  Im  großen  ganzen 
ist  die  Besucherzahl  der  einzelnen  Sekretariate  keine 
bedeutende,  fallen  doch  im  Durchschnitt  auf  ein  In- 
stitut 1750  Besucher,  d,  h,  nur  5 Besucher  pro  Tag, 
einige  Sekretariate  wie  Krefeld,  Köln,  Coblenz,  Essen, 
Dortmund,  Neuß,  Siegburg,  weisen  eine  höhere  Fre- 
quenz auf.  Die  geringe  Besucherzahl  mancher  katho- 
lischer Sekretariate  erklärt  sich  z.  T,  daraus,  daß  an 
einigen  Stellen  wie  Düsseldorf,  Essen  usw.  neben  dem 
Sekretariat  noch  ein  besonderes  Volksbüro  besteht. 
Letzteres  dient  dann  der  Rechtshilfe,  ersteres  der 
Agitation. 

1)  Vgl.  Geschäftsbericht  des  Essener  Volksbüros  1897/98. 
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Man  bemerkt  jedoch  von  Jahr  zu  Jahr  eine  Steige- 
rung in  der  Besucherzahl  der  Sekretariate,  z,  B,  Essen 
hatte  Besucher:  1904:  1445,  1905:  2375,  1906:  2575, 
1907:  2525,  1908:  2672;  ähnlich  liegen  die  Verhält- 
nisse auch  bei  den  übrigen  kath.  Rechtshilfestellen, 
Es  wurden  1911  von  sämtlichen  Sekretariaten  63162 
Auskünfte  erteilt  und  22897  Schriftstücke  ausgefertigt. 
Im  Vergleich  zu  den  einzelnen  Rechtsgebieten  ent- 
fielen die  meisten  Fälle  auf  Arbeiterversicherung  und 
in  dieser  auf  die  Unfallversicherung  (13766  Fälle), 

Bei  den  süddeutschen  Sekretariaten  ragt 
ebenfalls,  wie  aus  den  betr,  Statistiken  hervorgeht, 
die  Arbeiterversicherung  gegenüber  anderen  Rechts- 
gebieten hervor,  im  ganzen  sind  hier  die  Frequenzen 
ähnlich  wie  bei  den  Sekretariaten  des  westdeutschen 
Verbandes, 

Auch  die  e v a n g 1,  Sekretariate  stehen  den  Mit- 
gliedern der  Arbeitervereine  als  Rechtshilfebüros  hel- 
fend zur  Seite,  Die  behandelten  Rechtsgebiete  sind 
dieselben  wie  bei  den  entsprechenden  kath,  Instituten. 

Die  Sekretariate  der  freien  Gewerkschaf- 
ten haben  durchschnittlich  ungleich  höhere  Besucher- 
zahlen zu  verzeichnen,  als  diejenigen  der  konfessionel- 
len Organisationen,  wie  denn  überhaupt  erstere  auf 
dem  Gebiete  des  besonderen  Rechtsschutzes  eine  be- 
deutend intensivere  Tätigkeit  aufweisen  als  letztere. 
Alle  konfessionellen  Sekretariate  erteilen  nur  an 
ihre  Mitglieder  Auskünfte,  während  die  Sekretariate 
der  freien  Gewerkschaften  mit  geringen  Ausnahmen 
allen  organisierten  und  nicht  organisierten  Be- 
suchern kostenlos  ^)  Auskunft  erteilen,  soweit  es  sich 
um  den  minderbemittelten  Stand  oder  Arbeitgeber 
handelt.  Ausnahmen  sind  allerdings  einige  bedeu- 
tende Institute,  wie  die  Sekretariate  in  Bochum, 
Breslau,  Cöln,  Hamburg  und  Essen,  die  wegen  eines 

1)  Für  Schriftsätze  werden  kleine  Gebühren  erhoben. 
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allzu  großen  Andranges  nur  an  gewerkschaftlich  Or- 
ganisierte (gleichgültig,  welcher  Partei  angehörig)  und 
Organisationsunfähige  Auskünfte  erteilen  können. 

Die  Zahl  der  Besucher  ist  auch  bei  den  freien 
Sekretariaten  stark  gestiegen.  Folgende  Zahlen  mögen 
d;es  zeigen:  Das  Berliner  Sekretariat  hatte  Besucher: 
1906:  14075,  1909:  22168,  1911:  26733.  Das  hanno- 
versche Sekretariat:  1906:  13066,  1907:  14321,  1908: 
16960,  1909:  18226.  Das  Lübecker  Sekretariat:  1906: 
8846,  1909:  11041,  1911:  15704.  Es  hängt  dies  mit 
der  immer  ausgeprägteren  Intensivität  unseres  viel 
verzweigten  Erwerbs-  und  Wirtschaftslebens  und  der 
damit  verbundenen  Volksvermehning  zusammen,  auch 
spielen  dabei  das  Anwachsen  der  organisierten  Ar- 
beiter, die  Zunahme  der  Gesetzesparagraphen  und  dcis 
mehr  und  mehr  um  sich  greifende  Bekanntwerden  der 
Sekretariate  unter  dem  Volke  eine  Rolle. 

Wie  hoch  die  Besucherzahl  der  größeren  Sekre- 
tariate zu  sein  pflegt,  mögen  folgende  dem  Korrespon- 
denzblatt vom  3.  Juli  1912  entnommene  Zahlen  dar- 
tun:  Bremen:  13382  Auskunft-  und  Rechtshilfe- 

suchende, Breslau:  12319,  Chemnitz:  10420,  Köln 
a.  Rh.:  14523,  Dresden:  12749,  Düsseldorf:  15611, 
Frankfurt  a.  M.:  3 3 6 7 8,  Kiel:  17446,  Leipzig:  11777, 
Magdeburg:  11246,  Mannheim:  13814,  München: 

11077,  Nürnberg:  17012,  Stuttgart:  12943.  Durch- 
schnittlich kann  man  bei  den  größeren  Sekretariaten 
auf  50  Personen  pro  Tag  rechnen. 

In  den  Jahren  1901 — 1911  sind  von  den  Sekre- 
tariaten der  freien  Gewerkschaften  4 2 8 5 9 0 9 Aus- 
kunft- und  Rechtshilfesuchende  gezählt  worden.  Ein 
Fünftel  dieser  Gesamtziffer  entfällt  auf  weibliche 
Klienten.  Von  allen  Besuchern  waren  2 6 3 7 6 6 2 
gewerkschaftlich  organisiert,  es  waren  also  mithin 
1 648  247,  d,  h.  stark  die  Hälfte,  nicht  organisiert. 
Es  handelt  sich  bei  dieser  hohen  Zahl  der  Nichtorgani- 
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sierten  um  Organisationsunfähige,  namentlich  die  An- 
gehörigen Organisierter,  und  mehr  noch  um  Handwer- 
ker, kleine  Beamte,  Kaufleute  etc.  Die  große  Zahl  der 
Nichtorganisierten  zeigt,  daß  die  Sekretariate  zwar 
hauptsächlich  mit  Arbeitern  zu  tun  haben,  die  Fre- 
quenz anderer  Berufe  und  Stände  aber  dennoch  keine 
geringe  ist.  Das  Nürnberger  Sekretariat  z,  B.  zählt 
unter  den  Besuchern  pro  1908,  von  den  Arbeitnehmern 
abgesehen,  noch  folgende  auf:  100  Redakteure,  Ge- 
werkschafts- und  Parteibeamte,  44  ohne  Angabe  des 
Berufes,  175  Korporationen  und  Vereine,  6 Bürger- 
meister, 5 Pfarrer,  17  Lehrer,  10  Ärzte,  5 Rechts- 
anwälte, 5 Schriftsteller,  136  Bahn-,  Post-  und  sonstige 
Staatsbeamte,  560  Gewerbetreibende  und  Kaufleute, 
43  Hausbesitzer  und  Privatiers,  176  Werkmeister,  Fa- 
brik- und  Privatbeamte,  41  Lehrlinge,  126  Ökonomen, 
748  Witwen  und  16  Soldaten.  Die  Jahresberichte  an- 
derer Sekretariate  wie  Köln,  Hamburg,  Berlin,  Bres- 
lau, Frankfurt  a.  M.  usw.  weisen  ähnliche  Verhältnisse 
auf.  Daraus  ist  zu  ersehen,  daß  die  Sekretariate  in 
den  sie  am  meisten  berührenden  Gesetzesfragen  und 
Angelegenheiten  den  besten  Rat  zu  erteilen  vermögen. 
Die  Besucher  der  Sekretariate  rekrutieren  sich 
nicht  allein  aus  dem  Orte,  an  dem  der  Sitz  des  Sekre- 
tariates ist,  sondern  auch  aus  dessen  näherer  und  wei- 
terer Umgebung.  Somit  haben  diese  Rechts- 
hilfestellen auch  Bedeutung  für  die 
ländliche  Bevölkerung,  Folgende  Zahlen 
lassen  dies  deutlich  erkennen:  Von  sämtlichen 

Auskunft-  bezw.  Rechtshilfesuchenden  der  freigewerk- 
schaftlichen Sekretariate  im  Jahre  1911  wohnten  am 
Sitze  des  Sekretariates  466  666,  160  413  kamen  aus 
anderen  Orten,  Zudem  werden  von  den  meisten  Se- 
kretariaten auswärtige  Sprechstunden  (an  den  um- 
liegenden größeren  und  kleineren  Ortschaften)  abge- 
halten. 


— 70  — 

Die  Auskunft  erstreckt  sich  wie  bei  den  konfessio- 
nellen Sekretariaten  auf  Arbeiterversicherung,  Arbeits- 
und Dienstvertrag,  bürgerliches  Recht,  Gemeinde-  und 
Staatsangelegenheiten,  Strafrecht  und  sonstige  Sachen. 

Im  Jahre  1911  betrafen  nach  den  Tabellen  des 
Korrespondenzblattes  vom  13,  Juli  1912  von  sämt- 
lichen 579  085  Fällen  der  Auskunftserteilung  (Rechts- 
hilfe) aller  freigewerkschaftlichenSekretariate  116  179 
Fälle  die  Unfallversicherung,  35  705  die  Krankenver- 
sicherung, 50  018  das  Knappschaftswesen,  39  617  die 
Invalidenversicherung,  Die  gesamte  Arbeiterversiche- 
rung war  also  mit  196  519  Fällen  vertreten  = 29, 8% 
der  Gesamtfälle, 

Von  dem  Arbeits-  und  Dienstvertrag  fielen  51  466 
Fälle  auf  Kündigung  und  Lohnforderung,  6552  auf 
Lehrlingswesen,  16  391  auf  Gesindeverhältnisse,  362 
auf  Seemannsordnung,  2469  auf  Arbeiterschutz,  5837 
auf  Zeugnisse  und  Legitimationspapiere,  9406  auf  Son- 
stiges. Der  gesamte  Arbeits-  und  Dienstvertrag  war 
also  mit  92  483  Fällen  = 14%  der  Gesamtfälle  ver- 
treten. 

Von  dem  bürgerlichen  Recht  fielen  38  706  Fälle 
auf  Sachenrecht,  38  164  auf  Familienrecht,  17  726  auf 
Erbschaftssachen,  34111  auf  Mietrecht,  14  337  auf 
Schadenersatz  und  Haftpflicht,  15  561  auf  Pfändung, 
28  825  auf  Zivilprozeßwesen  und  12  055  auf  Sonstiges. 
Das  gesamte  bürgerliche  Recht  war  also  mit  81  614 
Fällen  vertreten  = 30, 3%. 

Von  den  Staatsangelegenheiten  fielen  49  284  Fälle 
auf  Steuersachen,  13  956  auf  Staatsangehörigkeit  und 
Bürgerrecht,  8908  auf  Armenangelegenheiten,  3834  auf 
Fürsorgeerziehung,  4954  auf  Schule  und  Kirchenwesen, 
7071  auf  Militärwesen  und  6454  auf  Sonstiges,  Die 
Gemeinde-  und  Staatsangelegenheiten  betrugen  dem- 
nach 94  461  Fälle  = 14,3%  der  Gesamtfälle, 

Im  übrigen  fielen  noch  42  372  Fälle  (6,4%)  auf 
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Strafrecht,  67,15  (1,0%)  auf  Arbeiterbewegung,  22,84 
(0,3%)  auf  Vereins-  und  Versammlungsrecht,  8337 
(1,3%)  auf  Privatversicherung,  5428  (0,8%)  auf  Han- 
dels- und  Gewerbesachen  und  10,874  (1,7%)  auf  Di- 
verses, Die  Rechtshilfe  oder  Auskunftserteilung  er- 
streckt sich  demnach  hauptsächlich  auf  Arbeiterver- 
sicherung, namentlich  die  Unfallversicherung  und  bür- 
gerliches Recht,  an  zweiter  Stelle  stehen  Gemeinde- 
Staatsangelegenheiten  und  Arbeitsvertrag,  dann  folgen 
mit  geringen  Verhältniszahlen  (das  Strafrecht  an  der 
Spitze)  die  übrigen  Gebiete.  Im  großen  Ganzen  spie- 
len also  bei  den  freien  Sekretariaten  Arbeiterversiche- 
rung, namentlich  die  Unfallversicherung,  und  bürger- 
liches Recht  die  bedeutendsten  Rollen. 

Inwiefern  Rechtsrat  und  Rechtshilfe  in  Betracht 
kommen,  zeigen  folgende  Zahlen:  Es  wurden  1911  ins- 
gesamt 658  458  Auskünfte  erteilt  und  150  050  Schrift- 
sätze angefertigt.  Letztere  verteilen  sich  in  ähnlichen 
Verhältnissen  auf  die  verschiedenen  Rechtsgebiete  wie 
die  Auskünfte. 

Die  Anzahl  der  persönlichen  Vertretun- 
gen sämtlicher  freigewerkschaftlichen  Sekretariate  im 
Jahre  1911  betrug  6426.  Von  diesen  Fällen  wurden 
vertreten  3858  Fälle  vor  dem  Schiedsgericht  für  Ar- 
beiterversicherung, 603  vor  dem  Landesversicherungs- 
amt, 802  vor  dem  Gewerbe-  bezw,  Kaufmannsgericht, 
886  vor  dem  Amtsgericht,  277  vor  den  Verwaltungs- 
behörden und  Gerichten.  Das  Streitverfah- 
ren spielt  also  keine  geringe  Rolle  ^). 

Der  Ausgang  der  vertretenen  Rechtsfälle  wurde 
den  Sekretariaten  bekannt  in  19  152  Fällen.  Von  die- 
sen waren  13  241  =69,13%  erfolgreich,  5911  =30,86% 

1)  Die  Sekretäre  werden  an  einigen  Orten  zur  persönlichen 
Vertretung  nicht  zugelassen,  obwohl  der  hier  in  Betracht  kom- 
mende § 157  Z.  P.  0,  ausdrücklich  nur  gegen  die  Winkeladvo- 
katen gerichtet  ist. 
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erfolglos.  Es  handelt  sich  bei  den  erfolglos  gehand- 
habten  Vertretungen  um  keine  geringe  Zahl,  wenn  auch 
die  erfolgreich  geführten  weit  überwiegen.  Die  Stati- 
stiken  der  Sekretariate  geben  keinen  Aufschluß  dar- 
über, wie  viele  Rechtsuchende  mit  ihren  Ansprüchen 
abgewiesen  worden  sind.  Man  findet  zwar  in  einzel- 
nen Sekretariatsberichten  Bemerkungen  wie  folgende 
(Stuttgart  1907):  ,, Dabei  haben  wir  stets  daran  fest- 
gehalten, die  Vertretung  unhaltbarer,  offenbar  nicht 
begründeter  Ansprüche  rücksichtslos  zurückzuweisen“, 
die  hohe  Zahl  der  erfolglos  geführten  Vertretungen 
zeigt  indessen,  daß  der  vorstehende  Grundsatz  nicht 
von  allen  Sekretariaten  beachtet  wird. 

Bei  den  Rechtshilfestellen  der  Hirsch-Duncker- 
schen  Gewerkvereine  handelt  es  sich  um  dieselben 
Rechtsgebiete  wie  bei  den  übrigen  Sekretariaten,  Die 
Unfallversicherung  ragt  auch  hier  hervor.  Die  Be- 
sucherzahl ist,  von  Frankfurt  abgesehen,  bedeutend 
geringer  als  diejenige  bei  den  freien  Sekretariaten,  Die 
Bedeutungslosigkeit  der  sogenannten  Auskunftsbüros 
vom  Standpunkte  der  Rechtshilfe  geht  aus  ihren  klei- 
nen Besucherzahlen  hervor.  Auf  eine  Stelle  fallen  100 
Besucher  im  Jahre,  Es  handelt  sich  bei  ihnen  haupt- 
sächlich um  Agitation,  Von  allen  denjenigen,  welche 
die  Rechtshilfestelle  in  Anspruch  nahmen,  waren 
36  695  organisiert  und  15  609  nicht  organisiert.  Dem- 
nach beträgt  die  Zahl  der  nicht  Organisierten  rund  ^/g 
der  Gesamtzahl,  Bei  den  freien  Gewerkschaften  war 
dasselbe  Verhältnis  stark  die  Hälfte, 

Die  noch  folgenden  Sekretariate  des  christlichen 
Bergarbeiterverbandes,  die  einzigen  gewerkschaft  - 
liehen  Arbeitersekretariate  in  der  christl,  Arbeiter- 
bewegung, weisen  naturgemäß  eine  geringere,  weil  ein- 
seitige Inanspruchnahme  auf.  Nach  einer  Tabelle  des 
„Bergknappen"  vom  17,  Februar  1912  betrug  die  Zahl 
der  Besucher  sämtlicher  25  Sekretariate  (1911)  27889. 
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Es  wurden  15  81 7 Auskünfte  erteilt  und  21  619  Schrift- 
sätze angefertigt.  Die  Frequenz  ist  also  keine  beson- 
ders hohe.  Die  Haupttätigkeit  der  Büros  erstreckt  sich 
auch  hier  auf  die  Arbeiterversicherung,  namentlich  die 
Unfallversicherung,  ferner  ragen  bürgerliches  Recht 
und  Steuerangelegenheiten  hervor. 

Die  Durchschnittsfrequenz  der  größeren  ge- 
meinnützigen und  städtischen  Rechtshilfe- 
büros beträgt  5000  Besucher  pro  Jahr,  ungefähr  das- 
selbe Verhältnis  wie  bei  den  Sekretariaten  der  freien 
Gewerkschaften,  eine  Ausnahme  machen  Köln  mit 
16  458,  Kiel  mit  3569,  Mülhausen  i,  E,  mit  16  876,  Stet- 
tin mit  9696,  Magdeburg  mit  8669,  Braunschweig  mit 
7581,  Berlin  mit  5 1 3 7 9,  Bremen  mit  16  086,  Krefeld 
mit  9468,  Dessau  mit  6535,  Dresden  mit  8989,  Duisburg 
mit  6650,  Essen  (Ruhr)  mit  6422,  Frankfurt  a,  M,  mit 
15  421,  Hamburg  mit  6915,  Königsberg  i.  P.  mit  7930, 
Leipzig  mit  7528,  Lübeck  mit  7278,  Rixdorf  mit  8854, 
Wiesbaden  mit  15  173  (pro  1910)  ^). 

Die  in  dem  Geschäftsbericht  des  „Verbandes  der 
deutschen  gemeinnützigen  und  unparteiischen  Rechts- 
auskunftstellen“  enthaltene  Statistik  läßt  die  nahe 
Verwandtschaft  dieser  Institute  mit  den  Arbeitersekre- 
tariaten leicht  erkennen.  Die  behandelten  Rechts- 
gebiete sind  die  nämlichen  wie  bei  den  Sekretariaten, 
auch  werden  hier  Vertretungen  vor  Geweribe-,  Kauf- 
manns- und  Schiedsgerichten  für  Arbeiterversicherung 
übernommen.  Im  Jahre  1912  wurden  sämtliche  hier 
in  Betracht  kommende  Rechtshilfestellen  von  601  614 
Personen  auf  gesucht.  Diese  Zahl  steht  nicht  weit  zu- 
rück von  der  Anzahl  sämtlicher  Personen,  welche  die 
Sekretariate  der  freien  Gewerkschaften  1912  besuch- 
ten (672  499) , Man  darf  annehmen,  daß  mit  dem 

1)  Nach  dem  Geschäftsbericht  des  Verbandes  pro  1909  und 

1910,  während  die  Statistik  im  Reichsarbeitsblatt  falsche  Zahlen 
anfweist. 


r 
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weiteren  Bekanntwerden  der  Institute  ihre  Frequenz 
noch  erheblich  steigen  wird. 

Die  bereits  erwähnten  Frauenschutzstellen  sind 
nicht  mit  angestellten  Leitern  besetzt,  sondern  werden 
von  Damen  verwaltet,  die  sich  freiwillig  dieser  Auf- 
gabe unterziehen  und  sich  die  Unterstützung  eines 
Rechtsanwaltes  gesichert  haben.  Die  Rechtsstellen 
sämtlicher  Frauenschutzstellen  betrafen  1910/11  haupt- 
sächlich Schuldverhältnisse,  namentlich  Lohn,  Gehalts- 
forderungen und  sonstige  Streitigkeiten  aus  Dienstver- 
trägen, Schuldforderungen  aus  Verträgen  sonstiger 
Art  (Werk-,  Kauf-,  Leihvertrag  etc,),  ferner  das  Fa- 
milienrecht und  zwar  hauptsächlich  Fälle,  die  aus  dem 
Eherecht  resultieren,  dann  auch  Verwandtschaft, 
Unterhaltspflicht,  Alimentationsforderungen  für  un- 
eheliche Kinder,  ferner  Erbrecht,  Strafrecht,  Versiche- 
rung (Lebens-  und  sonstige  Privatversicherungen, 
Kranken-  und  Unfallversicherung)  , und  noch  Ver- 
schiedenes, zumeist  Zivilprozeß-  und  Konkursordnung, 
Handels-  und  Gewerberecht,  Steuer,  Militärreklama- 
tionen, Wohlfahrtseinrichtungen  u.  dergl.  mehr. 

Die  Frequenz  selbständiger  Personen  ist  bei  den 
hier  in  Betracht  kommenden  „gemeinnützigen  und  un- 
parteiischen Rechtshilfestellen  verhältnismäßig  größer 
als  bei  den  Sekretariaten,  indessen  ist  auch  die  Zahl 
der  unselbständigen  Besucher  (Arbeiter)  keine  geringe. 

Bei  den  Rechtshilfestellen  wie  den  Sekretariaten 
handelt  es  sich  nach  den  einzelnen  Jahresberichten  bei 
der  Unfallversicherung  hauptsächlich  um  die  Bewilli- 
gung und  Höhe  (Dauer)  der  Rente,  bei  der  Invaliden- 
versicherung um  den  Grad  der  Invalidität,  bei  der 
Krankenversicherung  um  Vernachlässigung  der  Ver- 
sicherung, Verweigerung  des  Krankengeldes,  Verzöge- 
rung der  Krankenhilfe  usw. 

Die  Fälle  aus  dem  Dienst-  und  Arbeitsvertrag 
können  verschiedenster  Natur  sein.  In  den  kleinen 
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Betrieben  handelt  es  sich  vielfach  um  ungesetzliche 
Kündigung  und  Beschäftigung,  verweigerte  Lohnaus- 
zahlungen, ungesunde  Wohnungs-  und  Arbeitsstätten- 
verhältnisse, bei  mittleren  und  größeren  Betrieben  un 
Mangel  an  unfallverhütenden  oder  hygienischen 
Zwecken  dienenden  Einrichtungen,  ungesetzliche  Kün- 
digung,  Zeugnisse,  Legitimationspapiere  etc. 

Bei  Gemeinde-  und  Staatsangelegenheiten  kom- 
men hauptsächlich  in  Betracht:  Steuer-  und  Militär- 
reklamationen, Armensachen  und  Unterstützungswohn- 
sitz, Fürsorgeerziehung,  Schul-  und  Kirchensachen, 
Gemeinde-Staatsangehörigkeit  und  Bürgerrecht. 

Auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  sind  die  einzel- 
nen Fälle  verschiedenster  Natur,  es  läßt  sich  nichts 
Bestimmtes  herausgreifen;  es  handelt  sich  um  solche 
Personen,  die  einen  Strafantrag  stellen  wollen,  und 
um  solche,  die  einen  Straferlaß  für  sich  oder  einen  An- 
gehörigen (Ernährer)  anstreben.  Es  werden  oft  Eini- 
gung und  Erlaß  von  Strafen  (Geld-  und  Gefängnis- 
strafen) erzielt. 

Bei  den  Zivilrechtsangelegenheiten  handelt  es  sich 
noch  um  Eintreibung  von  Forderungen,  Schadenersatz 
und  Haftpflicht,  Pfändungen,  Miete,  Eherecht,  Unter- 
haltsansprüche, Güterrecht,  schwindelhafte  Lieferungs- 
verträge auf  Abzahlung  und  Privatversicherung  (leicht- 
fertiges Abschließen  von  Lebens-,  Feuer-,  Unfall-  etc, 
Versicherungsverträgen,  zu  denen  die  Leute  durch  ge- 
wissenlose Agenten  veranlaßt  werden). 

Das  gewissenlose  Gebahren  vorgenannter  Schwin- 
del-Unternehmungen haben  die  Sekretariate  und  son- 
stigen Rechtshilfestellen  zum  ersten  Male  in  ihrem 
ganzen  Umfange  aufgedeckt,  „Es  handelt  sich  um 
Firmen,  welche  die  Unwissenheit  und  Unerfahrenheit 
der  kleinen  Leute  insofern  ausnutzen,  als  sie  diesen 
minderwertige  oder  geradezu  wertlose  Leistungen  zu 
ungebührlich  hohen  Preisen  anbieten."  Durch  Vor- 
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Spiegelung  angeblich  günstiger  Lieferungsbedingungen 
und  Anwendung  schwindelhafter  Tricks  suchen  ihre 
Reisenden  den  widerstrebenden  Vertragsgegner  zum 
Abschluß  zu  überreden.  Charakteristisch  ist,  daß  ge- 
rade die  wirtschaftlich  Schwachen  darunter  leiden 
müssen.  Die  Opfer,  bei  denen  es  sich  nicht  selten  um 

den  wirtschaftlichen  Ruin  handelt,  zählen  jährlich 
nach  Tausenden. 

Als  Einzelerscheinung  ist  die  Schwindelfirma  so 
alt  wie  Handel  und  Verkehr  überhaupt,  heute  dagegen 
handelt  es  sich  bei  ihr,  dem  Charakter  der  neuzeit- 
lichen Volkswirtschaft  entsprechend,  um  eine  große 
Anzahl  und  einen  Massenvertrieb  im  weitesten  Um- 
fange, Gerade  in  dieser  Tatsache  liegt,  wie  die  Sekre- 
tariate und  sonstigen  Rechtshilfestellen  in  ihren  zahl- 
reichen Berichten  dargetan  haben,  die  Gefahr  der 
Schwindelfirmen  für  die  breite  Volksmasse, 

Vor  allem  sind  zu  erwähnen  sog,  „Hilfskassen“, 
in  deren  Satzungen  fein  erdachte  Tricks  enthalten 
sind.  Es  ist  mehr  als  sicher,  daß  dem  armen  Kranken 
die  ersehnte  Unterstützung  aus  irgend  einem  Grunde 
verweigert  werden  kann. 

Neben  den  Hilfskassen  spielen  auch  „Kredithäuser“ 
eine  bedeutende  Rolle,  „Bei  ihnen  handelt  es  sich  um 
eine  systematische  Ausbeutung  der  Rechtsform  des 
Abzahlungskaufes  gegenüber  den  Volksschichten,  die 
nach  ihren  wirtschaftlichen  Verhältnissen  nur  unter 
dieser  Form  kaufen  können,“  Man  hat  es  hier  mit 
einem  weit  ausgedehnten  Warenschwindel  der  ver- 
schiedensten Art  zu  tun,  Bücher,  Wäsche,  Weine, 
Näh-,  Wasch-  und  Strickmaschinen,  Bilder,  allerhand 
Möbelstücke,  photographische  Vergrößerungen,  Musik- 
instrumente usw,  kommen  hauptsächlich  in  Betracht, 

In  dem  Jahresbericht  der  Stadtkölnischen  gemein- 
nützigen Rechtsauskunftstelle  pro  1910  heißt- es:  „Das 
Kredithaussystem  ist  eine  Fessel,  die  jede  wirtschaft- 
liche Entwicklung  der  Kredithauskunden  hindert.  Ein 
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Weiterkommen  gibt  es  für  die  unteren  Klassen  heute 
nur  dann,  wenn  sie  mit  den  geringen  Beträgen,  die 
ihnen  nach  Bestreiten  ihres  Unterhaltes  bleiben,  wirt- 
schaftlich verfahren.  Der  Millionenumsatz  der  Kre- 
dithäuser entzieht  gerade  diese  Beträge  dem  Volk  und 
stößt  jeden  rettungslos  in  die  unterste  Schicht  zurück. 
Dieser  Gefahr  kann  nur  ein  Kredithausgesetz  begeg- 
nen, das  die  Mißstände  dort  trifft,  wo  sie  zu  fassen 
sind.“  Nicht  nur  Waren,  auch  Leistungen  anderer 
Art  werden  von  gewissen  Schwindelfirmen  angeboten, 
hierhin  gehören  u.  a,  hauptsächlich  Darlehns-, 
Adressenschwindel-  und  Patentbüros.  Auch  dabei  ist 
es  hauptsächlich  auf  die  breite  Masse  der  minder- 
bemittelten Volksschichten  abgesehen.  Der  Darlehns- 
schwindel macht  sich  besonders  bemerkbar,  da  in  der 
minderbemittelten  Bevölkerung  aus  den  verschieden- 
sten Gründen  ein  augenblickliches  Kreditbedürfnis 
leicht  entsteht  und  Banken  und  sonstige  solide  Geld- 
institute hier  nicht  in  Frage  kommen.  Mit  den  vor- 
bezeichneten  Schwindel  firmen  verwandt  sind  die  sog, 
internationalen  Handels-Auskunfteien,  Inkasso-  und 
Detektivgesellschaften,  Hinter  solchen  verlockenden 
Namen  hält  sich  der  Schwindel  verborgen.  Es  handelt 
sich  bei  diesen  Instituten  hauptsächlich  um  die  Ein- 
ziehung von  Forderungen,  wobei  es  hauptsächlich  auf 
kleine  Geschäftsleute  abgesehen  wird. 

Die  vorstehenden  kurzen  Ausführungen  wollen 
keineswegs  eine  vollständige  Liste  der  Schwindel- 
firmen geben,  doch  genügen  diese  schon,  um  zu  er- 
kennen, daß  in  unserem  glänzend  entwickelten  Wirt- 
schaftsleben auch  zahlreiche  schwindelhafte  Geschäfts- 
Unternehmen  ihr  verderbliches  Spiel  treiben. 

Die  Sekretariate  und  sonstigen  Rechtshilfestellen 
kommen  den  hier  in  Mitleidenschaft  gezogenen  durch 
ihre  Aufklärungsarbeit  zu  Hilfe.  Das  angehäufte 
Material  bietet  den  Rechtshilfestellen  hier  und  da  Ge- 
legenheit, die  betrügerische  Absicht  der  Schwindel- 
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firmen  nachzuweisen.  In  vielen  Fällen  dagegen 
können  letztere  gesetzlich  nicht  zur  Verantwortung 
gezogen  werden.  Es  kommt  daher  vor  allem  auf  eine 
Reform  der  betreffenden  Gesetzgebung  an,  namentlich 
ist  das  Gesetz  betr,  die  Abzahlungsgeschäfte  vom 
16.  5.  1894  für  die  heutigen  Zustände  absolut  unzu- 
länglich,  eine  Tatsache,  mit  der  ja  die  Schwindel- 
firmen gerade  rechnen.  Es  wäre  durchaus  angebraht,  i 

wenn  sämtliche  Rechtshilfestellen  unter  Hinweis  auf  ’ j 

das  zur  Verfügung  stehende  Material  eine  Petition  an 
den  Reichstag  einreichten.  Zweifellos  bedeutet  der 
Krebsschaden  unseres  blühenden  Wirtschaftslebens,  . ’ 

wie  ihn  die  Schwindelfirmen  darstellen,  eine  ernste 
moralische  und  wirtschaftliche  Gefahr  für  einen 
großen  Teil  unseres  Volkes.  Es  gibt  gegen  die  hier  | 

behandelten  Mißstände  zwar  eine  Reihe  Mittel,  die 
außerhalb  der  Rechtsschutzbewegung  liegen,  wie  z.  B. 
Treuhänder-Institute  im  Anschluß  an  Handwerks- 
kammern, Genossenschaften  usw.  nach  Art  der  großen  I 

Treuhandgesellschaften,  der  deutsche  Versicherungs- 
verband und  die  Verwaltungsstelle  für  volkstümliche 
Versicherung,  indessen  ist  doch  die  Rechtsschutz- 
bewegung die  berufene  Kraft,  hier  die  zerstörenden 
Schläge  zut  un.  Der  „Verband  der  gemeinnützigen 
und  unparteiischen  Rechtsauskunftssellen"  hat  bereits 
eine  Zentralstelle  zur  Bekämpfung  der  Schwindel- 
firmen in  Lübeck  eingerichtet,  an  der  das  betreffende 
Material  jeder  Rechtsauskunftstelle  gesammelt  wird, 
um  es  dann  den  Gerichten,  Staatsanwaltschaften  und 
sonstigen  interessierten  Stellen  zugänglich  zu  machen. 

„Das  Reich,  die  Ministerien  einzelner  Bundesstaaten, 
insbesondere  die  preußischen  Herren  Minister  für  , * 

Handel  und  Gewerbe  und  des  Innern,  die  Polizei-  \ 

behörden,  Gerichte  und  Staatsanwaltschaften,  der  | 

Deutsche  Handelstag,  die  Handleskammern  und  zahl-  / 

reiche  sonstige  Vertretung  der  Handelswelt  haben  die  ' ! 

Zentralstelle,  in  wertvollster  Weise  unterstützt  und  { 


L 


79 


ihr  zu  einer  blühenden  Entwicklung  verholten."  Sie 
dürfte  allmählich  die  zahlreichen  Schwindelfirmen 
beseitigen. 

Die  Rechtshilfestellen  enthalten  für  die  Minder- 
bemittelten nicht  allein  eine  Abwehr  materiellen 
Schadens,  sondern  auch  eine  Zufuhr  materiellen 
Nutzens.  Diese  liegt  in  den  sofortigen  Barerfolgen, 
die  den  Rechtshilfesuchenden  durch  die  Tätigkeit  der 
Sekretariate  und  ihrer  verwandten  Institute  zugeführt 
werden. 

Die  Vorteile,  die  z,  B.  den  Bittstellern  des 
Essener  Volksbüros  in  Geld  gewonnen  wurden, 
waren: 

1897  1898 

In  Armensachen  . . . 4437,00  „ 5166.44  „ 

In  Sachen  d,  Alters-  u. 

Inval.-Ges,  . . . 6182,03  „ 6750,59  „ 

In  Knappschafts-  und 

In  Unfallsachen  , , . 18391,42  M.  19112.01  M. 

Pensionssachen  , , 8201,89  „ 9002,41  „ 

In  Erbschaftssachen  . , 30681.93  „ 37461,29  „ 

In  Steuersachen  , , . 26736.41  „ 28727,61  „ 

Wegen  rückst.  Forde- 
rungen   24187,66  „ 29958.34  „ 

In  diversen  anderen 

Sachen 14578.64  „ 15671.25  „ 

133397.79  M,  147849.94  M. 

Innerhalb  der  bezeichneten  zwei  Jahre  wurde 
demnach  für  die  Bittsteller  eine  Gesamtsumme  von 
rund  281  24  7 M.  gewonnen^).  Von  13  der  süd- 
deutschen Sekretariate  wurde  im  Jahre  1910  ein  mate- 
rieller Gesamterfolg  von  1 9 1 4 9 6 M.  erzielt  , 

1)  Viele  andere  Sekretariate  berichten  ähnliches,  vgl,:  Ge- 
schäftsbericht Osnabrück  1895—98,  Mainz  1909,  Cöln-Mülheim 
1910  etc.  Die  Barerfolge  werden  fast  ausschließlich  durch  Ver- 
mittlung oder  auf  dem  Wege  des  Streitverfahrens  erzielt, 

2)  Tabelle  I des  Zentralorgans  pro  1910. 
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Nach  einer  Tabelle  des  „Bergknappen“  (1912) 
betrug  der  Gesamterfolg  der  21  Sekretariate  des 
christl,  Bergarbeiterverbandes  im  Jahre  1911  bei 
27884  Besuchern  1 66777  M,  Im  Jahre  1910  war 
Barerfolg  um  etwa  20000  M,  höher.  Dies  erklärt 
sich  daraus,  daß  im  Vorjahre  die  Einsprüche  gegen 
die  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  um  annähernd 
tausend  Fälle  mehr  betrugen,  und  damit  der  Barer- 
folg in  Steuersachen  um  24685,52  M,  höher  war  als 
im  Jahre  1911,  Es  ist  dies  ein  Zeichen,  daß  die  hier 
in  Betracht  kommenden  Veranlagungskommissionen 
sich  im  Jahre  1911  mehr  bemühten,  die  Veranlagung 
dem  wirklichen  Einkommen  anzupassen.  Zweifellos 
hat  die  Tätigkeit  der  Sekretariate  hierauf  einen  Ein- 
fluß ausgeübt. 

Außer  den  Steuersachen  kommen  für  die  Bar- 
erfolge noch  in  Betracht:  Das  gesamte  Versicherungs- 
wesen, Berg-,  Gewerbe-,  Gerichtssachen,  Arbeitsord- 
nung, Zivil-  und  Militärsachen,  Die  Barerfolge  wur- 
den meist  auf  dem  Wege  des  Streitverfahrens  ge- 
wonnen. 

Von  den  gewerkschaftlichen  Sekretariaten  haben 
nur  einige  Hirsch-Dunckersche  über  finanzielle  Er- 
folge berichtet.  Nach  Tabelle  II  des  ,,Gewerkvereins“ 
(3.  Juli  1912)  betrug  der  finanzielle  Gesamterfolg  von 
20  Rechtshilfestellen  im  Jahre  1911  7 1 893  M,,  von 
denen  ungefähr  die  Hälfte  auf  Arbeiterversicherung 
und  Gewerbegerichtssachen  fallen. 

Die  vorstehenden  wenigen  Beispiele  genügen,  um 
zu  erkennen,  daß  sich  die  Beiträge,  welche  die  ein- 
zelnen Vereine  für  ihre  Mitglieder  an  das  Sekretariat 
zahlen,  reichlich  verzinsen. 

Größer  noch  als  die  von  den  Rechtshilfestellen 
im  Streitverfahren  gewonnenen  Geldbeträge  sind  viel- 
leicht die  ideellen  Erfolge,  welche  sie  als  Vermittler 
erzielen.  In  einem  von  Assessor  Dr,  Klaus  auf  der 
zweiten  Hauptversammlung  des  „Verbandes  der 
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deutschen  gemeinnützigen  und  unparteiischen  Rechts- 
auskunftsstellen* ‘gehaltenen  Vortrag  über:  „Die 

Rechtsauskunftsstellen  als  Einrichtung  der  modernen 
Wohlfahrtspflege“  liest  man:  „Die  Heilbronner Rechts- 
auskunftsstelle hat  schon  mehrfach  mit  bestem  Er- 
folge bei  Streiks  und  Aussperrungen  vermittelt.“ 
Einigen  Rechtsauskunfstellen  ist  bereits  das  Amt 
eines  Sciedsmannes  gesetzlich  übertragen  worden.  In 
einem  Erlaß  des  badischen  Ministeriums  des  Innern 
vom  17,  September  1909  sind  die  Bezirksämter  darauf 
hingewiesen  worden,  daß  (nach  den  badischen  Ge- 
setzen die  Bestellung  von  Vergleichsbehörden  betr,) 
bei  streitigen  Rechtsangelegerheiten  in  Gemeinden 
von  mehr  als  2000  Einwohnern  den  Vorständen  städ- 
tischer Rechtsauskunftsstellen  das  Amt  eines  Schieds- 
mannes  übertragen  werden  kann.  Als  Schiedsmann 
sei  der  Vorstand  der  städtischen  Rechtsauskunfts- 
stelle alsdann  befugt,  gegebenenfalls  gemäß  der  im 
Erlaß  näher  bezeichneten  Bestimmungen  den  Gegner 
zu  laden  und  den  Sachverhalt  durch  freiwillig  erschei- 
nende Zeugen  und  Sachverständige  aufzuklären.  Die 
Parteien  könnten  so  fast  kostenlos  zu  einem  voll- 
streckbaren Titel  gelangen^).  Ferner  sind  bereits 
die  Rechtsauskunftsstellen  in  Nürnberg  und  Regens- 
burg als  Vergleichsbehörden  tätig,  vor  denen  nach 
§ 420  der  St.P.O,  vor  Erhebung  einer  Privatklage 
wegen  Beleidigung  ein  Sühneversuch  stattgefunden 
haben  muß,  wenn  die  Parteien  in  demselben  Ge- 
meindebezirk wohnen  ^) . Es  handelt  sich  hier  in- 
dessen nur  um  städtische  Auskunftsstellen.  Dieselbe 
Rechtsgewalt  auch  auf  die  übrigen  Rechtshilfestellen 
auszudehnen,  wäre  durchaus  zweckmäßig.  Bei  den 
Sekretariaten  wäre  es  angebracht,  weil  diese  Rechts- 
hilfebüros viel  mit  Fällen  aus  dem  Arbeits-  und 
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1)  Soziale  Praxis  XIX.  Jahrg.  Spalte  96, 

2)  Soziale  Praxis  XIX.  Jahrg.  Spalte  1472. 
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Dienstvertrag  zu  tun  haben.  Die  Arbeitersekretäre 
werden  zwar  zu  den  Verhandlungen  des  gewerbe- 
gerichtlichen Einigungsamtes  zugezogen,  der  Charak- 
ter eines  Schiedsamtes  ist  aber  noch  keinem  Sekre- 
tariat übertragen  worden. 

Wenn  auch  den  Sekretariaten  die  einigungsamt- 
liche Tätigkeit  gesetzlich  noch  nicht  zuerkannt  ist,  so 
treten  sie  doch,  wie  ihre  Jahresberichte  zeigen,  oft  als 
Vermittler  auf^).  Es  handelt  sich  dabei  um  Fälle 
aus  allen  für  den  besonderen  Rechtsschutz  in  Be- 
tracht kommenden  Gebieten,  hauptsächlich  sind  es 
Streitigkeiten  aus  dem  Arbeits-  und  Dienstvertrag, 
zwischen  Verwandten,  Mietern  und  Vermietern, 
kleine  Bagatell-  und  Beleidigungssachen, 

Die  vorgeschilderte  Tätigkeit  der  Rechtshilfe- 
stellen und  deren  Erfolge  stehen  in  direkter  Verbin- 
dung mit  der  Rechtshilfe  selbst,  nur  mittelbar  stehen 
mit  ihr  Rechtsbelehrung  und  Beeinflussung  der 
sozialen  Gesetzgebung  im  Zusammenhänge. 

Man  trifft  in  den  Jahresberichten  der  Sekre- 
tariate und  sonstigen  Rechtshilfestellen  viele  Fälle  an, 
in  denen  die  betreffenden  Personen  nur  aus  Un- 
wissenheit der  ihnen  zustehenden  Rechte  und  Pflich- 
ten zu  Schaden  gekommen  sind. 

Bis  zu  einem  gewissen  Grade  ist  in  jedem  mo- 
dernen Kulturstaat  Rechtskenntnis  zur  Notwendig- 
keit geworden.  Es  gilt  also,  die  Kenntnis  des  Rechts 
zu  verbreiten  und  falsche,  irreführende,  schädliche 
Rechtsmeinungen  zu  beseitigen.  Hierzu  sind  die  be- 
sonderen Rechtshilfestellen  in  hervorragendem  Maße 
berufen.  Schon  bei  der  Auskunftserteilung  handelt 
es  sich  nicht  allein  darum,  daß  den  betreffenden 
Klienten  aus  einer  bestehenden  Verlegenheit  oder 
Not  geholfen  wird,  sie  schließt  an  sich  auch  eine 

1)  Siehe  Jahresbericht  Essen  97/98,  M, -Gladbach  1901,  Cöln 
1909,  Breslau  1906  und  andere. 
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Rechtsbelehrung  in  sich.  Ein  weiteres  Mittel  zur  Ver- 
breitung notwendig  gewordener  Rechtskenntnisse  be- 
sitzen die  Sekretariate  und  ihre  verwandten  Institute 
in  den  einzelnen  Jahresberichten,  Die  Beamten  von 
Rechtshilfestellen  wissen  aus  ihrer  Praxis,  auf 
welchen  Gebieten  den  Minderbemittelten  die  Rechts- 
kenntnis mangelt.  Sie  unterlassen  es  daher  nicht,  in 
den  einzelnen  Berichten  über  die  einschlägige  Rechts- 
materie zu  belehren.  Manche  Berichte  bringen 
größere  Abhandlungen,  so  z,  B,  der  12,  Jahresbericht 
des  freigewerkschaftlichen  Sekretariates  Nürnberg: 
,, Heimat  und  Bürgerrecht“,  der  16.  Jahresbericht  des- 
selben Sekretariates  (pro  1910)  über  die  bayrische 
Steuerreform  vom  Landtagsabgeordneten  Segitz,  der 
7,  Jahresbericht  des  freigewerkschaftlichen  Sekreta- 
riates München  (pro  1904)  über  das  Recht  des  Ab- 
zahlungsgeschäftes von  A,  Nußbaum,  Rechtsanwalt  in 
München,  der  11,  Jahresbericht  desselben  Sekretaria- 
tes (pro  1908) : „Recht  auf  Lohnschutz“  von  Rechts- 
praktikant A,  Kaufmann  usw.  Es  handelt  sich  hier  um 
größere  Ausführungen,  während  fast  alle  Jahres- 
berichte im  Anschluß  an  die  vorgekommenen  Fälle 
rechtsbelehrende  Bemerkungen  und  Aufklärungen  in 
kleinerem  oder  größerem  Umfange  enthalten.  Auch 
bringen  sie  Warnungen  vor  den  erwähnten  Schwindel- 
firmen ^). 

Es  handelt  sich  also  darum,  die  Jahresberichte 
möglichst  unter  das  Volk  zu  bringen.  Doch  hierin  ist 
noch  sehr  wenig  geschehen,  vielmehr  liegen  die  Be- 
richte verstaubt  in  den  Sekretariaten  aufgehäuft  und 
verfehlen  so  vollkommen  ihren  Zweck, 

In  den  Berichten  der  Hauptversammlungen  des 
Verbandes  der  deutschen  „gemeinnützigen  und  unpar- 

1)  Vgl.  u.  a.  die  Jahresberichte:  Fr.  Sekret.  Breslau  1906, 
1910;  fr.  Sekret.  Stuttgart  1905,  1907;  fn  Sekret.  München  1904; 
kath.  Sekret.  Cöln-Mülheim  1910;  fr.  Sekret,  Cöln  1910. 
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teiischen“  Rechtsauskunftstellen  werden  wichtige 
Punkte  der  gesamten  Rechtsmaterie,  die  in  der  Be- 
wegung zum  Ausdruck  kommen,  vom  juristischen 
Standpunkte  aus  kritisch  erörtert.  Es  ist  dies  um  so 
erfolgreicher,  als  namhafte  Juristen  ihre  Spezialkennt- 
nisse in  den  Dienst  der  Bewegung  gestellt  haben. 

Bei  den  Arbeitersekretariaten  besteht  infolge  der 
wenig  zusammenhängenden  Verwaltung  ein  ähnliches 
nicht,  auch  ihnen  stehen  zwar  Juristen  mit  besonderen 
Kenntnissen  in  der  einschlägigen  Gesetzesmaterie  zur 
Verfügung  ‘),  doch  fehlt  bei  ihnen  eine  zentral  Ge- 
schäftsstelle, welche  diesen  Juristen  helfend  zur  Seite  ’ 

stände. 

In  den  einzelnen  Fachorgaen  der  verschiedenen 
Organisationen  dagegen  findet  man  den  wertvollen 
Stoff  der  sozial-  und  wirtschaftspolitischen  Gesetz- 
gebung, wie  ihn  die  einzelnen  Jahresberichte  enthalten, 
nur  wenig  berücksichtigt.  Eine  Ausnahme  macht  die 
Arbeiterrechtsbeilage  des  Korrespondenzblattes  der 
Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands, 
aber  auch  hier  kommen  wichtige  Teile  aus  der  in  der 
Tätigkeit  der  Sekretariate  vorkommenden  Gesetzes- 
materie nur  wenig  zum  Ausdruck, 

Die  Sekretariate  und  ihre  verwandten  Institute 
üben  nicht  allein  auf  die  Anwendung,  sondern  auch 
auf  den  Ausbau  der  in  Betracht  kommenden  Gesetz- 
gebung einen  Einfluß  aus. 

Die  Bedeutung  der  besonderen  Rechtshilfestellen 
für  die  soziale  Gesetzgebung  hat  ihre  Quelle  in  der 
Eigenart  ihrer  Tätigkeit,  Der  Beamte  einer  Rechts- 
hilfestelle ist  nämlich  nicht  dazu  berufen,  den  Sinn  der 
Gesetze  und  die  Möglichkeit  ihrer  Anwendung  zu 
drehen  und  zu  wenden,  wie  dies  der  Rechtsanwalt  zu 
tun  oft  genötigt  ist;  bei  ihm  handelt  es  sich  vielmehre 

1)  Jedem  Sekretär  wird  die  Hilfe  eines  Rechtsanwaltes  ge-  *■ 

sichert. 
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darum,  den  durch  das  Gesetz  gebotenen  Schutz  anzu- 
wenden oder  zu  konstatieren,  daß  das  Gesetz  keinen 
Schutz  zu  bieten  vermag,  er  führt  ja  keine  Prozesse  im 
Sinne  des  landläufigen  Ausdrucks,  also  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten,  Der  besondere  Rechtsschutzbeamte 
kann  daher  im  Gesetz  bestehende  Mängel  erkennen, 
die  er  an  Hand  des  sich  bei  ihm  ansammelnden  Tat- 
sachenmaterials bloßlegt,  man  denke  nur  an  den 
Kampf  der  Rechtshilfestellen  gegen  die  Schwindel- 
firmen. 

Der  Einfluß  der  besonderen  Rechtshilfestellen  auf 
die  soziale  Gesetzgebung  hat  sich  jüngst  bei  der  Re- 
form der  Arbeiterversicherung  gezeigt.  Diese  Reform 
ist  zwar  nicht  allein  das  Werk  der  Sekretariate,  auch 
von  anderer  Seite,  z,  B,  den  Vesicherungsämten,  ist 
ihre  Notwendigkeit  betont  worden.  Indessen  bedarf 
es,  selbst  wenn  bestehende  Mängel  auf  sozialem  Ge- 
biete erkannt  sind,  der  Erfahrung  gemäß  noch  eines 
besonderen  Nachdrucks,  bevor  sie  durch  gesetzliche, 
Bestimmungen  oder  Bewilligungen  beseitigt  werden. 
Diesen  Nachdruck  haben  die  Sekretariate  durch  zahl- 
reiches Tatsachenmaterial  und  besondere  Abhandlun- 
gen in  ihren  Jahresberichten  auf  die  besagte  Reform 
ausgeübt;  ohne  ihn  wäre  die  Reform,  wie  sie  sich  heute 
darstellt,  nicht  zustande  gekommen.  Als  der  jetzige 
Reichskanzler  noch  Staatssekretär  des  Innern  war, 
wies  er  bei  den  Beratungen  im  Reichstage  über  die 
Reichs  Versicherungsordnung  darauf  hin,  daß  in  den 
Berichten  der  Arbeitersekretariate  und  Rechtsaus- 
kunftstellen wertvolles  Material  zur  Reform  der  sozia- 
len Gesetzgebung  vorhanden  sei^). 

Die  Arbeitersekretariate  sind  für  die  Anwendung 
und  den  Ausbau  des  Arbeiterrechts  in  hervorragendem 

1)  Vgl.  Bericht  über  die  3.  Hauptversammlung  des  Verban- 
des der  deutschen  gemeinnützigen  und  unparteiischen  Rechts- 
auskunftsstellen S.  25. 
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Maße  berufen,  auch  können  sie  bei  der  Schaffung  eines 
einheitlichen  Staatsarbeiterrechts  behilflich  sein.  In 
letzter  Zeit  wird  zudem  von  den  Sekretariaten  und 
namentlich  den  gemeinnützigen  Rechtshilfestellen  auf 
Grund  des  vorhandenen  Tatsachenmaterials  eine  Re- 
form auf  dem  Gebiete  der  Gesindeordnungen  und  des 
Armenrechts  angestrebt. 

Handelt  es  sich  bei  der  Rechtshilfe  um  eine  so- 
ziale Aufgabe,  die  im  Interesse  der  vierten  Gesell- 
schaftsklasse überhaupt  liegt,  so  erstreckt  sich  die 
Tätigkeit  der  Sekretariate  auch  auf  die  Verwaltung 
und  Förderung  der  sie  unterhaltenden  Organisationen, 

Vom  organisatorischen  Standpunkte  aus 
ist  der  Charakter  der  Arbeitersekretariate  nicht  bei 
allen  Organisationen  derselbe.  Bei  dem  Entstehen  der 
Sekretariate  besaßen  die  Gewerkschaften  bereits  eine 
bestimmte  Organisation  mit  festen  Zentralstellen,  den 
einzelnen  Kartellen.  Die  Sekretariate  hatten  also  hier 
keinen  besonderen  organisatorischen  Wert,  d.  h,  sie 
sollten  nicht  zu  einer  straffen  Organisation  der  Ge- 
werkschaften beitragen.  Diese  war  in  den  Gewerk- 
schaftssekretariaten und  Kartellen  schon  vorhanden. 
Es  handelte  sich  bei  ihnen  nur  um  die  Zentralisation 
des  Rechtsschutzes  innerhalb  der  Gewerkschaften, 
Anders  lagen  die  Verhältnisse  bei  den  konfessionellen 
Sekretariaten,  Bei  ihrer  Gründung  spielte  gerade  das 
organisatorische  Element  eine  bedeutende  Rolle.  Die 
konfessionelle  Arbeitervereinsbewegung  besaß  noch 
keine  Stützpunkte  für  ihre  Organisation,  wie  es  bei 
den  Gewerkschaften  die  Kartelle  waren.  Durch  die 
Arbeitersekretariate  sind  solche  Zentralstellen  für  die 
lokalen  Arbeitervereine  geschaffen  worden.  Damit 
wurde  der  Grundstein  zu  dem  Bau  der  konfessionellen 
Arbeiterorganisationen  gelegt. 

Die  konfessionellen  Arbeitersekretariate  haben 
daher  alle  auch  die  Agitation  als  einen  Haupt- 
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punkt  im  Programm,  während  dies  auf  Seiten  der 
freien  Gewerkschaften  nur  bei  wenigen  der  Fall  ist. 
Die  konfessionellen  Arbeitersekretäre  sind  ja  auch 
die  einzigen  Beamten  innerhalb  der  betreffenden  Be- 
wegung, während  die  Gewerkschaften,  namentlich  die 
freien,  über  eine  Anzahl  von  besonderen  Gewerk- 
schaftsbeamten verfügen.  Dazu  kämen  noch  die  Ge- 
nossenschaftsangestellten und  die  im  Arbeitsverhält- 
nis stehenden  Kartellführer,  die  hauptsächlich 
agitatorisch  tätig  sind-  Die  Arbeitersekretäre  der 
freien  Gewerkschaften  werden  auch  zu  einem  großen 
Teile  von  der  Rechtshilfetätigkeit  so  sehr  in  An- 
spruch genommen,  daß  ihnen  zu  einer  systemati- 
schen Agitation  überhaupt  die  Zeit  fehlt.  Es  wurde 
ja  bereits  gezeigt,  daß  die  Besucherzahl  der  konfessi- 
onellen Sekretariate  hinter  derjenigen  der  freien 
Sekretariate  weit  zurücksteht. 

Birgt  schon  die  Tatsache  der  Rechtshilfe  allein 
einen  hohen  agitatorischen  Wert  in  sich,  so 
sind  die  Mittel,  mit  denen  die  Arbeitersekretariate 
programmäßig  agitieren,  verschiedener  Art.  Im 
Vordergründe  stehen  Vorträge,  Flugblätter  und  Ab- 
handlungen in  den  Verbandsorganen  oder  Gewerk- 
schaftsblättern, die  von  den  Arbeitersekretären  ge- 
halten resp.  verfaßt  werden. 

Was  die  Vorträge  angeht,  so  erstrecken  sich 
diese  meist  auf  wirtschafts-  und  sozialpolitische  Zeit- 
fragen, Natürlich  sind  diese  Vorträge  stets  vom 
Standpunkt  der  betreffenden  Organisation  aus  gehal- 
ten, Nach  dem  Jahresbericht  des  kath.  Sekretariates 
Hagen  i,  W.  (1909)  wurden  im  Berichtsjahre  von  dem 


Sekretär  Vorträge  gehalten: 

In  Zentrumsparteiversammlungen 17 

„ Volksvereinsversammlungen  14 

„ Gewerkschaftsversammlungen 7 

,,  Arbeitervereinsversammlungen 12 


Summa  50 
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Außerdem  nahm  der  Sekretär  an  163  Sitzungen 
und  Konferenzen  teil.  Derartige  Berichte  kann  man 
in  den  einzelnen  Jahresberichten  der  kath.  und 
evangl.  Sekretariate  regelmäßig  vorfinden.  Die  Se- 
kretäre werden  in  ihren  Vorträgen  durch  eine  reich- 
haltige Bibliothek  unterstützt.  Neben  den  notwen- 
digen Gesetzesbüchern  sind  in  den  Sekretariatsbiblio- 
theken mehr  oder  weniger  bedeutende  nationalökono- 
mische und  sozialpolitische  Werke  vorhanden,  dazu 
eine  Anzahl  moderner  Broschüren,  die  einschlagende 
Zeitfragen  behandeln,  endlich  fehlen  hier  und  da 
auch  Werke  bedeutender  toter  und  zeitgenössischer 
Schriftsteller  nicht,  allerdings  kommen  letztere  nur 
dann  in  Betracht,  wenn  sie  Fragen  berühren,  die  mit 
der  Arbeiterbewegung  in  direktem  oder  indirektem 
Zusammenhänge  stehen.  Manchen  Sekretären  (be- 
sonders in  den  großen  Städten)  steht  noch  eine 
besondere  Vereins-  resp.  Gewerkschaftsbibliothek 
zur  Verfügung  ^). 

In  den  Flugblättern  wird  vielfach  den  Mitglie- 
dern gezeigt,  auf  welchem  Gebiete  des  privaten  und 
öffentlichen  Rechts  ihnen  Auskunft  und  Hilfe  erteilt 
wird,  auch  enthalten  sie  Aufforderungen  wie  fol- 
gende: ,, Macht  auch  andere,  welche  noch  nicht 

unseren  Vereinen  angehören,  darauf  aufmerksam,  daß 
dieselben  gegen  eine  einmalige  Aufnahmegebühr  .... 

und  einen  jährlichen  Beitrag sich  das  Recht  zur 

kostenlosen  Benutzung  der  Büros  erwerben  können.” 
Von  dem  Hirsch-Dunckerschen  Sekretariat  für 
das  Saarrevier  wurden  in  einem  Jahre,  1909, 
5 5 0 0 0 Flugblätter,  Bekanntmachungen  und  Bro- 
schüren verteilt  . Ähnliches  berichten  auch  viele 
andere  Sekretariate. 

1)  Es  gibt  auch  Sammlungen  bereits  ausgearbeiteter  Vor- 
träge, 

2)  Arbeitersekretariat  für  das  Saarrevier,  Tätigkeitsbericht 
1908/09. 
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Was  die  bereits  erwähnten  Ausführungen  in  den 
Verbandsorganen  angeht,  so  enthalten  sie  vielfach 
Hinweise  auf  die  Arbeitersekretariate  und  überhaupt 
alle  die  Vorteile,  welche  die  betreffende  Organisation 
ihren  Mitgliedern  bietet. 

Wie  vielseitig  die  agitatorische  und  organisato- 
rische Tätigkeit  der  konfessionellen  Arbeitersekretäre 
ist,  möge  folgendes  dem  Jahresbericht  des  kath,  Sekre- 
tariates Hagen  (Westfalen)  entnommene  zeigen: 

„Obliegenheiten  des  Arbeitersekretärs: 

1.  Die  Agitation,  nämlich  die  Förderung  und 
Unterstützung  des  kath,  Vereinslebens  durch  Vor- 
träge innerhalb  der  Arbeitervereine,  durch  Förde- 
rung der  Bestrebungen  nach  steter  Aus-  und  Weiter- 
bildung der  Arbeiterschaft:  Unterrichtskurse,  Kolpor- 
tage, Einrichtung  von  Bibliotheken,  Lesezimmern, 
besonders  Einrichtung  sog,  reiner  Arbeitervereine. 

2.  Die  politische  Schulung  der  Arbeiter  im 
Sinne  einer  christlichen  Politik,  wie  sie  gegenwärtig 
von  der  Zentrumspartei  vertreten  wird. 

3.  Die  Mitteilung  und  Förderung  der  Wahl- 
bewegung, seien  es  Reichstags-,  Landtags-  oder 
kommunale  Wahlen,  und  zwar  in  steter  Fühlung  mit 
der  gesamten  Parteileitung  (Wahlkomitees) ; ferner 
organisatorische  und  agitatorische  Tätigkeit  bei  den 
Wahlen  in  den  Vorständen  der  Krankenkassen,  zu 
Arbeiterausschüssen,  zu  Gewerbegerichten, 

4.  Die  Förderung  der  christlichen  Gewerk- 
schaftsbewegung gegenüber  der  sozialdemokratischen 
Organisation. 

5.  Die  Unterstützung  der  Parteipresse,” 

Was  die  agitatorische  Bedeutung  und  Tätig- 
keit der  Sekretariate  angeht,  so  wurde  die  starke 
Zunahme  der  Arbeiterorganisationen  in  Deutsch- 
land seit  den  letzten  Jahrzehnten  hauptsächlich 
durch  sie  erreicht.  Die  infolge  der  Industrialisierung 
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einsetzende  Besserung  der  materiellen  — steigendes 
Einkommen  — und  Verschlechterung  der  ideelen 
Lage  — Bildungs-  und  Erholungsmangel  — unter  der 
arbeitenden  Bevölkerung  sind  zwar  die  Hauptquellen 
für  den  Organisations drang  der  Arbeiter,  die  Sekre- 
tariate geben  aber  vielfach  erst  die  notwendige  Ver- 
anlassung, sich  zu  organisieren.  Die  freien  Gewerk- 
schaften stiegen  seit  1894  — Gründungsjahr  des 
ersten  Sekretariates  — von  (rund)  230  00  auf 
2 530  390  Mitglieder  pro  1912,  Die  Mitgliederzu- 
nahme betrug  demnach  innerhalb  der  18  Jahre,  in 
denen  sich  die  Arbeitersekretariate  so  außerordent- 
lich entwickelten,  stark  zwei  Millionen  Personen, 
Von  der  konfessionellen  Arbeiterbewegung  kann  man 
sagen,  daß  sie  durch  die  Arbeitersekretariate  über- 
haupt erst  das  geworden  ist,  was  sie  heute  darstellt, 
Ihre  Mitgliederzahl  beläuft  sich  ungefähr  auf  618  300 
Personen  (nach  dem  Reichsarbeitsblatt),  Im  Zu- 
sammenhang hiermit  kann  auch  erwähnt  werden,  daß 
einige  Arbeitersekretäre  Reichstagsabgeordnete  sind: 
Giesberts  (Zentrum),  Cossmann  (Zentrum),  Schwarz 
(Zentrum),  Schmidt  (Sozialdemokrat),  Sachse  (So- 
zialdemokrat), Hofrichter  (Sozialdemokrat), 

Bei  den  „gemeinnützigen  und  unparteiischen" 
Rechtshilfestellen  kommen  Organisation  und  Agitation 
nicht  in  Betracht,  Es  handelt  sich  zwar  auch  bei 
ihnen  um  eine  Organisation,  aber  diese  ist  nicht 
Selbstzweck,  sie  hat  ja  kein  parteipolitisches  Inter- 
esse, sondern  steht  im  Dienste  der  gesamten  wirt- 
schaftlich abgesonderten  Volksschicht  und  löst  daher 
nur  eine  rein  soziale  Aufgabe,  Der  Staat,  in  dessen 
Händen  hauptsächlich  die  hier  in  Betracht  kommende 
Bewegung  liegt,  hat  zwar  auch  ein  Interesse  daran, 
daß  seine  Institutionen  bekannt  und  aufgesucht  wer- 
den, aber  die  Werbearbeit  für  die  einzelnen  Institute 
ist  von  Agitation  grundverschieden,  da  sie  lediglich 
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im  Interesse  des  Rechtsschutzes  selbst  liegt.  Da- 
gegen handelt  es  sich  bei  der  Werbearbeit  für  den 
erwähnten  Verband  nicht  mehr  um  den  Rechtsschutz 
als  solchen,  sondern  um  das  persönliche  Interesse, 
das  der  Staat  resp,  die  Gemeinden  und  gemeinnützi- 
gen Vereine  der  Gesamtbewegung  entgegenbringen. 
Einen  allgemeinen,  d,  h,  weder  dem  Rechts- 
schutze noch  den  Organisationen  unmittelbar  zu- 
kommenden Wert  hat  die  besondere  Rechtschutz- 
bewegung durch  die  Ansammlung  eines  vielseitigen 
statistischen  Materials,  Dies  gestattet  einen  Über- 
blick über  die  äußere  Entwicklung  der  einzelnen  in 
Betracht  kommenden  Organisationen,  ferner  ermög- 
licht sie  einen  Einblick  in  die  Tätigkeit  der  Sekre- 
tariate und  ihrer  verwandten  Institutionen,  Indessen 
ist  die  Statistik  der  zahlreichen  Rechtshilfebüros,  die 
Sekretariate  miteinbegriffen  ,in  ganz  verschiedener 
Weise  aufgestellt,  jedes  Büro,  jedes  Sekretariat  hat 
sein  eigenes  Schema,  Es  ist  daher  auch  schwierig, 
die  weit  ausgedehnte  Bewegung  zu  überschauen,  da 
die  Jahresberichte  die  Hauptquellen  hierzu  sind. 
Zudem  werden  wichtige  Punkte  wie  z,  B,  auf  dem 
Gebiete  des  Rechtsschutzes  sofortige  Barerfolge,  er- 
zielte Einigungen  und  auf  dem  Gebiete  der  Organi- 
sation selbst  die  Mitgliederzunahme  usw,  von  einigen 
Sekretariaten  eingehend  gebracht,  während  andere 
nichts  davon  erwähnen.  Die  Aufstellung  statasti- 
schen  Materials  hat  aber  innerhalb  einer  größeren 
Bewegung  nur  dann  einen  Wert,  wenn  sie  einheitlich 
ist,  da  sie  den  Gang  der  Tatsachen  darzutun  und 
empirische  Beweise  zu  liefern  hat.  Die  Tatsachen 
innerhalb  der  neuen  Bewegung,  wie  sie  der  besondere 
Rechtsschutz  darstellt,  bauen  sich  auf  eine  einzige 
Grundlage  auf,  und  können  daher  gut  in  einer  ein- 
heitlichen Statistik  zusammengefaßt  werden.  Ferner 
sind  in  den  meisten  Jahresberichten  der  einzelnen 
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Sekretariate  eine  ganze  Reihe  von  Einzelfällen,  wie 
z,  B.  eine  Person  mit  ihrem  Mieter  in  Streit  geriet, 
oder  wie  ein  Arbeiter  Unfall  erlitt  und  seine  Rente 
erstritt  usw.,  bis  in  die  Einzelheiten  erzählt,  weil  sie 
nach  der  Ansicht  der  betreffenden  Sekretäre  inter- 
essant sein  sollen.  Derartige  Schilderungen  sind  ge- 
wiß zwecklos  und  überflüssig.  Eine  ganz  andere 
Sache  wäre  es,  wenn  in  den  Berichten  kurze,  all- 
gemein gefaßte,  theoretische  Erörterungen  im  An-  ► 

Schluß  an  die  vorgekommenen  Fälle  gebracht  würden. 

Außer  den  Statistiken  in  den  einzelnen  Jahres- 
berichten werden  von  den  einzelnen  Verbandsorga-  , 

nen  solche  herausgegeben,  welche  die  Tätigkeit  der 
einzelnen  Sekretariate  auf  dem  Gebiete  der  Rechts- 
hilfe in  zusammenhängender  Form  enthalten,  aber 
auch  diese  leiden  alle  an  einem  Grundfehler,  der  sie 
wertlos  macht.  Dieser  besteht  darin,  daß  zwar  das 
nackte  Zahlenmaterial  in  passender  Reihenfolge  und 
übersichtlicher  Weise  gebracht  wird,  die  Hauptfälle 
aber,  um  die  es  sich  bei  den  Zahlen  handelt,  mit 
keinem  Worte  berührt  werden.  Da  sind  z,  B,  eine 
große  Summe  von  Zahlen  unter  den  Rubriken  Fami- 
lien-, Sachenrecht,  Zivilprozeß  usw,  vermerkt.  Diese 
Gesetzesmaterien  sind  aber  verzweigter  Natur  und 
müßte  deshalb,  soll  die  Statistik  überhaupt  einen  Wert 
haben,  mit  wenigen  Worten  wenigstens  gezeigt  wer- 
den, was  aus  den  betreffenden  Rechtsgebieten  in  Be- 
tracht kommt. 

Ebenfalls  werden  im  Reichsarbeitsblatt  vom  Kai- 
serlichen Statistischen  Amt  jedes  Jahr  Statistiken  her- 
ausgegeben,  die  sämtliche  Rechtsauskunftstellen  des 
Deutschen  Reiches  enthalten.  Es  handelt  sich  aber 
bei  dieser  Statistik  nur  um  die  Frequenzziffern  der 
Auskünfte,  nicht  erwähnt  ist,  welche  Rechtsgebiete 
die  einzelnen  Auskünfte  betreffen.  Auch  wird  sonst 
über  die  Tätigkeit  der  Rechtshilfestellen  nichts  ge- 
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bracht.  Die  Statistik  hat  nur  den  Zweck,  den  rein 
äußeren  Entwicklungsgang  der  Bewegung  zu  beobach- 
ten, vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus  ist  auch 
sie  wertlos.  Würde  eine  zweckmäßige,  der  ganzen  Be- 
wegung gerecht  werdende  einheitliche  Statistik  ge- 
schaffen werden,  so  könnte  diese  einen  Blick  in  die 
Lebensweise  und  Lebensbedürfnisse  breiter  Volks- 
schichten geben,  wie  ihn  keine  andere  Statistik  zu  bie- 
ten vermöchte. 

Wie  sich  aus  den  vorhergehenden  Gesamtaus- 
führungen ergibt,  birgt  die  über  das  ganze  Reich  sich 
erstreckende  Bewegung  des  besonderen  Rechtsschutzes 
vom  Standpunkte  der  Rechtshilfe  aus  tiefe  Werte  in 
sich,  während  sie  durch  Verfolgung  außenliegender 
Interessen  auch  Schattenseiten  aufweist. 

Durch  die  Handhabung  des  Rechtsschutzes  löst 
sie  eine  notwendige  soziale  Aufgabe,  In  dieser  Tätig- 
keit regelt  und  ordnet  sie  in  vieler  Hinsicht  die  Lebens- 
verhältnisse der  breiten  Volksschicht  ^),  Bei  den  zahl- 
reichen Fällen  aus  der  Arbeiterversicherung  und  dem 
Arbeits-  und  Dienstvertrag  handelt  es  sich  geradezu 
um  Daseinsbedingungen  der  betreffenden  Personen, 
auch  bei  den  einzelnen  Gebieten  aus  dem  bürgerlichen 
Recht  liegen  in  einer  scheinbar  unbedeutenden  Sache 
oft  die  Keime  zu  einem  größeren  Übel,  ferner  greifen 
die  Gemeinde-  und  Staatsangelegenheiten  — Militär- 
und  Steuerreklamationen  — oft  entscheidend  in  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  betreffenden  Per- 
sonen ein. 

Ohne  die  Hilfe  und  Belehrung  der  Rechtshilfe- 
stellen stünde  der  größte  Teil  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Personen  ratlos  da,  und  oft  genug  würde 
das  ihnen  zukommende  Recht  aus  mangelnder  Hilfe 

1)  Dies  tun  auch  noch  viele  andere  Einrichtungen,  aber 
keine  in  dem  Umfange  und  mit  der  Intensität,  wie  sie  eben  nur 
bei  den  Rechtshilfestellen  möglich  ist. 
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nicht  erfüllt  oder  aus  Unwissenheit  überhaupt  nicht 
geltend  gemacht.  „Nichts  wirkt  aber  erbitternder  auf 
die  Vertreter  der  niederen  Klassen  als  der  Umstand, 
daß  sie  in  irgend  einer  für  sie  wichtigen  Sache  oder 
Notlage  das  Empfinden  haben,  es  werde  ihnen  nicht 
gebührend  geholfen.  Daraus  entwickelt  sich  trotz  des 
tatsächlichen  Rechtsschutzes  eine  nicht  geringe  An- 
zahl staatsfeindlicher  Bürger.”  Es  kommt  also  darauf 
an,  daß  die  niederen  Klassen,  die  große  Masse  des 
Proletariates,  sich  ihres  vorhandenen  Rechtsschutzes 
bewußt  werden.  Dadurch,  daß  die  besondere  Rechts- 
schutzbewegung diese  Notwendigkeit  erfüllt,  löst  sie 
wiederum  eine  soziale  Aufgabe,  und  dies  gerade  in 
einer  Zeit  schroffer  sozialer  Gegensätze, 

Nicht  allein  durch  die  Anwendung  des  bestehen- 
den Rechts  und  die  Verbreitung  notwendiger  Rechts- 
kenntnisse erfüllt  die  besondere  Rechtsschutzbewegung 
eine  soziale  Aufgabe,  Sie  hat  auch  dadurch  soziale 
Bedeutung  gewonnen,  daß  sie  es  in  hervorragendem 
Maße  ermöglicht  hat,  die  besonderen  Bedürfnisse  der 
breiten  Volksmassen  kennen  zu  lernen  und  ihnen 
entsprechend  die  soziale  Gesetz- 
gebung zu  beeinflussen.  Es  handelt  sich 
bei  dem  besonderen  Rechtsschutz  um  keine  Berufs- 
politik, sie  verfolgt  nicht  die  besonderen  Interessen 
einer  beruflich  abgeschlossenen  Gruppe  von  Bürgern, 
sondern  umfaßt  das  ,,Volk“  im  weitesten  und  tiefsten 
Sinne.  Gewiß  gibt  es  auch  eine  Anzahl  anderer  Ein- 
richtungen (verschiedene  Behörden,  Wohlfahrtsein- 
richtungen etc,),  die  auf  das  Wohl  der  breiten  Masse 
bedacht  sind  und  vorhandene  Mängel  erkennen  kön- 
nen, Es  bestehen  aber  zwischen  all  diesen  Einrich- 
tungen und  den  besonderen  Rechtshilfestellen  wesent- 
liche Unterschiede,  Die  erstgenannten  Einrichtungen 
sind  nicht  leicht  zugängig,  und  es  ist  namentlich  mit 
den  Behörden,  z.B.  Militär- und  Steuerbehörden,  nicht 
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gerade  angenehm  zu  verkehren.  Auch  können  sie  nicht 
als  unparteiische  Instanzen  angesehen  werden.  Die 
Rechtshilfestellen  nehmen  dagegen  Rücksicht  auf  die 
besonderen  Verhältnisse  der  in  Betracht  kommenden 
Personen  undgebenihnenGelegenheit,  sie  zu  gelegener 
Zeit  aufsuchen  zu  können.  Zudem  werden  hier  die  rat- 
und  hilfesuchenden  Personen  nicht  von  oben  herab 
gefragt,  sie  können  vielmehr  ihre  Anliegen  selbst  Vor- 
bringen und  ihre  persönlichen  Ansichten  äußern.  Es 
liegt  auf  der  Hand,  daß  diese  Momente  gegenüber 
ersteren  Einrichtungen  einen  großen  Vorteil  in  sich 
bergen,  sind  doch  eben  dadurch  die  besonderen 
Rechtshilfestellen  gerade  geeignet,  Anschauungen, 
Denkart,  Bedürfnisse  und  Verhältnisse  des  Volkes 
kennen  und  verstehen  zu  lernen.  Diese  Tatsache  ge- 
winnt dadurch  an  Bedeutung,  daß  die  ganze  Bewegung 
es  mit  den  Gesetzen  zu  tun  hat,  also  gerade  mit  der- 
jenigen Macht,  welche  Lebensweise  und  -Verhältnisse 
beherrscht.  Es  ist  daher  von  großem  Werte,  daß  der 
preußische  Justizminister  die  Mitarbeit  der  Gerichts- 
referendare und  die  preußischen  Minister  des  Innern 
und  der  Finanzen  die  Mitarbeit  der  Regierungsrefe- 
rendare an  den  öffentlichen  Rechtsauskunftstellen 
angeregt  und  genehmigt  haben  ^), 

Der  soziale  Wert  der  Sekretariate  und  sonstigen 
Rechtshilfestellen  wird  auch  noch  durch  die  Tatsache 
beeinflußt,  daß  eine  große  Anzahl  ihrer  Leiter  Stadt- 
verordnete sind.  Es  ist  dies  z.  B,  der  Fall  bei  den 
kath.  Sekretären  in  folgenden  Städten:  Bochum,  Dort- 
mund, Düsseldorf,  Essen-Ruhr,  Gelsenkirchen,  Hamm 
i,  W,,  Krefeld,  Lippstadt,  Mainz,  Mülheim,  Münster 
i.  W,,  Neuß,  Osnabrück,  Recklinghausen,  Stolberg“). 
Als  Stadtverordnete  können  natürlich  die  Beamten 
der  Rechtshilfestellen  auf  dem  Gebiete  der  modernen 

1)  Siehe  Soziale  Praxis  XX.  Sp.  791  und  1409. 

2)  Siehe  Westdeutsche  Arbeiterzeitung, 
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Wohlfahrtspflege  manche  Anregung  geben,  zumal 
kaum  ein  anderer  in  so  hervorragendem  Maße  die  Ge- 
legenheit hat,  die  hier  in  Betracht  kommenden  loka- 
len Verhältnisse  kennen  zu  lernen. 

Wie  die  Ärzte  die  physische  Gesundheit  der 
Menschen  zu  erhalten  berufen  sind,  so  haben  also  die 
besonderen  Rechtshilfestellen  die  Aufgabe,  für  einen 
gesunden  Zustand  der  breiten  Volksschichten  zu  sor- 
gen und  das  Ungesunde  von  ihnen  zu  entfernen.  Aus 
dieser  Tatsache  heraus  ist  aber  die  Rechtsschutz- 
bewegung von  Bedeutung  für  die  Nation,  was  nament- 
lich für  die  deutschen  Verhältnisse  zutrifft.  Es  gibt 
keinen  Kulturstaat,  der  in  seiner  Existenz  so  sehr  auf 
einen  gesunden  Volkskern  angewiesen  ist,  als  gerade 
Deutschland,  und  dies  sowohl  aus  militär-  wie  wirt- 
schaftspolitischen Gründen,  Liegt  doch  unser  Vater- 
land im  Herzen  Europas  mit  offenen  Grenzsäumen 
zwischen  zwei  verbündeten  feindlichen  Nachbar- 
staaten und  bedarf  daher  eines  doppelt  starken  Hee- 
res, Ferner  spielt  im  deutschen  Wirtschaftsleben  der 
Produktionsfaktor  Arbeit  eine  bedeutendere  Rolle  als 
in  fast  allen  übrigen  Kulturstaaten.  Wenn  Deutsch- 
land andere  Staaten  wirtschaftlich  (relativ  teilweise 
sogar  absolut)  überflügelt  hat  ^),  die  reicher  sind  an 
fruchtbarem  Boden  und  klimatischen  Vorzügen  (Frank- 
reich), günstig  gelegenen  Bodenschätzen  und  Kapital 
(England),  so  ist  dies  ein  Beweis,  wie  gerade  der  Pro- 
duktionsfaktor Arbeit  ^)  hier  mitgewirkt  hat  und  wei- 
ter mitwirken  muß,  wenn  die  einmal  erreichte  Höhe 
beibehalten  werden  soll.  Alles,  was  dazu  beiträgt, 
ein  physisch  und  moralisch  gesundes  „Volk"  zu  er- 
halten, arbeitet  demnach  mit  an  dem  blühenden  Wirt- 


1)  Die  Zunahme  der  Großbetriebe  in  Industrie  und  Handel, 
der  gewerblichen  Arbeiterbevölkerung  und  des  Nationalver- 
mögens während  der  letzten  Dezennien  als  Maßstab  genommen. 

2)  Unter  dem  vorliegenden  Gesichtspunkte  namentlich  die 
qualifizierte  materielle  Arbeit, 
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schaftsleben  unseres  Vaterlandes,  Daraus  erklären 
sich  überhaupt  die  sozialwirtschaftlichen  Vorteile 
, Deutschlands  gegenüber  anderen  wirtschaftlich  hoch 

! entwickelten  Kulturstaaten, 

j Es  haben  sich  ferner,  wie  bereits  gezeigt,  partei- 

I politische  Bestrebungen  der  ganzen  Bewegung  be- 

mächtigt, es  geht  ja  aus  der  Entwicklungsgeschichte 
hervor,  welch  bedeutende  Rolle  diese  bei  der  schnel- 
' len  Ausdehnung  der  Sekretariate  gespielt  haben.  Die 

Sekretariate  selbst  trugen  wiederum  wesentlich  dazu 
bei,  Organisationen  zu  stärken  und  zu  festigen,  welche 
^ die  politischen  Verhältnisse  zu  beeinflussen  vermögen, 

selbst  politische  Vereinigungen  haben  ja  Rechtshilfe- 
stellen gegründet.  Aus  diesem  Gesichtspunkte  heraus 
kann  die  deutsche  Bewegung  auch  als  eine  politisch 
bedeutsame  bezeichnet  werden,  und  dies  umsomehr, 
als  es  sich  in  der  Rechtsschutzbewegung  um  eine  Er- 
scheinung handelt,  die  das  Gros  des  Volkes  erfaßt  und 
sich  über  das  ganze  Reich  hin  erstreckt, 

Politik  und  Rechtsschutz  sind  von  Natur  zwei  so 
verschiedene  Dinge,  daß  sie  sich  eigenartig  neben- 
einander ausmachen,  Egoismus  und  Altruismus  sind 
hier  gleichsam  künstlich  aneinander  gekettet.  Die 
Rechtsschutztätigkeit  kann  daher  von  außenliegenden 
Interessen  beeinflußt  oder  mindestens  zu  solchen  aus- 
genutzt werden.  Die  von  rein  politischen  Parteien 
unterhaltenen  Rechtshilfebüros  sind  daher  vom  sach- 
lichen Standpunkte  möglichst  wirksamer  Rechtshilfe 
I aus  zu  verurteilen. 

1 Die  weitere  Entwicklung  der  modernen  Rechts- 

» ^ Schutzbewegung  zeigt  unverkennbare  Tendenzen. 

Die  Rechtsschutzbewegung  steht,  wie  bereits  er- 
p wähnt,  mit  der  ganzen  breiten  Volksmasse  in  Verbin- 

düng,  sie  dient  nicht  einer  bestimmten  Berufsgruppe. 
f|  Es  ist  daher  natürlich,  zweckmäßige  Einrichtungen 

(|  sozialen  und  charitativen  Charakters  mit  den  öffent- 
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liehen  Rechtsauskunftsstellen  zu  verbinden.  Dies  ist 
auch  stellenweise  schon  geschehen,  und  zwar  kommen 
hier  hauptsächlich  die  evang,  und  kath.  Volksbüros, 
die  Sekretariate  der  freien  Gewerkschaften  und  die 
gemeindlichen  (gemeinnützigen)  Rechtshilfestellen  in 
Betracht.  Manche  dieser  Auskunftstellen  verbinden 
bereits  mit  ihrer  Einrichtung  eine  lokale  Stellen- 
vermittlung, namentlich  für  Lehrlinge,  jugendliche  Ar- 
beiter und  Hausangestellte.  In  der  Tat  hat  niemand 
mehr  Gelegenheit,  sich  die  zur  erfolgreichen  Durch- 
führung einer  solchen  Kleinarbeit  notwendigen  Kennt- 
nisse der  lokalen  Verhältnisse  anzueignen,  wie  der 
Geschäftsführer  einer  Rechtshilfestelle.  Es  wäre  daher 
sehr  angebracht,  wenn  alle  Volksbüros  und  Sekre- 
tariate die  lokale  Stellenvermittlung  in  den  Bereich 
ihrer  Tätigkeit  zögen.  Da  sich  die  Rechtshilfestellen 
über  ganz  Deutschland  verteilen,  so  würden  sie  durch 
diese  bescheidene  Einrichtung  dem  deutschen  Wirt- 
schaftsleben einen  guten  Dienst  erweisen.  Ein  Zuviel 
würde  es  schon  bedeuten,  wenn  man  Arbeitsnachweis- 
stellen mit  den  Rechtsauskunftsstellen  in  Verbindung 
brächte,  wie  dies  verschiedentlich  angeregt  wurde.  Der 
Arbeitsnachweis  ist  bereits  nach  allen  Seiten  hin  vor- 
trefflich organisiert.  Soll  er  aber  intensiver  gestaltet 
werden,  so  ist  es  nicht  notwendig,  die  alten  Richtlinien 
zu  verlassen.  Vor  allem  aber  wäre  es  unangebracht, 
ihn  mit  der  Rechtsschutzbewegung  in  Zusammenhang 
zu  bringen.  Die  Erteilung  von  Rechtsrat  und  -hilfe, 
die  Rechtsbelehrung,  Beeinflussung  der  sozialen  Ge- 
setzgebung, Vermittelungstätigkeit  und  das  Anfertigen 
statistischer  Aufzeichnungen  sind  Aufgaben,  die  eine 
so  angestrengte  geistige  Arbeit  erfordern,  daß  es  ge- 
radezu töricht  wäre,  die  hier  in  Anspruch  genomme- 
nen Kräfte  durch  eine  rein  mechanische  äußerliche 
Einrichtung,  wie  es  die  Arbeitsnachweisstellen  sind, 
zu  beeinträchtigen  und  abzuschwächen. 
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Von  großer  sozialer  Bedeutung  ist  dagegen  die 
Verbindung  der  Rechtshilfestellen  mit  solchen  Ein- 
richtungen, die  mit  dem  Rechtsschutze  selbst  im  Zu- 
sammenhang stehen.  So  werden  Stimmen  laut,  den 
Leitern  der  ländlichen  Auskunftstellen  die  Eigenschaft 
als  Beurkundungspersonen  zu  verleihen,  mit  sämt- 
lichen Rechtsauskunftstellen  die  Generalvormund- 
schaft zu  verbinden  und  die  Rechtsauskunftstellen  bei 
der  Reform  des  Armenrechts  zu  berücksichtigen.  In 
Bezug  auf  letzteres  schreibt  das  Soziale  Museum  in 
Frankfurt  in  einem  Bericht  pro  1908:  „Die  Rechtsaus- 
, kunftstellen  dürften  — und  das  werde  ihr  nächster 

Fortschritt  sein  — sich  nicht  begnügen,  den  Einzelnen 
durch  Auskunftserteilung  zu  ihrem  Rechte  zu  verhel- 
fen, nicht  minder  groß  könne  ihr  Nutzen  für  unser 
Rechtsleben  dadurch  werden,  daß  sie  bei  der  dringend 
notwendigen  Reform  unseres  Armenrechts  in  Fort- 
führung der  bereits  von  ihnen  geleisteten  Arbeiten 
unmittelbar  und  kraft  öffentlichen  Rechts  in  den 
Dienst  des  Armenrechts  gestellt  würden." 

Auch  denkt  man  an  eine  Verbindung  der  Rechts- 
hilfestellen mit  dem  Einziehungswesen  und  der  Bil- 
dung von  Treuhandsinstituten  für  Gewerbetreibende 
und  Angestellte.  Jedenfalls  ist  das  Bestreben  vor- 
handen, den  Wirkungskreis  der  Sekretariate  und  son- 
stigen Rechtshilfestellen  bedeutend  zu  erweitern.  Dies 
ist  ein  natürlicher  Vorgang,  der  sich  aus  den  gegebe- 
nen Verhältnissen  entwickelt. 

Die  vorgeschilderte  Tendenz  erstreckt  sich  haupt- 
sächlich auf  die  innere  Ausgestaltung  des  Rechts- 
schutzes. Auch  in  der  äußeren  Entwicklung  der  gan- 
zen Organisation  ist  eine  Richtung  vorhanden,  näm- 
lich diejenige  der  Arbeitsteilung.  Es  ist  dies 
ein  durch  die  Natur  der  Sache  gebotener  Vorgang,  da 
die  ganze  Bewegung  sich  auf  eine  große  Masse  er- 
'*  streckt,  innerhalb  deren  voneinander  abweichende  Be- 
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dürfnisse  und  Interessen  vorhanden  sind;  man  denke 
an  die  industriellen  und  ländlichen  Arbeiter,  die 
Handwerker,  die  kleinen  Geschäftsleute  und  Be- 
amten, 

Der  besondere  Rechtsschutz  liegt  zwar  heute  noch 
zum  weitaus  größten  Teil  in  den  Händen  der  Arbei- 
ter-Organisationen; der  Staat  und  die  Kommunen 
gewinnen  aber  von  Jahr  zu  Jahr  neuen  Einfluß  auf 
die  Bewegung,  Die  Berufsstatistiken  der  Arbeiter- 
sekretariate und  gemeindlichen  (gemeinnützigen) 
Rechtshilfestellen  zeigen  heute  schon  die  Entwicklung 
einer  natürlichen  Arbeitsteilung,  Es  läßt  sich  auch 
denken,  daß  kleine  Leute,  wie  z,  B,  Handwerker,  Ge- 
schäftsleute, kleine  Beamte,  überhaupt  alle  Personen, 
die  zwar  zu  den  niederen  Klassen  zählen,  aber  den 
Arbeitern  mehr  oder  weniger  fern  stehen,  lieber  eine 
städtische  oder  gemeinnützige  Auskunftstelle  auf- 
suchen wie  ein  Sekretariat,  das  von  den  Gewerkschaf- 
ten oder  sonstigen  Arbeiterorganisationen  unterhalten 
wird.  Die  neue  Reichsversicherungsordnung  hat  zu- 
dem eine  große  Anzahl  solcher  Personen  dem  Ver- 
sicherungszwange unterworfen,  die  der  Arbeiterklasse 
fernstehen.  Andererseits  wenden  sich  die  Arbeiter 
lieber  an  die  Arbeitersekretariate,  Zudem  veranlaßt 
die  Zunahme  der  Organisationen  die  Arbeiter  von 
selbst,  die  Sekretariate  aufzusuchen.  Ferner  begin- 
nen, wie  schon  erwähnt,  die  Handwerker  ihren  eignen 
Rechtsschutz  zu  organisieren,  und  endlich  ist  auf  dem 
platten  Lande  eine  besondere  Rechtshilfebewegung 
in  den  Bemühungen  der  Landwirtschaftskammern, 
Bauernvereine , ländlichen  Genossenschaften  und 
Friedens  vereine  im  Entstehen  begriffen.  Der  „Verband 
der  deutschen  gemeinnützigen  und  unparteiischen 
Rechtsauskunftstellen“  macht  eifrig  Propaganda  für 
die  Ausbreitung  der  gemeinnützigen  Rechtsauskunft 
auf  das  Land, 
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Durch  das  allmähliche  Zustandekommen  einer 
solchen  Arbeitsteilung  tritt  naturgemäß  das  partei- 
liche Bestreben  innerhalb  der  Rechtsschutzbewegung, 
und  die  politische  Seite  derselben,  wie  sie  sich  in  den 
Entwicklungs Jahren  zeigte,  mehr  und  mehr  in  den 
Hintergrund, 

Die  A r b e i t e r s e k r e t a r i a t e bilden 
sich  in  ihrem  engen  Zusammenhang  mit 
den  Gewerkschaften  zu  sogenannten 
Arbeiterkammern  aus,  die  gemein- 
nützigen und  unparteiischen  Rechts- 
hilfestellen mit  ihrem  öffentlichen 
Charakter  zu  Zentralstellen  der  mo- 
dernen Wohlfahrtspflege 

Die  Arbeitsteilung  bringt  auch  den  großen 
Vorteil  mit  sich,  möglichst  tüchtige  Rechtsschutz- 
beamte heranbilden  zu  können.  Die  Arbeitersekre- 
täre rekrutieren  sich  heute  fast  ausschließlich  aus 
solchen  Männern,  die  vorher  im  Arbeitsverhältnis 
standen  oder  selbständige  Meister  waren,  sich  aber 
schon  damals  mit  den  Organisationen  ehrenamtlich 
beschäftigten,  Ihr  persönliches  Temperament  ver- 
anlaßte  sie,  sich  ganz  den  Organisationen  zu  widmen, 
zumal  hier  durch  die  Einrichtung  des  Rechtsschutzes 
eine  Anzahl  neuer  Beamte  notwendig  wurde.  Beson- 
dere Kurse  gaben  ihnen  die  notwendigen  Kenntnisse 
auf  dem  Gebiet  der  einschlägigen  Gesetzgebung,  Man 
hat  es  mit  den  heutigen  Arbeitersekretären  z,  T,  noch 
mit  einem  Schlage  aus  der  „guten  alten  Zeit“  zu  tun. 
Die  Frage  des  Nachwuchses  wird  keine  einfache  sein, 
da  sich  der  Wirkungskreis  der  Sekretariate  auf  dem 
Gebiete  des  besonderen  Rechtsschutzes  in  starkem 
Maße  ausgedehnt  hat.  Die  bisherigen  Kurse  dürften 
den  gesteigerten  Anforderungen  nicht  mehr  genügen. 
Die  städtischen  und  gemeinnützigen  Rechtshilfestellen 
haben  vor  den  Sekretariaten  den  Vorteil,  daß  sie  zum 
großen  Teil  schon  mit  Volljuristen  besetzt  sind.  Zu- 
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dem  haben  für  sie  die  ministeriellen  Assessorenerlasse 
große  Bedeutung,  Das  preußische  und  sächsische 
Justizministerium  haben  nämlich  den  Assessoren  die 
Mitwirkung  bei  den  gemeinnützigen  Rechtsauskunft- 
stellen empfohlen  und  ohne  Unterbrechung  des  Dienst- 
alters ermöglicht. 

Eine  Arbeitsteilung  wäre  für  die  Leiter  von  Se- 
kretariaten und  sonstigen  Rechtshilfestellen  insofern 
von  Vorteil,  als  es  sich  bei  den  einzelnen  Berufs- 
gruppen um  zwar  noch  umfangreiche,  aber  doch  be- 
stimmt abgegrenzte  Rechtsgebiete  handelt.  Natürlich 
wird  sich  dann  auch  der  Rechtsschutz  als  solcher  in 
seinen  Einzelheiten  intensiver  gestalten. 

Im  Anschlüsse  an  die  vorliegenden  Gesamtaus- 
führungen drängt  sich  die  Frage  auf,  ob  die  besondere 
Rechtschutzbewegung,  die  eine  so  vielseitige  Bedeu- 
tung hat  und  sich  wie  ein  feines  Stromnetz  über  das 
ganze  Reich  hin  verteilt,  auf  die  soziale  Frage  von 
irgendwelchem  Einflüsse  zu  sein  vermag. 

Die  junge  Bewegung  erfüllt  zweifellos  eine  soziale 
Aufgabe  ersten  Ranges,  die  ihrer  Besonderheiten 
nach  wiederum  die  sozialen  Verhältnisse  selbst  stark 
beeinflußt.  Sie  hat  aber  vom  Standpunkte  der  Betä- 
tigung auf  dem  Gebiete  des  Rechts  mehr  einen  chari- 
tativen  als  sozialpolitischen  Charakter,  während  die 
soziale  Frage  im  Prinzip  eine  politische  ist.  Ein  un- 
mittelbarer Einfluß  kann  daher  durch  die  vorliegende 
Bewegung  wenigstens  vom  Standpunkte  des  Rechts- 
schutzes aus  überhaupt  nicht  ausgeübt  werden. 
Mittelbar  dagegen  ist  ein  Einfluß  vorhanden  und 
zwar  durch  den  hohen  erzieherischen  Wert,  den  die 
Bewegung,  wie  gezeigt,  für  die  breite  Volksmasse  be- 
sitzt. Inwieweit  dieser  die  soziale  Frage  beeinflußt, 
entzieht  sich  zwar  der  Beobachtung,  daß  es  aber  ge- 
schieht, ist  natürlich. 
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Von  einer  weiteren  Bedeutung  für  die  soziale 
Frage  ist  die  besondere  Rechtsschutzbewegung  durch 
die  Tatsache,  daß  sie  sich  zu  einem  großen  Teile  auf 
die  gewerblichen  Arbeiter  erstreckt.  Schon  die  Not- 
wendigkeit des  Rechtsschutzes  allein  war  ja  für  die 
Arbeiterorganisationen  von  großer  Bedeutung,  Je 
mehr  Hilfe  und  Schutz  für  die  Arbeiter  notwendig 
wird,  umsomehr  neigen  diese  dazu,  sich  zu  organi- 
sieren, Darin  liegt  die  schon  erwähnte  agitatorische 
Bedeutung  des  besonderen  Rechtsschutzes,  An  füh- 
render Stelle  ist  dies,  wie  gezeigt,  von  vornherein 
erkannt  worden  und  hat  zu  einem  energischen  Han- 
deln veranlaßt.  Dieses  hatte  eine  außerordentliche 
Zunahme  der  Organisationen  zur  Folge,  und  hierin 
liegt  der  zweite  mittelbare  Einfluß  der  besonderen 
Rechtsschutzbewegung  auf  die  sozialen  Verhältnisse, 

Ein  unmittelbarer  Einfluß  dagegen  ist  undenkbar, 
da  die  Bewegung  zwar  mit  dem  Wirtschaftsleben  in 
engem  Zusammenhänge  steht,  auf  das  Wirtschaften 
selbst  aber  keinen  nennenswerten  Einfluß  auszu- 
üben vermag. 


Die  Rcchtshilfebewegung  im  Ausland. 


Im  Auslande  hat  man  von  vornherein  die  Ent- 
wicklung unserer  besonderen  Rechtsschutzbewegung 
mit  großem  Interesse  verfolgt  ^).  Dort  findet  man  in- 
dessen noch  bei  weitem  keine  so  zweckmäßige  Organi- 
sation der  besonderen  Rechtshilfe  wie  in  Deutschland,  In 
der  Rechtsschutzbewegung  Deutschlands  handelt  es  sich 
um  eine  nationale,  d,  h,  echt  deutsche  Erscheinung, 
Zur  Begründung  dieser  Tatsache  braucht  man  nicht 


1)  Vgl,  Jahresbericht  des  Sekretariates  Nürnberg  pro  1904. 
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in  die  dunklen  Tiefen  der  Volkspsychologie  hinabzu- 
steigen; die  besonderen  wirtschaftlichen,  sozialen  und 
politischen  Verhältnisse  waren  vielmehr  die  treiben- 
den Kräfte,  wie  ja  bereits  aus  der  Entstehungs- 
geschichte der  besonderen  Rechtshilfestellen  hervor- 
geht. Man  denke  nur  an  den  plötzlichen  Aufschwung 
unseres  Wirtschaftslebens,  die  damit  verbundene  Zu- 


nahme des  Proletariats  und  die  innerpolitischen  Ver- 
hältnisse, Im  Zusammenhänge  hiermit  steht  auch 
der  Unterschied  unseres  Arbeiterschutzes  und  unserer 
Arbeiterversicherung  zu  denjenigen  anderer  Kultur- 
staaten, Diese  Gesetzesmaterie  spielt  aber  eine  be- 
deutende Rolle  in  der  besonderen  Rechtsschutz- 
bewegung, Was  die  übrigen  Rechtsgebiete  — bürger- 
liches Recht,  Gemeinde-  und  Staatsangelegenheiten 
usw,  — angeht,  so  sind  ja  auch  diese  in  den  einzelnen 
Kulturstaaten  mehr  oder  weniger  verschiedentlich 
geordnet;  denn  jeder  Staat  hat  seine  eigene  EntwicK- 
lung,  Kultur  und  Verfassung, 

Da  indessen  die  Rechtshilfebewegung  mit  der 
modernen  Wirtschaftsordnung  und  dem  individua- 
listischen Charakter  der  modernen  Kultur  überhaupt 
im  Zusammenhänge  steht,  so  m u ß sie  sich  in  allen 
wirtschaftlich  entwickelten  Kulturstaaten  vorfinden 
oder  wenigstens  im  Entstehen  begriffen  sein. 

In  den  Berichten  der  ausländischen  Gewerk- 
schaften ist  von  besonderen  Rechtshilfestellen 
nichts  zu  finden.  Indessen  halten  es  auch  die  Ge- 
werkschaften des  Auslandes  für  ihre  Pflicht,  wenig- 
stens ihren  Mitgliedern  Rechtsrat-  und  Hilfe  zu  er- 
teilen, wenn  auch  nur  in  der  sozialen  Gesetzgebung 
— Arbeiterversicherung,  Arbeitsvertrag,  — Es  handelt 
sich  bei  ihnen  aber  nur  um  eine  nebenamtliche  Tätig- 
keit, So  heißt  es  in  H,  v,  Nostiz:  „Das  Aufsteigen  des 

L Arbeiterstandes  in  England’*  (S.  228)  im  Anschlüsse 

an  die  Trade  Unions:  „Es  soll  das  Vereinsmitglied 

I 
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gegen  Verkürzungen  seiner  wohlerworbenen,  sei  es 
vertragsmäßiger  oder  gesetzlicher  Rechte  und  gegen 
Bedrückung  geschützt  werden,  Schutz  der  gesetz- 
lichen Rechte,  Unterstützung  ungerecht  behandelter 
Mitglieder,  Erlangung  von  Recht  und  Abwehr  von 
Übergriffen  sind  die  allgemeinen,  Hilfe  gegen  un- 
begründeten Lohnabzug,  ungerechttfertigte  Entlas- 
ring,  sowie  gegen  Vertragsbruch  jeder  Art,  insbeso^x 
dere  Nichtgewährung  des  bedungenen  Lohnes,  Aus- 
folgung  der  gesetzlichen  Unfallentschädigung  die  be- 
sonderen Ziele,  die  in  den  Satzungen  am  häufigsten 
genannt  werden,”  Die  Trade  Unions  bestellen  zu 
diesem  Zwecke  Rechtsanwälte, 

Die  Groß-New- Yorker  Gewerkschaften  errichte- 
ten bereits  im  Jahre  1900  ein  Sekretariat,  das  ähnlich 
organisiert  ist  und  ähnliche  Aufgaben  hat  wie  die 
deutschen  Arbeitersekretariate,  Man  hat  also  hier 
— wahrscheinlich  unter  deutschem  Einfluß  — ein 
Analogon  zur  deutschen  Bewegung, 

In  Frankreich  befassen  sich  die  Arbeitskammern 
mit  dem  Rechtsschutz  der  einzelnen  Arbeiter,  In 
dem  achten  internationalen  Bericht  über  die  Gewerk- 
schaftsbewegung 1910  (Berlin  1911,  Verlag  der  Gene- 
ralkommission der  Gewerkschaften  Deutschlands) 
befindet  sich  ferner  auf  S,  62  unter  Frankreich  fol- 
gende Angabe  zur  Beschreibung  der  Tätigkeit  der 
französischen  Arbeitsbörsen:  ,, Diese  Arbeitsbörsen 

unterhalten  Bibliotheken  und  Unterrichtskurse, 
Rechtsauskunftsstellen  und  Unfallstatio- 

ff 

nen. 

In  Belgien  existieren  keine  Rechtshilfebüros. 
Viele  der  Gewerkschaften  (syndicats)  und  Verbände 
(federations)  setzen  sich  mit  Advokaten  in  Verbin- 
dung, die  sich  gegen  ein  Entgelt  verpflichten,  die 
Mitglieder  vor  den  Instanzen  zu  vertreten.  Sie  tun 
dies  jedoch  nur  in  der  sozialen  Gesetzgebung,  in 
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allen  übrigen  Rechtsfragen  müssen  sich  die  Mitglieder 
selbst  zu  helfen  wissen.  Die  Statuten  der  christlichen 
Gewerkschaften  Belgiens  besagen: 

Chapitr  IV,.  Service  des  Consultations  juririques 
et  de  la  Bourse  de  Travail. 

Art.  19.  — Les  Services  des  consultations 
juridiques  et  de  la  Bourse  du  travail  sont  organises 
et  diriges  par  le  Comite,  Celui  — ci  arrete  les  regle- 
ments  particulies  de  ces  differents  servics. 

Art.  20,  — Tout  membre  victime  dun  accident 
du  travail,  doit  s'adresser  immediatement  au  Secre- 
taire  de  1 Union  et  suivre  les  indications,  qui  lui  sont 
donnees, 

Art,  22,  — II  est  recommende  aux  membre  de 
s adresser  au  Comite  de  1 Union  lorsq'ils  eprouvent 
des  difficultes  au  sujet  du  paiement  de  leur  salaire 
ou  de  1 execution  de  leur  contrat  de  travail. 

Nach  diesen  Artikeln  werden  in  der  Unfallver- 
sicherung den  Verletzten  durch  den  Gewerkschafts- 
sekretär die  notwendigen  Hinweise  gegeben.  Ebenso 
wird  den  Mitgliedern  der  Gewerkschaften  empfohlen, 
sich  in  Lohnstreitigkeiten  und  Konflikten  aus  dem 
Arbeits vertrag  an  den  Vorsiz  der  Gewerkschaft  zu 
wenden.  Demnach  kommt  nur  die  soziale  Gesetz- 
gebung in  Betracht, 

Die  Saisonarbeiter  und  Wanderarbeiter  verfügen 
in  Belgien  über  einen  besonders  organisierten  Rechts- 
schutz, Es  handelt  sich  hier  hauptsächlich  um  die 
Bevölkerung  des  stark  bewohnten  östlichen  Flan- 
derns, „que  les  pressants  bescins  de  la  vie  ont  forces 
a quitter  leur  village,”  (Die  aus  Nahrungsmangel  ge- 
zwungen werden,  ihr  Dorf  zu  verlassen.)  Diese  Leute 
bedürfen  eben  ganz  besonders  des  Rechtsschutzes,  da 
sie  unter  schwierigen  Verhältnissen  zu  arbeiten  ge- 
zwungen sind.  Im  Jahre  1900  wurde  ein  Verband 
der  hier  in  Betracht  kommenden  Arbeiterbevölkerung 
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gegründet,  der  hauptsächlich  Rechtsrat  und  Rechts- 
hilfe bezweckt.  Dieser  Verband  wird  durch  wohl- 
tätige und  staatliche  Beiträge  unterstützt.  Nach  dem 
Bericht  des  Comite  de  protection  des  Ouvriers  — 
Emigrants  (Liste  des  difficultes  arrangees  par  Inter- 
vention du  syndicat)  kommen  die  verschiedensten 
Fälle  aus  dem  Arbeits  vertrag  und  der  Versicherung 
in  Betracht,  Im  Jahre  1907  wurden  durch  Vermitt- 
lung des  Verbandssekretariats  für  die  Mitglieder  im 
Streitverfahren  ein  Barerfolg  von  rund  33  500  frs. 
gewonnen. 

Nach  den  in  Guimard:  ,,Les  chambres  ou  Con- 
seils de  1‘industrie  et  du  Travail  en  Belgique,  en 
Hollande  et  en  France”  1905  enthaltenen  Tabellen 
erteilen  auch  die  holländischen  Arbeitskammern 
Rechtshilfe.  Es  handelt  sich  aber  auch  hier  nur  um  die 
soziale  Gesetzgebung  und  eine  nebenamtliche  Tätig- 
keit, Ferner  gibt  es  in  Holland  neutrale,  soziali- 
stische und  christliche  Arbeitersekretariate  mit  einem 
besoldeten,  nicht  juristischen  Beamten,  der  auch  die 
Parteien  bei  Amtsgerichten  vertritt 

In  der  Schweiz  ist  der  besondere  Rechtsschutz 
ähnlich  organisiert  wie  in  Deutschland.  Es  kommen 
hier  in  Betracht  die  Arbeitersekretariate  in  Bern, 
Luzern,  Basel-Stadt,  Schaaffhausen,  St,  Gallen,  Kur, 
Baden  im  Argau,  Frauenfeld  (Turgau),  Winterthur, 
(Zürich),  Das  „Schweizerische  Arbeitersekretariat” 
wird  demnächst  einen  Zentrabericht  über  alle  schwei- 
zerischen Arbeitersekretariate  herausgegeben.  Die 
Sekretariate  dienen  hier  nicht  so  ausschließlich  der 
Rechtshilfe  wie  die  deutschen  Institute,  sondern  haben 
vielmehr  auch  die  Aufgaben  der  deutschen  Gewerk- 
schaftskartelle und  anderer  deutschen  Institutionen, 
wie  z B.  der  Statistischen  Ämter  in  sich  eingeschlossen 
So  gibt  z,  B,  das  bekannte  schweizerische  Arbeiter- 
sekretariat auf  Veranlassung  der  Behörde  von  Zeit  zu 
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Zeit  größere  Abhandlungen  wirtschaftlichen  und  sozi- 
alen Inhalts  heraus,  die  allgemeinen  wissenschaftlichen 
Wert  beanspruchen  dürfen,  Wenn  sie  sich  auch  nur  auf 
die  inländischen  Verhältnisse  beziehen*).  Über  die 
Rechtshilfetätigkeit  dagegen  werden  noch  keine  den 
deutschen  Statistiken  entsprechende  Aufzeichnungen 
geführt. 

Auch  die  Einrichtungen  gemeinnütziger  Art,  d.  h, 
die  von  privaten  Wohltätigkeitsvereinen,  Gemeinden 
und  dem  Staate  gegründeten  Rechtshilfebüros  sind  im 
Ausland  vorhanden.  In  Amerika  besteht  eine  ,, Legal 
Aid  Society”,  welche  Institute  geschaffen  hat,  die  den 
gemeinnützigen  Rechtsauskunftstellen  in  Deutschland 
ähnlich  sind.  Der  Verein  beschäftigt  25  Juristen  und 
eine  große  Anzahl  Unterbeamten,  er  verausgabte 
1908  mehr  als  160  000  Mark;  den  ihr  bewilligten 
städtischen  Kredit  nimmt  sie  nicht  an,  weil  sie  von 
den  städtischenBehörden  vollkommen 
unabhängig  bleiben  will.  Der  Ehrenvize- 
präsident dieses  Rechtsschutzvereins  ist  der  jeweilige 
Präsident  der  Vereinigten  Staaten,  Mitglieder  der 
genannten  Gesellschaft  sind  unter  anderen  Carnegie, 
Rockefeiler,  Rooseveld,  Tafft,  Interessant  dürfte  es 
sein,  daß  der  besagte  Verein  aus  dem  in  New-York 
1876  gegründeten  ,, Deutschen  Rechtsschutzverein” 
entstanden  ist.  In  verschiedenen  amerikanischen 
Städten  bestehen  noch  dazu  besondere  Rechtsschutz- 
Vereine,  (Chicago,  St,  Francisco,  St,  Louis  usw,) 

In  Frankreich  hat  die  ,,Confederation  generale 
du  travail”  (Paris)  einen  medico-chirurgischen  und 


1)  So  z.  B.  „Arbeitslosenunterstützung  und  Arbeitsnach- 
weis", Bericht  an  das  Schweiz.  Industriedepartement  (Zürich 
1901),  „Die  Heimarbeit  in  der  appenzellischen  Weberei“  (Zürich 
1911),  Entwicklung  der  nationalen  Wirtschaft  und  ihr  derzeiti- 
ger Bestand,  Zürich  1908. 
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juristischen  Dienst  eingerichtet,  der  Tag  für  Tag 
jedem  Arbeiter  von  8 — 11  Uhr  morgens  und  2 — 6 
nachmittags  zugängig  ist^).  Zudem  erteilen  in  Frank- 
reich die  beim  Apellgerichtshof  und  den  größeren 
Gerichten  der  Provinz  eingeschriebenen  Advokaten 
in  dem  sog,  Bureau  de  consultations  gratuites  (ge- 
meinnützige Rechtshilfestelle)  unentgeltlich  Rechts- 
auskunft; ebenso  hat  in  einigen  Bezirken  von  Paris 
und  in  einzelnen  Städten  die  Gemeindeverwaltung 
Bureaus  eingerichtet  zur  Erteilung  von  Rechtsaus- 
kunft an  Unbemittelte  durch  einen  Anwalt, 

ln  Dänemark  besteht  eine  bedeutende  Rechts- 
hilf estelle  der  Studentenvereinigung,  Dieses  Institut, 
welches  1885  mitten  in  einer  politischen  Kampf- 
periode von  der  liberalen  Studentenkorporation  ge- 
gründet wurde,  von  Staat  und  Gemeinde  finanziell 
unterstützt.  Der  Wartesaal  dieses  Institutes  enthält 
Sitzplätze  für  100  Personen, 

Auch  in  den  anderen  Kulturstaaten  Europas, 
England,  Österreich-Ungarn,  Holland,  Norwegen  ist 
eine  Bewegung  der  gemeinnützigen  Rechtsauskunft 
im  Entstehen  begriffen  und  zwar  dient  hierbei  stellen- 
weise (Schweiz)  die  deutsche  Bewegung  als  Vorbild 
(städtische  Einrichtung),  stellenweise  spielt  dabei  im 
Gegensatz  zu  Deutschland,  die  Rechtsanwaltschaft 
eine  bedeutende  Rolle  (Rußland,  England,  Holland, 
Österreich-Ungarn)  -), 

Die  vorliegenden  Ausführungen  wollen  natürlich 
kein  Bild  der  ausländischen  Rechtsschutzbewegung 
geben,  dies  ist  überhaupt  unmöglich,  da  im  Auslande 
selbst  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  hierüber 
keine  Aufzeichnungen  geführt  resp,  Mitteilungen  ver- 


1)  Vgl,  Soziale  Praxis  Nr,  48,  1907. 

2)  Vgl.  Soziale  Praxis  Nr.  28,  1910;  Nr,  30,  1911;  Nr.  23, 


1912, 
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öffentlicht  werden.  Sie  sollen  nur  zeigen,  daß  auch 
im  Ausland  die  besondere  Rechtsschutzbewegung 
existiert  und  sich  auch  hier  auf  dieselben  Elemente  — 
Selbsthilfe,  öffentliche  Wohltätigkeit,  staatliches  Ein- 
greifen — aufbaut. 

Während  indessen  im  Ausland  die  Bewegung  so- 
zusagen noch  in  den  Kinderschuhen  steckt,  ist  sie  in 
Deutschland  aus  den  angeführten  Gründen  bereits  zu 
großen  Organisationen  ausgebildet,  die  zwar  auch 
noch  keinen  festen  Abschluß  darstellen,  den  Weg 
hierzu  aber,  wie  gezeigt,  bereits  gefunden  haben. 


Lebenslauf. 


Am  6,  August  1885  wurde  ich,  Cornelius 
S c h a e f e r,  als  Sohn  des  im  Jahre  1905  zu  Aachen 
verstorbenen  Notars  Justizrat  J.  Schaefer  und  seiner 
Gemahlin  Helene  geb,  Hallerbach  zu  Tholey,  Bezirk 
Trier,  geboren.  Meine  Confession  ist  katholisch. 

Die  Schulzeit  verbrachte  ich  am  Königl,  Kaiser 
Wilhelm-Gymnasium  zu  Aachen  und  am  städtischen 
Gymnasium  zu  Viersen,  An  letzterem  bestand  ich 
am  12.  März  1908  die  Reifeprüfung. 

Dann  bezog  ich  die  Kgl.  Preußische  Friedrich- 
Wilhelms-Universität  zu  Bonn,  deren  juristischen  und 
philosophischen  Fakultät  ich  seit  April  1908  bis  Au- 
gust 1912  ohne  Unterbrechung  angehörte,  um  mich 
dem  Studium  der  Staatswissenschaften  zu  widmen. 

Ich  hörte  neben  allgemeinbildenden  und  juristi- 
schen Collegen  die  Vorlesungen  aus  dem  Gebiete  der 
allgemeinen  und  speziellen  Volkswirtschaftslehre  als 
Hauptfach,  der  Finanzwissenschaft  und  Geographie 
als  Nebenfächer. 

Am  12.  November  1913  bestand  ich  in  der  Phi- 
losophischen Fakultät  der  genannten  Universität  die 
mündliche  Prüfung  zur  Erlangung  der  Doktorwürde. 


